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Vorwort
Rechtsvergleichende Grundlagenforschung lebt von dem fortwährenden wissenschaftlichen Austausch 

auf Tagungen und Konferenzen. Welche Rolle unser Institut dabei als internationaler Ideen- und Impulsge-

ber spielt, lässt sich an den zahlreichen Veranstaltungen des Jahres 2016 ablesen.

Hier in Hamburg wurde etwa über spezialisierte Gerichte im Privatrecht, die Folgen des Brexit für das Pri-

vatrecht und über Ausschreitungen im Profifußball debattiert. In der Rabel-Lecture ging es um die Zukunft 

des Familienrechts in Europa. Die Afternoon Talks on Islamic Law tauchten in die Welt des islamischen 

Familienrechts ein; die Hamburger Vorträge zum chinesischen Recht erläuterten chinese characteristics im 

Privat- und Wirtschaftsrecht. Deutsche und französische Wirtschaftsrechtler trafen sich zu ihrem alljähr-

lichen Kolloquium. Das ukrainische Privatrecht wurde im Kontext seiner fortschreitenden Europäisierung 

unter die Lupe genommen. Die Verfassung der europäischen Wirtschaft vermaßen die Referenten eines 

Geburtstagssymposiums zu Ehren von Ernst-Joachim Mestmäcker.

Verstreut über den ganzen Globus fanden viele Veranstaltungen gemeinsam mit ausländischen Partnern 

statt: In Tokio wurde das zwanzigjährige Bestehen der Zeitschrift für japanisches Recht mit einem Sympo-

sium zum Thema „Information Duties, Disclosure Duties, and Transparency Obligations under Japanese 

and German Private Law” gefeiert, ein zweites Jubiläumssymposium zur Selbstregulierung fand in Ham-

burg am Institut statt. In Zürich tauschten sich Forscher über das Recht der Familiengesellschaften aus, in 

New York über das Verhältnis von Schiedsgerichtsbarkeit und EU-Recht. In Nijmwegen fand eine feierliche 

Festschriftenübergabe statt. Wiederum in Tokio berieten deutsche, chinesische, japanische und südkorea-

nische Kollegen über aktienrechtliche Fragen.

Der wissenschaftliche Ertrag dieser Veranstaltungen wird regelmäßig in Buch- und Zeitschriftenveröffentli-

chungen festgehalten. Hierzu gehören aus den Vorjahren etwa die Sammelbände „Legislators, Judges, and 

Professors“ und „Zukunftsperspektiven der Rechtsvergleichung“, ferner Buchveröffentlichungen zu „Spe-

cial Economic Zones“, „Employee Participation and Collective Bargaining in Europe and China“, „German 

and Asian Perspectives on Company Law“, „Changing God’s Law – The dynamics of Middle Eastern family 

law“ und „50 Jahre Aktiengesetz“.

Über zahlreiche weitere Veröffentlichungen, unter ihnen drei aktuelle Habilitationsschriften zu Kollektivver-

einbarungen im grenzüberschreitenden Unternehmen, Strukturen eines Dienstleistungsvertragsrechts und 

Langzeitverträgen in rechtsvergleichender Perspektive, unterrichtet dieser Tätigkeitsbericht. Ein besonders 

herzlicher Dank gilt Angelika Harksen, die diesen Tätigkeitsbericht – wie zwölf andere zuvor – vortrefflich 

betreut hat und nun in den wohlverdienten Ruhestand tritt. Ebenso herzlich sei dem nichtwissenschaft-

lichen Personal im Hause gedankt, ohne dessen großen Einsatz ein solch vibrierendes Institutsleben mit 

zahlreichen Großveranstaltungen und vielen ausländischen Gästen nicht möglich wäre.

Hamburg, im März 2017					     Holger Fleischer

							       Geschäftsführender Direktor
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Grundlagenforschung vor dem Hintergrund  
wachsender Internationalisierung
Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht

Die Entwicklung des europäischen Binnenmarkts, die welt-

weite Verflechtung multinationaler Wirtschafts- und Finanz-

unternehmen sowie die wachsende Internationalisierung des 

Alltags erfordern auf allen Gebieten des Privatrechts neue Lö-

sungsansätze. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 

Privatrecht haben es sich daher zur Aufgabe gemacht, die ge-

sellschaftlichen, wirtschaftlichen und rechtlichen Herausfor-

derungen der Globalisierung wissenschaftlich zu untersuchen 

und kritisch zu begleiten.

Im Mittelpunkt der wissenschaftlichen Arbeit steht die Rechts-

vergleichung. Mit der funktional-rechtsvergleichenden und der 

historisch-rechtsvergleichenden Analyse der Rechtsinstitute 

des Privat- und Wirtschaftsrechts verfolgen die Wissenschaft-

ler ihr grundlegendes Erkenntnisinteresse, die Unterschiede 

und Gemeinsamkeiten zwischen den verschiedenen Rechts-

ordnungen festzustellen. Aus der rechtsvergleichenden Analy-

se gewinnen sie Erkenntnisse zu Entstehung, Systematik und 

Funktionsweise des eigenen und des ausländischen Rechts 

und entwickeln daraus Lösungen für eine mögliche Fortent-

wicklung, Harmonisierung und Vereinheitlichung des Rechts 

– auf europäischer und globaler Ebene. Die Forschung am In-

stitut dient damit auch dazu, eine internationale Verständigung 

über das Recht zu schaffen und Instrumente zu entwickeln, mit 

deren Hilfe die Anwendung der nationalen Rechtsordnungen 

auf grenzüberschreitende Sachverhalte besser koordiniert 

werden kann.

Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten spiegeln sich in wis-

senschaftlichen Veröffentlichungen (s. S. 84) sowie in Emp-

fehlungen und Gutachten für Kommissionen, Regierungen und 

Gerichte wider. Das Institut leistet damit einen aktiven Beitrag 

zur Rechtsentwicklung im In- und Ausland.

Eine Liste aktueller Forschungsprojekte zu den Schwer-

punkten finden Sie auf unserer Webseite www.mpipriv.de 

im Bereich „Forschung“.

Forschungsschwerpunkte im Überblick

Europäisches Privatrecht und Privatrechtsvereinheitlichung

Eines der wichtigsten Ziele dieses Forschungsschwerpunktes 

ist die Konzeption einer künftigen europäischen Privatrechtsord-

nung. Das Institut befasst sich auch auf globaler Ebene mit den 

durch die Rechtsvereinheitlichung aufgeworfenen Herausforde-

rungen, etwa im Bereich der internationalen Handelsverträge.

Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht

Wesentliche Themen im Rahmen dieses Schwerpunktes sind 

etwa Rechtsregeln für die geschlossene Kapitalgesellschaft, 

die Zukunft der Corporate Governance, das Recht der Nonprofit-

Organisationen und das Stiftungsrecht, die unternehmensrecht-

liche Querschnittsmaterie Whistleblowing sowie kartellrecht-

liche Fragestellungen.

Internationales Privat- und Verfahrensrecht

Fundament dieses Forschungsbereichs sind Fragestellungen 

über die internationale gerichtliche Zuständigkeit, die Anwend-

barkeit ausländischer Rechtsnormen und die Gültigkeit natio-

naler Gerichtsentscheidungen im Ausland. Die Fortentwicklung 

des internationalen Privatrechts, vor allem der wachsende Be-

stand an Kollisionsnormen in der EU-Gesetzgebung, prägt die 

Themen zahlreicher Forschungsprojekte am Institut.

Methodenlehre, Rechtsvergleichung, Rechtsgeschichte, 
Rechtsökonomie

Zu den Forschungsfeldern am Institut gehören auch Grundfra-

gen der europäischen und vergleichenden Methodenlehre. Die 

methodischen Ansätze der internationalen Rechtsvergleichung 

reichen bis in die Zeit der Institutsgründung zurück. Im Fokus der 

Forschungsarbeit steht zudem die Erschließung der historischen 

Grundlagen des modernen Zivilrechts.

Ausländisches Recht: Regionale Kompetenzzentren und 
Länderreferate

Um die Transformationsprozesse und Reformen in ausländischen 

Rechtsordnungen wissenschaftlich begleiten zu können und an-

dererseits vertiefte Kenntnisse über wirtschaftlich besonders 

wichtige, aber sprachlich schwer zugängliche Rechtsordnungen 

zu erlangen, wurden regionale Kompetenzzentren etabliert: Chi-

na, Korea und Japan, Russland und weitere GUS-Staaten, Süd-

osteuropa, die islamischen Länder sowie Lateinamerika.



9

Grundlagenforschung vor dem Hintergrund  
wachsender Internationalisierung
Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht

Institutsbibliothek

Mit einem Bestand von über 500.000 Bänden steht den Wissen-

schaftlern eine der weltweit bedeutendsten Sammlungen zivil-

rechtlicher Literatur als Arbeitsinstrument zur Verfügung. Sie 

enthält privat- und wirtschaftsrechtliche Bücher und Zeit-

schriften aus den rund 200 Ländern der Welt. Die Institutsbibli-

othek ist damit die größte Spezialbibliothek Europas zum aus-

ländischen und internationalen Privatrecht. Jährlich kommen 

rund 1.000 Gäste aus dem In- und Ausland ans Institut, um hier 

Literatur für ihre Forschung zu finden. 

Internationale Vernetzung

Daneben macht seine weitreichende internationale Vernetzung 

das Institut zu einem weltweit einzigartigen Forschungsknoten-

punkt für all diejenigen, die rechtsvergleichend zum Privatrecht 

und zum internationalen Privatrecht forschen. Das Institut be-

schäftigt eine Vielzahl von Länderreferenten, die gezielt die 

Beziehungen in bestimmte, rechtlich besonders interessante, 

Länder und Regionen pflegen und kontinuierlich ausbauen. Da-

rüber hinaus  vergibt das Institut jährlich rund 100 Stipendien 

an ausländische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 

die das weltumspannende Netzwerk weiter ausbauen. 

Nachwuchsförderung 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses nimmt ei-

nen besonderen Stellenwert ein. Das Institut sieht darin eine 

herausragende und alle Arbeitsbereiche umfassende Aufgabe. 

Habilitationen und Promotionen werden am Institut durch Refe-

renten- und Doktorandenstellen gefördert. In verschiedenen 

Veranstaltungsformaten erhält der wissenschaftliche Nach-

wuchs des Instituts die Chance, seine Thesen und Erkenntnisse 

vorzutragen und mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

lern aus aller Welt zu diskutieren. 

Im Rahmen von Kooperationsprogrammen mit den Universi-

täten Cambridge, Oxford und Kyoto kann der wissenschaftliche 

Nachwuchs an renommierten auswärtigen Instituten forschen.

Direktorium

– 	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Jürgen Basedow, LL.M. (Harvard) 

Direktor

	 Forschungsschwerpunkte: Internationales Privatrecht; 

	 Europäisches Privat- und Wirtschaftsrecht; Transport- 

und Verkehrsrecht; Versicherungsrecht.

– 	 Prof. Dr. Dr. h.c. Holger Fleischer, LL.M. (Michigan), 
Dipl.-Kfm. 

	 Geschäftsführender Direktor	

	 Forschungsschwerpunkte: Deutsches, europäisches 

und internationales Gesellschafts- und Kapitalmarkt-

recht; Handelsrecht einschließlich Bilanzrecht; ökono-

mische Analyse des Rechts; Rechtsvergleichung.

– 	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann

Direktor

Forschungsschwerpunkte: Schuldrecht und Erb-

recht in historischer und vergleichender Perspektive; 

Mischrechtsordnungen; Europäische Privatrechts

vereinheitlichung.
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12 Aus den Arbeitsbereichen

Auch der für uns ebenso selbstverständliche gesetzliche Rich-

ter ist dort unbekannt. Rechtshonoratioren sind in England die 

Richter, Deutschland ist das Land des Professorenrechts. Und 

schließlich gilt England als eine Jurisdiktion, in der das Fall-

recht im Vordergrund steht, während bei uns das Gesetzesrecht 

dominiert. Beim zweiten Hinschauen relativieren sich manche 

dieser Gegensätze. Gleichwohl wäre es erstaunlich, wenn sie 

nicht jedenfalls teilweise auch ein unterschiedliches Metho-

denverständnis widerspiegelten bzw. unterschiedliche Metho-

denvorstellungen prägten. Das gilt verstärkt, wenn man weitere 

Rahmenbedingungen der Rechtspflege berücksichtigt, insbe-

sondere das Verfahrens- und Beweisrecht. In der Tat gibt es in 

England so gut wie keine übergreifende Literatur zu Methoden 

des Rechts. Stattdessen befassen sich englische Juristen mit 

der Präzedentienlehre, neuerdings auch mit der Theorie der Ge-

setzesauslegung (darin spiegelt sich der Aufstieg des Gesetzes 

als maßgebliche Rechtsquelle für viele praktisch relevante 

Rechtsgebiete). In den USA stößt schon die Frage nach einer 

„legal methodology“ auf Erstaunen. Für andere Länder (etwa 

im Verhältnis von Deutschland und Frankreich) lassen sich ähn-

liche Listen von für die Rechtspflege maßgeblichen Unterschie-

Im Jahr 2015 fand am Institut das Symposium “Legislators, 

Judges, and Professors“ statt, das das Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Privatrecht in Zusam-

menarbeit mit der Internationalen Vereinigung der juristischen 

Wissenschaft und der Association Internationale des Sciences 

Juridique veranstaltet hatte. Im Jahr 2016 erschien nun der 

Band, der die Vorträge des Symposiums zusammenfasst. Hier-

mit werden die rechtsvergleichenden Studien zur Erforschung 

der juristischen Methodik fortgeführt.

Als Juristen interessieren wir uns für die unterschiedlichen 

Gebiete des materiellen Rechts und der dazugehörigen Ver-

fahrensrechte; und als Rechtsvergleicher befassen wir uns 

mit den Gemeinsamkeiten und Unterschieden, die zwischen 

den verschiedenen nationalen Rechtsordnungen bestehen. 

Von Zeit zu Zeit sollten wir aber auch darüber reflektieren, wie 

wir über das Recht denken: wie wir also das Recht anwenden, 

auslegen und fortbilden, wie wir juristisch argumentieren und 

was für uns „juristisches Denken“ bedeutet. Wir sollten uns 

also, in anderen Worten, über die Methoden unserer Wissen-

schaft verständigen. Das ist wichtig sowohl für die Pflege un-

serer je eigenen Rechtsordnung, ebenso wichtig aber auch für 

das Verständnis fremder Rechtsordnungen und damit für den 

rechtsvergleichenden Diskurs. Denn schon ein erster Blick auf 

andere Rechtsordnungen zeigt, dass viele der für die Rechts-

bildung maßgeblichen Faktoren ganz andere sind als wir es bei 

uns gewohnt sind. 

Nehmen wir nur zum Beispiel die Unterschiede zwischen 

dem englischen und deutschen Recht, die mitunter geradezu 

zu einem tiefen epistemologischen Graben stilisiert werden. 

In England treffen einzelne Richterpersönlichkeiten eine Ent-

scheidung, in Deutschland treten sie hinter der Anonymität 

eines Spruchkörpers zurück. Damit ist auch der Stil einer Ent-

scheidung sehr viel persönlicher und entspricht nicht dem bei 

uns sprichwörtlichen Juristendeutsch. Es gibt concurring und 

dissenting opinions, nicht wie bei uns jedenfalls in der ordent-

lichen Gerichtsbarkeit nur eine Entscheidung des Gerichts. 

Die englischen Obergerichte haben eine im Prinzip allgemeine 

Zuständigkeit, während wir in Deutschland Spezialgerichtsbar-

keiten kennen. Die Zahl der Richter ist ungleich geringer als 

bei uns. Die Traditionen der Juristenausbildung und der juris-

tischen Karrierewege unterscheiden sich. In England gilt nicht 

das für uns selbstverständliche Prinzip des iura novit curia. 

Methoden des Rechts in vergleichender Perspektive
Publikation zum Symposium “Legislators, Judges, and Professors”
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Zivilgesetzbuches seit 2008 untersucht und die dabei aufge-

tretenen Mängel des Gesetzgebungsprozesses konstatiert. In 

den Essays über Richterrecht in der Schweiz, in England und 

Wales sowie Argentinien geht es anhand zweier Datensätze 

über Korrespondenzen und Unterschiede in der tatsächlichen 

Entscheidungspraxis und der Selbstwahrnehmung durch die 

beteiligten Richter bei der Entscheidungsfindung (Schweiz), 

über den Umgang mit Präzedentien und die Rahmenbedin-

gungen für die richterliche Entscheidungsfindung (England und 

Wales) sowie die dynamische Rolle des obersten Gerichtshofs 

und die für diese Dynamik relevanten Faktoren in Argentinien. 

Was schließlich die Rechtswissenschaft und damit die Suche 

nach einer rechtswissenschaftlichen Methode betrifft, so be-

tont der Essay über die Vereinigten Staaten das induktive und 

flexible Methodenverständnis als kennzeichnend für einen en-

demischen Pragmatismus und Pluralismus. Für Frankreich wird 

die Prägung junger Juristen durch die Abfassung von commen-

taires d’arrêt als typischer akademischer Übungsform in den 

Vordergrund gestellt und damit gleichzeitig auf die im Rahmen 

der Rechtsfindung untergeordnete Rolle der Rechtswissen-

schaft hingewiesen. Südafrika bietet das besonders reizvolle 

Beispiel einer Mischrechtsordnung im Schnittfeld von civil law 

und common law, und damit ergibt sich die im abschließenden 

Essay des Bandes behandelte Frage, welche Bedeutung die 

Rechtsdogmatik unter diesen Umständen gehabt hat und ha-

ben sollte. 

In diesem Band werden unterschiedliche Ausschnitte aus 

einem umfassenden Thema deutlich. Die unter den drei Ru-

briken für jeweils drei Länder behandelten Fragen wären sy-

stematisch zu erweitern und für eine repräsentative Auswahl 

von Ländern zu vertiefen. Wir sind nach den in diesem Band 

präsentierten Ergebnissen der Ansicht, dass derartige Folge-

studien ein Grundlagenanliegen der Rechtsvergleichung in un-

serer heutigen Zeit sind.

Literaturhinweis: Jürgen Basedow, Holger Fleischer, Reinhard 

Zimmermann (Hg.); Legislators, Judges, and Professors, Mohr 

Siebeck, Tübingen 2016, XIII + 249 S.

den aufstellen, und auch hier zeigen sich zum Teil erhebliche 

Unterschiede im Methodenverständnis. 

Kurioserweise sind diese Unterschiede bisher kaum systema-

tisch wahrgenommen und analysiert worden. Vielfach werden 

die einheimischen Traditionen der juristischen Ausbildung, des 

Umgangs mit den maßgeblichen Rechtsquellen, der Hierarchie 

der Juristenberufe und der verfahrensrechtlichen Rah-

menbedingungen der Rechtspflege als selbstverständ-

lich empfunden. Das geht so weit, dass es in manchen 

Ländern an einer juristischen Methodenlehre jedenfalls 

in dem bei uns bekannten Sinne fehlt oder zu fehlen 

scheint. Und während seit einigen Jahren eine Metho-

denlehre des europäischen Rechts Gestalt gewinnt, bei 

der die Frage im Mittelpunkt steht, wie die stetig wach-

sende Masse des Europarechts, einschließlich des eu-

ropäischen Privatrechts, anzuwenden und fortzubilden 

ist, und während beträchtliche Aufmerksamkeit auch 

der Art und Weise gewidmet wird, auf welche Art und 

Weise Rechtsvergleichung betrieben werden sollte, 

fehlt es an einem vergleichenden Überblick über die 

Methoden des Rechts: an einer Methodenvergleichung 

im Gegensatz zur Methode der Vergleichung. 

Der im Sommer 2016 von den drei Direktoren des Insti-

tuts publizierte Band mit dem Titel „Legislators, Judges, 

and Professors“ unternimmt hier eine Art Probeboh-

rung. Er beruht auf einem vom Institut in Verbindung 

mit der Association Internationale des Sciences Juri-

diques und der Gesellschaft für Rechtsvergleichung 

organisierten Symposium und geht von der Annahme 

aus, dass die Methoden des Rechts von den in einer 

Rechtsordnung tätigen Akteuren entwickelt werden 

bzw. auf diese zugeschnitten sind. Protagonisten sind dabei 

überall, wenngleich in unterschiedlichem Umfang und in un-

terschiedlicher Gewichtung, Gesetzgebung, Rechtsprechung, 

und Rechtswissenschaft. Der Band ist deshalb zum einen nach 

diesen Protagonisten strukturiert und enthält drei Abschnit-

te zu den Problemkreisen der Entstehung von Gesetzen, zum 

Richterrecht und zur Rolle der Professoren. Zum anderen sind 

jeweils drei – insgesamt also neun – Jurisdiktionen ausgewählt 

worden, anhand derer diese Problemkreise erörtert werden. 

Entstanden sind dabei neun Schlaglichter, die jeweils unter-

schiedliche Aspekte erhellen. 

So erfahren wir Näheres über die im Wesentlichen konser-

vative Haltung des japanischen Gesetzgebers, mit einem Ka-

binettsbüro für Gesetzgebung im Zentrum, der sich vielfach 

darauf beschränkt, die Linien der Rechtsprechung nachzu-

zeichnen. Im Mittelpunkt des Essays über die Gesetzgebung 

in der Türkei steht das Instrument einer systematischen Fol-

genabschätzung der vorgesehenen Regulierung. Für Russland 

werden die Erfahrungen mit der groß angelegten Reform des 

Methoden des Rechts in vergleichender Perspektive
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Die Methodendiskussion in der Rechtsvergleichung konzen-

trierte sich über Jahrzehnte auf die Frage, ob und unter wel-

chen Umständen der Vergleich von Rechtsnormen verschie-

dener Länder aussagekräftig ist. Im Mittelpunkt stand dabei 

seit den 70er Jahren die von den früheren Institutsdirektoren  

Zweigert und Kötz propagierte funktionale Rechtsvergleichung; 

sie untersucht die Leistungsfähigkeit einzelner Rechtsregeln 

oder Rechtsinstitute im Hinblick auf ihre Eignung zur Lösung 

von gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ordnungsproble-

men, die in verschiedenen Ländern in übereinstimmender Wei-

se empfunden werden. Die funktionale Rechtsvergleichung ist 

in den letzten Jahrzehnten vielfach kritisiert worden, weil sie 

aus der Fülle der kulturellen Ordnungsfaktoren einer Gesell-

schaft allein das Recht herausgreift; dies führt nach einer in der 

neueren Literatur verbreiteten Ansicht zu einer unzulässigen 

Verengung. Erforderlich sei es demgegenüber für die Rechts-

vergleichung, gesellschaftliche, wirtschaftliche, politische und 

andere kulturelle Determinanten des sozialen Lebens in den 

Vergleich einzubeziehen.

Ohne die Berechtigung dieser Kritik völlig in Abrede zu stel-

len, hat Jürgen Basedow, Direktor am Max-Planck-Institut für 

ausländisches und internationales Privatrecht, doch ihre Trag-

weite stark relativiert in einer Abhandlung über „Comparative 

Law and Its Clients“, die 2014 im American Journal of Compa-

rative Law erschien. Danach kommt es für den Zuschnitt einer 

rechtsvergleichenden Untersuchung stark auf ihre jeweiligen 

Zwecke an. Wo das Interesse an der Rolle des Rechts in einer 

Gesellschaft im Vordergrund stehe, müsse man die Ordnungs-

kräfte des betreffenden Landes umfassend einbeziehen. Wenn 

es dagegen um die Anwendung eines spezifischen auslän-

dischen Rechts in einem internationalen Streitfall gehe, sei das 

Gericht allein am „Black-letter law“ und seiner Anwendung in 

der ausländischen Rechtspraxis interessiert.

Als weiteren Beitrag zur stärkeren Differenzierung der Metho-

dendiskussion hat Basedow 2016 einen Aufsatz über „Hundert 

Jahre Rechtsvergleichung – Von wissenschaftlicher Erkennt-

nisquelle zur obligatorischen Methode der Rechtsanwendung“ 

in der JuristenZeitung publiziert (JZ 2016, 269 – 280). Dieser 

Aufsatz beruht auf der ersten Ernst von Caemmerer-Gedächt-

nisvorlesung, die Basedow Ende 2015 an der Universität Frei-

burg im Breisgau hielt. Ausgangspunkt ist dabei die historische 

Entstehung der Rechtsvergleichung: Nach der Nationalisierung 

der europäischen Rechtsordnungen durch die Kodifikationen 

des 19. Jahrhunderts sollte die neue Methode der Rechtsver-

gleichung die Rechtswissenschaft aus der nationalen Enge 

herausführen und ihr ein Reservoir alternativer Regelungsmög-

lichkeiten bieten. Neben dieser rein wissenschaftsimmanenten 

Funktion ist seit dem Ersten Weltkrieg mehr und mehr eine 

praktische Rolle der Rechtsvergleichung in der gerichtlichen 

Rechtsanwendung zugekommen. In verschiedenen Zusammen

hängen wird die Rechtsvergleichung seither als Methode der 

praktischen Rechtsanwendung und Rechtsgewinnung verwen-

det. Immer mehr Gesetze und internationale Übereinkommen 

enthalten sogar ausdrückliche Anordnungen dieser Art. 

Am Anfang stand dabei die Gewinnung sogenannter allgemei-

ner Rechtsgrundsätze, die in den gemischten Schiedsgerich-

ten nach dem Versailler Friedensvertrag benötigt wurden, um 

die zahlreichen Lücken der maßgeblichen Regeln des Völker-

rechts zu füllen. Schon der Institutsgründer Ernst Rabel hatte 

aufgrund seiner eigenen Erfahrung als Schiedsrichter über 

die Tendenz berichtet, die Lücken durch rechtsvergleichend 

gewonnene Prinzipien zu füllen. Seit dem Zweiten Weltkrieg 

und der Vermehrung von Konventionen des einheitlichen Pri-

vatrechts ist zudem das Bedürfnis für eine einheitliche Ausle-

gung dieser Übereinkommen durch die nationalen Gerichte der 

Vertragsstaaten hervorgetreten; es findet mittlerweile seinen 

Niederschlag in expliziten Rechtsvorschriften wie Artikel  7 

des UN-Kaufrechts, die mehr oder weniger ausdrücklich die 

Berücksichtigung der Anwendungspraxis anderer Vertrags-

staaten verlangen. Basedow kritisiert in diesem Zusammen-

hang, dass der Europäische Gerichtshof bei der Auslegung 

von Übereinkommen, deren Partei die Europäische Union ist, 

bislang nicht auf die Anwendungspraxis zu der betreffenden 

Konvention in außereuropäischen Staaten schaut. Als dritter 

Bereich wird die fortschreitende Verbürgung der Menschen-

rechte untersucht. Auch hier ist in manchen Zusammenhängen 

der Blick auf ausländisches Recht erforderlich, wenn inlän-

dische Normen an einen Vergleich mit dem Ausland anknüp-

fen. Das gilt etwa im Strafrecht in der EU für das Verbot der 

Doppelbestrafung (ne bis in idem) und für die Gewährleistung 

von zivilgerichtlichem Rechtsschutz durch Einräumung einer 

Notzuständigkeit im internationalen Zivilprozessrecht. 

Als besonders bedeutsam hat sich die Rechtsvergleichung im 

Rahmen des Europarechts erwiesen, nicht nur in der europä-

ischen Gesetzgebung, der oft rechtsvergleichende Erhebungen 

vorausgehen, sondern gerade auch in der Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofs. Der Gerichtshof wird durch 

Artikel 340 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Eu-

ropäischen Union zur Formulierung allgemeiner Rechtsgrund-

sätze aufgefordert, nach denen sich die außervertragliche 

Hundert Jahre Rechtsvergleichung
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ist die europäische Gesetzgebung letztlich einen Mittelweg 

gegangen: Zwar wird der Abbruch von Vertragsverhandlungen 

als deliktisch betrachtet; wenn jedoch zum Zeitpunkt des Ab-

bruchs schon feststand, welchem Recht die Parteien ihren 

Vertrag unterstellt hätten, soll diese Rechtsordnung, also das 

Statut des Vertrages Anwendung finden.

Die zunehmend anzutreffende gesetzliche Anordnung rechts-

vergleichender Untersuchungen und Überlegungen im Bereich 

der Rechtsanwendung weist auf einen allmählichen Wandel 

der Rechtsordnung hin. Stand in früheren Jahrzehnten die na-

tionale Abschottung des Rechts im Vordergrund, so findet fast 

unmerklich eine Öffnung des Rechts gegenüber ausländischen 

Wertungen statt, eine Folge der Europäisierung und Globalisie-

rung, die das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben prägt 

und die dem Richter immer häufiger den Blick über die Grenzen 

abverlangt.

Literaturhinweis: Hundert Jahre Rechtsvergleichung – Von wis-

senschaftlicher Erkenntnisquelle zur obligatorischen Methode 

der Rechtsanwendung, Juristenzeitung [JZ] 71 (2016), 269-280. 

Abrufbar unter: https://ssrn.com/abstract=2738507.

Haftung der Union richtet. Des Weiteren geht Basedow auf 

die Verkehrsfreiheiten ein: Bei ihrer Durchsetzung lässt sich 

die Verhältnismäßigkeit nationaler Beschränkungen oft nicht 

zuverlässig ohne den Blick auf andere nationale Rechtsord-

nungen beurteilen, die ähnliche Ziele verfolgen, aber dazu in 

geringerem Maße in die betreffende Freiheit eingreifen. 

Als notwendig hat sich die Rechtsvergleichung in der Recht-

sprechung des Europäischen Gerichtshofs auch bei der Aus-

legung vieler Systembegriffe des Privatrechts erwiesen, so 

beispielsweise der Begriffe Schaden, Vertrag, Zivil- und Han-

delssache etc. Es sind häufig Streitfälle aus dem Bereich des 

Internationalen Privat- und Zivilprozessrechts, die zu einer 

rechtsvergleichend untermauerten Klärung veranlassen. So 

musste der Gerichtshof beispielsweise bei einer Schadens-

ersatzklage wegen Abbruch von Vertragsverhandlungen ent-

scheiden, ob es sich dabei – entsprechend deutschen Rechts-

vorstellungen – um eine vertragliche Klage handelt oder aber 

– entsprechend französischem und italienischem Recht – um 

eine deliktische Klage; je nachdem ergaben sich aus der maß-

geblichen EU-Verordnung Gerichtsstände in unterschiedlichen 

Ländern. Von der Entscheidung des Gerichtshofs ausgehend 

Hundert Jahre Rechtsvergleichung

 Rechtsvergleichung, 

 das ist, wie wenn wir ins Gebirge kommen. Mit Freude merkt man,  

 wie das schwer durchdringliche Dickicht der Paragraphen 

 sich reliefartig aufrollt. 

 Je höher, desto übersichtlicher die Landschaft.

     				     Institutsgründer Ernst Rabel (1874–1955)
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tritt ergreifen. Die Initiative liegt 

ungeachtet des Referendums 

allein bei dem Mitgliedstaat. Ähn-

lich wie in der dualistischen Kon-

zeption des Völkerrechts werden 

die interne und die internationale 

(europäische) Ebene des Han-

delns klar getrennt. Die Mitteilung 

setzt die zweite Phase in Gang: 

die EU handelt mit dem austritts-

willigen Staat ein Abkommen über 

die Einzelheiten des Austritts aus. 

Welches Unionsorgan dies macht, 

bleibt offen. Das Verhandlungsziel 

der britischen Regierung ergibt 

sich aus den Einlassungen vieler 

Politiker nach dem Referendum: 

den Zugang zum Binnenmarkt er-

halten, aber die Zuwanderung von 

EU-Ausländern kontrollieren.

Zugang zum Binnenmarkt: Verlust durch Zeitablauf?

So dürr der Text des Art. 50 Abs. 2 EUV ist, er enthält doch fol-

genreiche Klarstellungen: Kommt es dazu, dass sich EU und 

UK nicht binnen zwei Jahren ab der Mitteilung einigen können, 

dann treten die Verträge einschließlich der darin verankerten 

Verkehrsfreiheiten außer Kraft. Die Aussicht darauf, durch 

bloßen Zeitablauf den Zugang zum Binnenmarkt und andere 

Verbürgungen des primären Unionsrechts zu verlieren, wird 

die britische Wirtschaft und Politik unter Druck setzen und 

schwächt die Verhandlungsposition gegenüber der EU. Dies 

war den britischen Wählern vor dem Referendum vermutlich 

nicht bewusst.

Darüber hinaus beschäftigt sich Jürgen Basedow mit der Fra-

ge, ob und wie internationale Übereinkommen der EU, insbe-

sondere zum einheitlichen Privatrecht, für Großbritannien fort-

gelten. Man denke an das Übereinkommen von Montreal über 

die Beförderung im internationalen Luftverkehr oder an das 

Kapstadt-Übereinkommen über die Sicherungsrechte an be-

weglicher Ausrüstung und das Luftfahrzeugprotokoll. Da beide 

Übereinkommen sowohl von der EU als auch vom UK ratifiziert 

wurden, werden sie weiterhin gelten – auch wenn die dazu er-

lassenen Urteile des EuGH die britischen Gerichte nicht mehr 

binden. Wie aber steht es mit dem Haager Gerichtsstandsü-

bereinkommen von 2005, das von der EU für alle Mitgliedstaa-

ten, nicht aber von diesen selbst ratifiziert wurde? Auch diese 

privatrechtlichen und verfahrensrechtlichen Übereinkommen 

Am 23. Juni 2016 stimmten 51,9 Prozent der Briten für den Aus-

tritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union. 

Der unerwartete Ausgang des Referendums sorgte sowohl auf 

den Inseln als auch auf dem europäischen Festland für viele 

Diskussionen, die nicht immer mit der gebotenen Sachlichkeit 

geführt wurden. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

des Instituts haben es sich daher zur Aufgabe gemacht, die pri-

vatrechtlichen Konsequenzen des Austritts zu beleuchten und 

damit einen Beitrag zur Versachlichung der Debatte zu liefern. 

Mit diesem Ziel fanden 2016 Veranstaltungen am Institut statt 

und Institutsdirektor Jürgen Basedow veröffentlichte entspre-

chende Beiträge. In 2017 werden weitere Veranstaltungen und 

Veröffentlichungen folgen.

BREXIT und das Privat- und Wirtschaftsrecht

Jürgen Basedow hat in einem Leitartikel für die Zeitschrift für 

Europäisches Privatrecht (ZEuP) die Herausforderungen an 

das Privat- und Wirtschaftsrecht im Zusammenhang mit dem 

Austritt aus der EU skizziert. 

In seinem Beitrag beschäftigt sich Jürgen Basedow zunächst 

mit dem zweistufigen Austrittsprozess. Dieser erfolgt nach 

einem Mechanismus, der erst im Vertrag von Lissabon 2007 ver-

einbart wurde und in Art. 50 EUV seinen Niederschlag gefunden 

hat. Ausgelöst wird er gem. Art. 50 Abs. 2 durch eine entspre-

chende Mitteilung des austrittswilligen Mitgliedstaates an den 

Europäischen Rat. Bis zu dieser Mitteilung kann der Rat noch 

keinerlei rechtlich relevante Maßnahmen in Bezug auf den Aus-

BREXIT und das Privatrecht

© istock.com/David Callan
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„Aktuelle Stunde“ im Zeichen des BREXIT

In der von Institutsdirektor Reinhard Zimmermann ins Leben 

gerufenen „Aktuellen Stunde“ wird am Institut Woche für Wo-

che zu verschiedenen privatrechtlichen Themen vorgetragen 

und diskutiert. Die letzte „Aktuelle Stunde“ vor der Sommer-

pause 2016 war jedoch eine besondere: Auf Vorschlag von In-

stitutsdirektor Jürgen Basedow widmete sie sich unter dem 

Titel „BREXIT – Was nun?“ den Folgen des BREXIT für das Pri-

vat- und Wirtschaftsrecht. Die Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler sowie eine Vielzahl der aktuell am Institut for-

schenden Gäste aus dem In- und Ausland beteiligten sich an 

der regen Diskussionsrunde. 

Zu Beginn seiner Einführung unterstrich Jürgen Basedow, 

wie wichtig eine sachliche – und damit auch privatrechtliche 

– Auseinandersetzung mit den Folgen des BREXIT sei und kri-

tisierte die mediale Berichterstattung, die rechtliche Aspekte 

nicht entsprechend berücksichtige. Ausgehend von Erläute-

rungen zu dem zweiphasigen Austrittsverfahren nach Art. 50 

EUV beleuchtete Jürgen Basedow mögliche Austrittskonse-

quenzen für die verschiedenen Arten des Unionsrechts: für 

unmittelbares Unionsrecht wie die Verkehrsfreiheit und das 

Diskriminierungsverbot, für Richtlinien und Verordnungen so-

wie für völkerrechtliche Verträge. 

Es folgten mehrere Kurzreferate, in denen Wissenschaftle-

rinnen und Wissenschaftler die Konsequenzen des BREXIT für 

ihre persönlichen wissenschaftlichen Schwerpunkte und Pro-

jekte darlegten. Den Auftakt übernahmen Denise Wiedemann 

und Lech Kopczyński. Sie erläuterten mögliche Auswirkungen 

auf die Urteilsfreizügigkeit in der EU und berichteten, dass be-

reits erste Reaktionen spürbar seien: „Es gibt bereits Kanzleien, 

werden – ebenso wie sämtliche anderen völkerrechtlichen 

Verträge der EU – bei den Austrittsgesprächen thematisiert 

werden müssen.

Internationaler Rechtsverkehr: „Zurück auf Los“

Für das Privatrecht von besonderer Bedeutung ist die Verän-

derung des Status Großbritanniens im Rahmen der Brüssel 

I-Verordnung 1215/2012 über die gerichtliche Zuständigkeit, 

Anerkennung und Vollstreckung von  Entscheidungen in Zivil- 

und Handelssachen. Ob die britischen Gerichte sich weiter 

an die Zuständigkeitsvorschriften halten, ist ihre Sache. Nach 

einem Austritt werden ihre Urteile dagegen nicht mehr in der 

gesamten Union vollstreckt werden. Denn Art. 36 gilt nur für „in 

einem Mitgliedstaat ergangene Entscheidungen“. Zur Lösung 

des Problems wird auf ältere bilaterale Abkommen – wie das 

deutsch-britische – und auf autonomes Anerkennungsrecht 

zurückgegriffen werden können. Oftmals wird jedoch beides 

fehlen. Der internationale Rechtsverkehr muss dann „zurück 

auf Los“. 

Die Lücke kann nach dem gegenwärtigen Stand auch nicht durch 

das Lugano-Übereinkommen (ABl. 2009 L 147) geschlossen wer-

den. Dessen Vertragspartei ist die EU, nicht 

der einzelne Mitgliedstaat. Nach Art. 70 gehört 

Großbritannien auch nicht zu den beitrittsbe-

rechtigten Staaten. Damit ist eine Grundlage 

für das gewaltige Wachstum der Londoner 

Anwaltsfirmen beseitigt. Ihr Geschäftsmodell 

beruhte auf dem simplen Versprechen, dass 

eine Gerichtsstandsvereinbarung London die 

Vollstreckbarkeit in ganz Europa garantierte. 

Dieses Modell gehört der Vergangenheit an, 

wenn in dem Austrittsvertrag nicht gangbare 

Lösungen gefunden werden.

Die Austrittsverhandlungen werden danach 

eine Agenda von immensen Ausmaßen ha-

ben. Auch wenn sie das Primärrecht aus den 

oben genannten Gründen ausblenden sollte, 

wird die britische Regierung doch versu-

chen, sekundärrechtliche Verbürgungen des 

Binnenmarktzugangs in dem Austrittsvertrag 

festzuschreiben. Damit werden notwendig Hunderte von 

Richtlinien und Verordnungen zum Gesprächsgegenstand ge-

macht. Wer bedenkt, dass die Beitrittsverhandlungen mit neu-

en Mitgliedstaaten, aufgeteilt in über 30 sog. Verhandlungs-

kapitel, sich über viele Jahre hinziehen, wird zweifeln, ob die 

Verhandlungen über die Gegenrichtung, den Austritt, in den 

zwei Jahren des Art. 50 Abs. 3 EUV abgeschlossen sind. Zudem 

werden mit BREXIT die Karten im internationalen Wettbewerb 

neu gemischt.

Vollständiger Aufsatz: BREXIT und das Privat- und Wirtschafts-

recht, Zeitschrift für Europäisches Privatrecht 24 (2016), 567 - 572.

BREXIT und das Privatrecht

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts diskutierten die vielfältigen Themen, die im 
Zuge der Verhandlungen des Austrittsvertrages auf die EU und das UK zukommen.
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die davon abraten, englisches Recht und einen englischen Ge-

richtsstand zu wählen“, erklärten sie. Die zentrale Verordnung 

zur Urteilsfreizügigkeit, die Brüssel Ia-VO (VO  Nr.  1215/2012), 

finde nach dem Austritt des UK keine Anwendung mehr. Für die 

Zukunft denkbar sei aber der Abschluss eines Erstreckungsab-

kommens zwischen dem UK und der EU nach dänischem Vor-

bild. 

Heyo Berg befasste sich mit den Folgen der BREXIT-Ent-

scheidung für die zahlreichen Gesellschaften, die in Großbri-

tannien oder assoziierten Ländern gegründet worden sind, in 

Deutschland jedoch ihren Verwaltungssitz haben. Nach dem 

internationalen Gesellschaftsrecht, das in Deutschland für 

Gesellschaften außerhalb der EU gilt, werden sie als Perso-

nengesellschaften behandelt und verlieren damit das Privileg 

der Haftungsbeschränkung, wenn sie nicht vor dem BREXIT 

die begrenzten Möglichkeiten zur Sitzverlegung, Umwandlung 

oder Verschmelzung nutzen. Um die Auswirkungen des BREXIT 

auf den Zugang zum Kapitalmarkt ging es in dem Beitrag von 

Andreas Engel. „Für den Zugang zum Kapitalmarkt und für Fi-

nanzdienstleistungen spielt innerhalb der EU der europäische 

Pass eine zentrale Rolle. Mit diesem besteht Zugang, sobald 

ein Unternehmen in einem Mitgliedsstaat zugelassen ist“, er-

klärte er. Dieser Pass könne nach dem Brexit nicht mehr in 

England als bislang zentralem Platz für Finanzdienstleistungen 

erworben werden. Ein Beitritt des Vereinigten Königsreichs 

zum europäischen Wirtschaftsraum (EWR) könne in dieser Si-

tuation einen Ausweg darstellen, erklärte er. Doch mit einem 

Beitritt zum EWR würden die meisten Rechtssetzungsakte der 

EU dort weiter gelten. „Und genau dies sollte durch den Austritt 

ja eigentlich verhindert werden“, erklärte Engel.

Jan Lüttringhaus berichtete, dass die Versicherungswirtschaft 

im UK bisher recht gelassen auf den Brexit reagiert habe, ob-

wohl auch hier Änderungen zu erwarten seien. Mancher in der 

Branche scheine auf eine Quadratur des Kreises zu hoffen: „Ei-

nerseits soll weiterhin Zugang zum europäischen Binnenmarkt 

für Versicherungen bestehen, anderseits wünscht man eine 

Lockerung des europäischen Regulierungsregimes“, erklärte 

Lüttringhaus. Die Auswirkungen des Brexit auf den Rückver-

sicherungsmarkt dürften sich ohnehin in Grenzen halten. Hin-

gegen müssten Erstversicherungen ihre Hauptverwaltung in 

einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat haben, um in der EU und im 

EWR tätig sein zu dürfen. „Künftig werden britische Erstversi-

cherer ihr EU-Geschäft daher gegebenenfalls über Tochterge-

sellschaften mit Sitz in Dublin abwickeln“, erklärte er. 

Mit Briseida Sofia Jiménez Gómez meldete sich eine Gastwis-

senschaftlerin aus Spanien, die derzeit für einige Monate am 

Institut forscht, zu Wort. Sie setzte sich mit den Auswirkungen 

des Brexit auf das Recht des Geistigen Eigentums auseinander. 

Die Vielfalt der aufgebrachten Themen und die rege Diskussion 

der Veranstaltung ließen einmal mehr erahnen, welche Mam-

mutaufgabe auf die EU und das UK im Zuge der Verhandlungen 

für einen Austrittsvertrag zukommt.

“Legal Implications of the BREXIT and its Impact on China”
Jürgen Basedow trägt auf Konferenz in Peking vor

Im Dezember 2016 nahm Institutsdirektor Jürgen Basedow an 

einer Tagung zum Thema „Legal Implications of the BREXIT 

and its Impact on China“ der China-EU School of Law in Pe-

king teil. In seinem Vortrag „BREXIT and Business Law“ 

legte er dar, in welchem rechtlichen Rahmen der BREXIT 

vollzogen werden muss und setzte sich mit den Konse-

quenzen des BREXIT für das europäische Primär- und Se-

kundärrecht auseinander: Wie werden die künftigen Bezie-

hungen zwischen der EU und dem UK aussehen? Welche 

Konsequenzen hat der BREXIT für das sekundäre Unions-

recht der Verordnungen, Richtlinien und Beschlüsse? Wie 

könnten zukünftige Beziehungen zwischen der EU und dem 

„Drittstaat UK“ aussehen? All diese Fragestellungen be-

trachtete Basedow auch unter dem Blickwinkel möglicher 

Auswirkungen für China.

Der Beitrag kann abgerufen werden unter: https://ssrn.com/

abstract=2889218.

Ausblick: GEDIP-Kommission tagt zu den Folgen des  
BREXIT für das Internationale Privat- und Prozessrecht am 
Institut

Das Thema BREXIT wird die Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler des Instituts weiterhin beschäftigen. Anfang 

des Jahres 2017 fand bereits eine Konferenz der Groupe eu-

ropéen de droit international privé (GEDIP), deren Vorsitzen-

der Jürgen Basedow ist, am Institut statt. Die GEDIP hatte im 

September 2016 in Mailand beschlossen, eine Kommission 

einzurichten, die sich mit den Folgen des BREXIT für das In-

ternationale Privat- und Prozessrecht befassen soll. Diese 

Kommission hielt nun ihr erstes Zusammentreffen am Max-

Planck-Institut für ausländisches und internationales Privat-

recht ab.
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Sonderwirtschaftszonen

Die Ankurbelung einer Volkswirtschaft in Zeiten der ökono-

mischen Krise ist Gegenstand vielfältiger politischer Bemü-

hungen. Dazu gehören Investitionsprogramme à la Keynes, der 

Abbau von Handelsschranken im internationalen Wirtschafts-

verkehr, eine Politik des billigen Geldes, Subventionierungen 

und steuerliche Vergünstigungen für Investitionen, aber auch 

Bestrebungen nach dem, was heutzutage als „strukturelle 

Reformen“ bezeichnet wird, nämlich der Abbau von öffentlich-

rechtlichen Regulierungen und zwingenden Privatrechtsvor-

schriften, die einem flexiblen Handeln der Wirtschaftssubjekte 

entgegenstehen. Mit der Lockerung regulatorischer Rahmen-

bedingungen verbindet sich häufig die Erwartung, dass da-

durch Kosten der Unternehmen gesenkt werden und private 

Wirtschaftsinitiative freigesetzt wird. 

In den 90er Jahren hat Deutschland zu diesem Zweck zahl-

reiche Märkte, vor allem in Dienstleistungssektoren, deregu-

liert: die Telekommunikation, die Versicherungsmärkte und 

verschiedene Verkehrsbereiche, die Märkte für technische 

Überprüfungsleistungen, einzelne Sektoren freiberuflicher Tä-

tigkeit, das Handwerk und zum Teil die Energiewirtschaft. Die 

rechtspolitischen Vorschläge gingen seinerzeit noch weiter 

und zielten auch auf die Arbeitsmärkte, die freilich erst mit der 

Agenda 2010 der späteren Regierung Schröder ins Fadenkreuz 

der praktischen Wirtschaftspolitik gerieten. Im Gegensatz zu 

diesen landesweiten Deregulierungsmaßnahmen in Deutsch-

land versucht die japanische Wirtschaftspolitik unter Premier-

minister Abe, die ökonomischen Aktivitäten an einzelnen geo-

grafischen Kristallisationspunkten der Volkswirtschaft durch 

die Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen zu entfesseln; dies 

ist ein Aspekt der sogenannten Abenomics. 

Tagung „Special Economic Zones“ in Japan

Anfang 2015 veranstaltete die Kyushu-Universität in Fukuoka/

Japan zusammen mit dem Hamburger Max-Planck-Institut eine 

Tagung über Special Economic Zones, um diese Politik aus ver-

schiedenen Blickwinkeln und fachlichen Disziplinen zu untersu-

chen. Neben den Vertretern der Rechtsvergleichung kamen 

Wirtschaftswissenschaftler und Politikwissenschaftler zu Wort. 

Der englischsprachige Tagungsband, unter dem gleichnamigen 

Titel herausgegeben von Jürgen Basedow und Toshiyuki Kono, 

Professor an der Kyushu-Universität, ist kürzlich erschienen.

Tagungsband „Special Economic Zones – Law and Policy 
Perspectives“

In seinem einführenden Beitrag stellt Basedow die Alternativen 

einer räumlich begrenzten Lockerung der Regulierungen und 

einer landesweiten Deregulierung einander gegenüber und be-

leuchtet dabei auch die verschiedenen konzeptionellen Ver-

ständnisse, die sich sowohl mit dem Begriff der Sonderwirt-

schaftszone wie auch dem der Deregulierung verbinden. 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Jürgen Basedow, LL.M. (Harvard)

Direktor am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht

Forschungsschwerpunkte: Internationales Privatrecht; Europäisches Privat- und Wirtschaftsrecht; 

Transport- und Verkehrsrecht; Versicherungsrecht.
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sondere auf monopolistischen Märkten (Wolfgang Wurmnest, 

Universität Augsburg). 

Arbeitsrecht und geistiges Eigentum

In zwei abschließenden Beiträgen wird im dritten Teil des 

Buches die Rolle des Arbeitsrechts und des geistigen Eigen-

tums in Verbindung mit Sonderwirtschaftszonen und Deregu

lierungsmaßnahmen erörtert. Für das Arbeitsrecht in Japan 

konstatiert Časlav Pejović (Kyushu Universität) eine starke 

rechtliche Verkrustung, die eine weitreichende Inflexibilität des 

Arbeitsmarktes zur Folge hat. Das Bedürfnis für Deregulierung 

bestehe jedoch; ein direkter Zusammenhang mit lokal begrenz-

ten Sonderwirtschaftszonen wird nicht gesehen. Rechte des 

geistigen Eigentums sind Indikator der Kreativität eines Landes 

und von größter Bedeutung im internationalen Wettbewerb; 

ihre Erzeugung sei heutzutage vielfach mit erheblichen Investi-

tionen seitens der Unternehmen verbunden. Sonderwirtschafts-

zonen können durch Maßnahmenbündel wie Finanzierungshil-

fen, Deregulierung, Steuerbefreiungen zu Brutstätten von 

Innovationen werden und damit eine Vermehrung von Schutz-

rechten begründen (Shinto Teramoto, Kyushu Universität). 

Letztere müsse insbeson-

dere von der bloßen 

Rechtsbereinigung unter-

schieden werden, die le-

diglich auf die Beseitigung 

obsoleter Rechtsnormen 

und Rechtspflichten ge-

richtet sei. Weitere Grund-

lagenbeiträge behandeln in 

dem ersten Teil des Buches 

die Geschichte von Son-

derwirtschaftszonen in Ja-

pan (Ren Yatsunami, Kaga-

wa Universität), die Struktur 

und Funktionen von Son-

derwirtschaftszonen aus 

ökonomischer Sicht (Toshiyuki Kono und Kazuaki Kagami, Uni-

versität Tokyo) sowie die politische Dimension von Forschung, 

Entwicklung und Innovation im Hinblick auf begrenzte geogra-

fische Räume (Hideaki Shiroyama, Universität Tokyo). Insge-

samt ergibt sich der erstaunliche Befund, dass Länder in Asien 

ein größeres Vertrauen in die Einrichtung lokal abgegrenzter 

Sonderwirtschaftszonen setzen, als dies in Europa der Fall ist. 

Deregulierung und ihre Folgen

Die Lockerung von Wirtschaftsregulierungen bewegt sich re-

gelmäßig in dem breiteren normativen Kontext der gesamten 

Rechtsordnung. Rechtliche Veränderungen können an anderer 

Stelle der Rechtsordnung Fragen aufwerfen oder zu Verwer-

fungen und Anwendungsproblemen führen, die im zweiten Teil 

des Buches behandelt werden. Lokal begrenzte Abweichungen 

der Regulierung werfen naturgemäß Fragen des Verfassungs-

rechts auf, sei es im Hinblick auf die Gleichheit der Lebensver-

hältnisse, sei es auch im Hinblick auf föderale Strukturen eines 

Landes wie etwa in den USA (Tom Ginsburg, University of Chi-

cago). Deregulierung erlaubt einerseits den Gebrauch der Ver-

tragsfreiheit in einem umfassenderen Sinne, andererseits kann 

sie zu einem wachsenden Ungleichgewicht der Vertragspart-

ner führen. Insofern erwachsen dem Privatrecht in einer dere-

gulierten Umgebung zusätzliche Aufgaben (Carsten Herresthal, 

Universität Regensburg). Ein weiteres unmittelbar mit der 

Lockerung von Regulierungen verbundenes Rechtsgebiet ist 

das Wettbewerbsrecht. Wo staatliche Regulierungen zurück-

treten und der Wettbewerb damit freigegeben wird, verfolgen 

die früher von ihnen geschützten Unternehmen, die Marktinsas-

sen, oft das Ziel einer Perpetuierung der Wettbewerbsbe-

schränkung mit privaten Mitteln; sie schließen Kartelle oder 

versuchen, die Hebelwirkung marktbeherrschender Stellungen 

auf manchen Märkten auszunutzen, um auf anderen Märkten 

Marktmacht zu bewahren. Insofern erwächst dem Wettbe-

werbsrecht in diesem Bereich eine zusätzliche Aufgabe, insbe-

Mit der Veröffentlichung dieses Tagungsbandes schließt 

sich für Basedow ein thematischer Kreis. Die Beschäfti-

gung mit Problemen der Wirtschaftsregulierung begann für 

ihn mit dem Studium der Deregulierung des US-Luftverkehrs 

um 1980, der ersten umfassenden Deregulierungsmaß-

nahme, die mit ihrem erstaunlichen Erfolg der westlichen 

Welt wirtschaftspolitische Impulse gab. Sie setzte sich mit 

seiner Tätigkeit in der Deregulierungskommission der Bun-

desregierung 1988 bis 1991 fort und erlebte einen weiteren 

Höhepunkt bei seiner Tätigkeit in der Monopolkommission 

2000 bis 2008, die ebenfalls für einige Sektoren den Abbau 

wettbewerbsbeschränkender Regulierungen forderte. Par-

allel zu diesen Ämtern sind im Laufe der Jahrzehnte zahl-

reiche wissenschaftliche Publikationen zu allgemeinen Fra-

gen der Deregulierung und ihren Bezügen zur Integration 

der Märkte in Europa entstanden, aber auch zu verschie-

denen speziellen Märkten. Daran knüpft der nun erschie-

nene Tagungsband an, indem er deutsche Erfahrungen mit 

einem ganz anderen Modell der Wirtschaftsbelebung durch 

Rechtsnormen konfrontiert.

Literaturhinweis: Jürgen Basedow, Toshiyuki Kono (Hg.), Spe-

cial Economic Zones – Law and Policy Perspectives (Beiträge 

zum ausländischen und internationalen Privatrecht, 117), Mohr 

Siebeck, Tübingen 2016.

Der einführende Beitrag von Basedow ist abrufbar unter:

https://ssrn.com/abstract=2921805.
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und -traditionen innerhalb Eu-

ropas auf dem Gebiet der Tarif-

autonomie, des Arbeitskampf-

rechts sowie der betrieblichen 

und unternehmerischen Mit

bestimmung unterscheiden. 

Vor diesem Hintergrund wird 

analysiert, inwieweit vor allem 

das Recht der Europäischen 

Union zu einer Konvergenz der 

Rechtsentwicklung in den Mit-

gliedstaaten führt. Dabei ist zu 

beachten, dass die Gestal

tungsspielräume für die 

Rechtsangleichung der natio-

nalen Rechtssysteme durch 

den Unionsgesetzgeber gering 

sind, da die Regelungskompe-

tenz der EU auf dem Gebiet des 

Kollektivarbeitsrechts sehr be-

grenzt ist. Jedoch haben Entscheidungen des Europäischen 

Gerichtshofs wie etwa die vielbeachteten Urteile „Viking“ 

(Rs.  C-438/05) und „Laval“ (Rs.  C-341/05) deutlich gemacht, 

dass das europäische Primärrecht und namentlich die europä-

ischen Grundfreiheiten sowohl für das mitgliedstaatliche als 

auch für das kollektive Arbeitsrecht von Relevanz sind und da-

mit die nationalen Regeln und Usancen durchaus beeinflussen.

Der Entwicklung in den europäischen Mitgliedstaaten wird die 

Situation in China gegenübergestellt. Dort lässt sich in jüngerer 

Zeit beobachten, dass die Regierung auf eine Stärkung kollek-

tiver Arbeitnehmerrechte setzt. Allerdings darf nicht übersehen 

werden, dass das kollektive Arbeitsrecht im Rahmen des so-

zialistischen Staatssystems eine grundlegend andere Funktion 

erfüllt als in den europäischen Ländern. Die Sozialpartner und 

insbesondere die Gewerkschaften sollen – so schon die Vor-

stellung Lenins – als „Transmissionsriemen“ zwischen den das 

Wirtschaft- und Arbeitsleben lenkenden staatlichen Instituti-

onen und der arbeitenden Bevölkerung dienen.

Literaturhinweis: Basedow, Jürgen; Su Chen; Matteo Fornasier; 

Ulla Liukkunen, Employee Participation and Collective Bargai-

ning in Europe and China (Beiträge zum ausländischen und in-

ternationalen Privatrecht, 110), Mohr Siebeck, Tübingen 2016, 

XV + 257 S.

Lange Zeit war das kollektive Arbeitsrecht eine Domäne des 

nationalen Rechts. Der Einfluss ausländischer Rechtsord-

nungen spielte auf diesem Rechtsgebiet ebenso wenig eine 

Rolle wie Harmonisierungsbestrebungen auf inter- und su-

pranationaler Ebene. Der Grund dafür ist darin zu sehen, dass 

das kollektive Arbeitsrecht in vielen Ländern das Ergebnis po-

litischer und sozialer Auseinandersetzungen darstellt, die zwi-

schen dem späten 19. und dem frühen 20. Jahrhundert in einem 

rein nationalstaatlichen Kontext stattfanden. Insbesondere die 

sozialen Gegenspieler – Arbeitgeber und Arbeitnehmer – zei-

gen heutzutage regelmäßig wenig Interesse, vom rechtlichen 

Status quo abzurücken und ihre wechselseitigen Beziehungen 

neu zu ordnen. Die nationale Introvertiertheit der kollektiven 

Arbeitsbeziehungen spiegelt sich auch auf wissenschaftlicher 

Ebene wider: Anders als auf anderen Rechtsgebieten spielt die 

Rechtsvergleichung im Bereich des kollektiven Arbeitsrechts 

bislang nur eine untergeordnete Rolle.

Allmählich zeichnet sich allerdings ein Wandel ab: Mit der zu-

nehmenden Internationalisierung der Arbeitswelt sind auch die 

kollektiven Arbeitsbeziehungen immer mehr dem Einfluss des 

ausländischen sowie des inter- und supranationalen Rechts 

ausgesetzt. Zwei Forschungsprojekte am Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Privatrecht haben sich 

mit dieser Entwicklung beschäftigt. Der Sammelband „Emplo-

yee Participation and Collective Bargaining in Europe and Chi-

na“, der 2016 unter Mitherausgeberschaft von Jürgen Basedow 

und Matteo Fornasier erschienen ist, beleuchtet aus rechtsver-

gleichender Perspektive aktuelle Trends im kollektiven Arbeits-

recht einiger europäischer Länder sowie Chinas. Die ebenfalls 

2016 fertiggestellte Habilitationsschrift von Matteo Fornasier 

mit dem Titel „Kollektivvereinbarungen im grenzüberschreiten-

den Unternehmen – Studien für ein europäisches Kollektivver-

tragsrecht“ befasst sich mit dem Abschluss länderübergreifen-

der Kollektivverträge in multinationalen Konzernen (vgl. S. 22 f.).

Employee Participation and Collective Bargaining in Europe 
and China

Der Sammelband ist aus den Beiträgen einer internationalen 

Konferenz hervorgegangen, die vom Max-Planck-Institut zu-

sammen mit der Universität Helsinki und der Chinese Academy 

of Social Sciences veranstaltet wurde. Am Beispiel der skandi-

navischen Länder, Deutschlands und des Vereinigten König-

reichs wird zunächst gezeigt, wie sehr sich die Rechtssysteme 

Internationalisierung des kollektiven Arbeitsrechts

Internationalisierung des kollektiven Arbeitsrechts
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In seiner Habilitationsschrift mit dem Titel „Kollektivvereinba-

rungen im grenzüberschreitenden Unternehmen – Studien für 

ein europäisches Kollektivvertragsrecht“ untersucht Matteo 

Fornasier, inwieweit multinationale Unternehmen länderüber

greifende Kollektivverträge abschließen können, die die Ar-

beitsbedingungen von Arbeitnehmern in unterschiedlichen 

Ländern einheitlich regeln. 

Transnationale Organisationsstruktur der Unternehmen vs. 
nationale Ausrichtung der Kollektivvertragssysteme

Den Ausgangspunkt der Untersuchung bildet eine augenfällige 

Diskrepanz in der Entwicklung des Gesellschafts- und Konzern-

rechts einerseits und des kollektiven Arbeitsrechts andererseits. 

Während nämlich die Gründung multinationaler Unternehmen 

und Unternehmensgruppen, die länderübergreifend operieren, 

rechtlich schon seit Langem möglich ist, haben die Arbeitneh-

mer solcher Unternehmen nach wie vor große Schwierigkeiten, 

sich grenzüberschreitend zu organisieren. Es fehlt in multinatio-

nalen Konzernen mit anderen Worten an einem organisational fit 

zwischen der transnationalen Organisationsform des Unterneh-

mens und der national ausgerichteten Struktur der Arbeit-

nehmerbeteiligung. Den Arbeitnehmern ist es insbesondere nicht 

möglich, mit der Konzernleitung länderübergreifende Kollektiv-

vereinbarungen auszuhandeln, die bestimmte Arbeitsbedingun-

gen einheitlich für die weltweite Belegschaft des Unternehmens 

regeln. In der Folge ist die Position der Belegschaft gegenüber 

der Konzernleitung empfindlich geschwächt, denn diese kann die 

Arbeitnehmer in den unterschiedlichen Ländern gegeneinander 

ausspielen – etwa bei wichtigen  Investitionsentscheidungen.

International Framework Agreements und andere potentielle 
Vorläufer europäischer Tarifverträge

In den letzten Jahren hat sich gezeigt, dass auch die Geschäfts-

leitung multinationaler Unternehmen in manchen Fällen ein In-

teresse am Abschluss länderübergreifender Kollektivvereinba-

rungen haben kann. Vor allem europäische Konzerne haben mit 

internationalen Arbeitnehmervertretungen sog. internationale 

Rahmenvereinbarungen (International Framework Agreements) 

ausgehandelt, die darauf zielen, einzelne Aspekte des Arbeits-

verhältnisses wie etwa den sozialen Schutz bei Umstrukturie-

rungsmaßnahmen, den Beschäftigtendatenschutz, den Einsatz 

von Leiharbeitnehmern oder die Zahlung von Erfolgsprämien für 

die welt- bzw. europaweite Belegschaft des jeweiligen Unter-

nehmens länderübergreifend einheitlich zu regeln. In Ermange-

lung eines klaren Regelungsrahmens für derartige grenzüber-

schreitende Abmachungen herrscht gegenwärtig jedoch noch 

große Rechtsunsicherheit, was die genauen rechtlichen Wir-

kungen dieser Vereinbarungen anbelangt. 

Weitere wichtige Impulse zur Entstehung transnationaler Kol-

lektivvertragssysteme liefert die sog. „Verhandlungslösung“, 

die der Richtlinie über den Europäischen Betriebsrat (vormals 

RL 94/45/EG, jetzt RL 2009/38/EG) zugrundeliegt. Die Richtlinie 

schreibt bestimmte länderübergreifende Beteiligungsrechte für 

die Arbeitnehmer von Großunternehmen vor, die über Betriebe 

in mehreren Mitgliedstaaten der EU verfügen. Der genaue Inhalt 

der Beteiligungsrechte wird dabei vom europäischen Gesetz-

geber nicht vorgegeben. Vielmehr bleibt ihre konkrete Ausge-

staltung den Sozialpartnern im Unternehmen vorbehalten: Die 

Dr. Matteo Fornasier, LL.M. (Yale)

Wissenschaftlicher Referent

von der Universität Hamburg am 14.12.2016 habilitiert

Betreuung der Habilitationsschrift durch Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Jürgen Basedow

Kollektivvereinbarungen  
im grenzüberschreitenden Unternehmen
Habilitationsschrift Matteo Fornasier
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Darüber hinaus stellt auch der Abschluss länderübergreifender 

Kollektivvereinbarungen auf der Grundlage nationalen Tarifver-

tragsrechts zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine praxistaugliche 

Option dar. Zwar ist es prinzipiell denkbar, dass ein multinationales 

Unternehmen, das seinen Hauptsitz beispielsweise in Deutschland 

hat, einen einheitlichen Haustarifvertrag auch für seine auslän-

dischen Niederlassungen nach deutschem Tarifvertragsrecht 

abschließt. In der Praxis ist ein solches Vorgehen allerdings mit 

großen Unsicherheiten behaftet. Diese rühren in erster Linie da-

her, dass die kollisionsrechtliche Behandlung von Tarifverträgen 

in Europa noch sehr unterschiedlichen Grundsätzen folgt. Daraus 

erwächst die Gefahr, dass ein länderübergreifender Tarifvertrag 

in den einzelnen Ländern seines Geltungsbereichs nach unter-

schiedlichen Sachnormen beurteilt wird. Ein solches Ergebnis 

widerspräche jedoch dem Interesse der Unternehmensleitung, die 

mit dem Abschluss eines länderübergreifenden Kollektivvertrags 

gerade eine einheitliche Regelung der Arbeitsbedingungen an den 

verschiedenen Unternehmensstandorten herbeiführen möchte.

 Modelle für die Schaffung eines Regelungsrahmens

Angesichts der festgestellten Defizite des geltenden Rechts dis-

kutiert Fornasier im abschließenden Teil seiner Arbeit mögliche 

Modelle zur Schaffung eines europäischen Regelungsrahmens 

für grenzüberschreitende Unternehmenskollektivvereinba-

rungen. 

Zunächst wird die Möglichkeit untersucht, dass die Sozialpart-

ner autonom, d.h. ohne Einmischung des staatlichen Gesetzge-

bers, transnationale Kollektivvertragsstrukturen schaffen. Auf 

nationaler Ebene gibt es diverse Vorbilder für einen solchen 

Regelungsansatz. So beruht etwa in den skandinavischen Län-

dern und in Italien das (innerstaatliche) Kollektivvertragssystem 

weitestgehend nicht auf gesetzlichen Vorschriften, sondern auf 

autonomen privatrechtlichen Vereinbarungen zwischen den 

nationalen Dachorganisationen der Arbeitgeber- und Arbeit-

nehmervereinigungen.

Als zweites Regelungsmodell wird die Vereinheitlichung der kol-

lisionsrechtlichen Grundsätze über die Anknüpfung von Tarifver-

trägen in den Mitgliedstaaten der EU erörtert. Eine solche Ver-

einheitlichung ließe sich ohne Eingriff des Gesetzgebers bereits 

de lege lata auf der Grundlage der Rom I-Verordnung erreichen. 

Sie würde die Rechtsunsicherheit verringern, die derzeit beim 

Abschluss länderübergreifender Tarifverträge auf der Basis na-

tionalen Kollektivvertragsrechts besteht.

Schließlich wird die Option eines fakultativen unionsrechtlichen 

Regelungsrahmens (optionales Instrument) analysiert, der be-

sondere Regeln für grenzüberschreitende Kollektivverhand-

lungen auf Unternehmensebene vorsehen könnte, ohne dabei 

das bestehende nationale Kollektivvertragsrecht in den Mit-

gliedstaaten außer Kraft zu setzen. Neben der Gesetzgebungs-

kompetenz der EU wird auch der mögliche Inhalt eines solchen 

Regelungsinstruments untersucht.

zentrale Unternehmensleitung ist dazu verpflichtet, mit einem 

besonderen Verhandlungsgremium von Arbeitnehmervertretern 

aus den verschiedenen Unternehmensstandorten Verhand-

lungen aufzunehmen und eine Vereinbarung über den Inhalt 

und die Modalitäten der Arbeitnehmerbeteiligung zu treffen. 

Diese Vereinbarung weist Ähnlichkeit zu sog. betriebsverfas-

sungsrechtlichen Tarifverträgen im deutschen Recht auf. Ihre 

Besonderheit liegt allerdings darin, dass sie von transnatio-

nalen Verhandlungsakteuren abgeschlossen wird und einen 

länderübergreifenden Geltungsbereich besitzt. Auch für die 

Ausgestaltung der unternehmerischen Mitbestimmung in der 

Societas Europaea (SE) setzt der europäische Gesetzgeber auf 

die eben beschriebene „Verhandlungslösung“: Die Richtlinie 

2001/86/EG sieht vor, dass bei Gründung einer SE die Leitungsor-

gane der Gründungsgesellschaften in Verhandlungen mit einem 

Gremium von Arbeitnehmervertretern treten, um das System der 

Arbeitnehmerbestimmung in der zu gründenden SE festzulegen.

Beide vorgenannten Entwicklungen – die International Frame-

work Agreements zum einen und die Vereinbarungen über die 

Gestaltung der Arbeitnehmerbeteiligung in transnationalen Un-

ternehmen im Rahmen des unionsrechtlichen „Verhandlungsmo-

dells“ zum anderen – tragen zur Entstehung einer transnationalen 

Kollektivverhandlungskultur auf Unternehmensebene bei. Als 

Ergebnis dieses Prozesses könnten über kurz oder lang „echte“ 

europäische Tarifverträge stehen, die die länderübergreifende 

Regelung von Arbeitsbedingungen zum Inhalt haben. Vor diesem 

Hintergrund beobachtet auch die Europäische Kommission die 

Entwicklung genau. In den letzten Jahren hat sie immer wieder 

Studien in Auftrag gegeben, die beurteilen sollen, ob legislative 

Maßnahmen zur Förderung grenzüberschreitender Kollektivver-

handlungen in Europa sinnvoll und wünschenswert sind.

Aktuell kein verlässlicher Regelungsrahmen für den Abschluss 
länderübergreifender Unternehmenskollektivverträge

In seiner Habilitationsschrift untersucht Fornasier, inwieweit 

multinationale Unternehmen bereits nach geltendem Recht län-

derübergreifende Kollektivvereinbarungen abschließen kön-

nen, die den praktischen Bedürfnissen der Verhandlungspart-

ner – insbesondere in puncto Rechtssicherheit – Rechnung 

tragen. Der Befund fällt weitgehend negativ aus: Die bestehen-

den Regeln auf europäischer und mitgliedstaatlicher Ebene bie-

ten derzeit keine stabile Grundlage für die länderübergreifende 

kollektivvertragliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen.

Die Richtlinien über die Arbeitnehmerbeteiligung in transnati-

onalen Unternehmen – namentlich die bereits erwähnte Richt-

linie über den Europäischen Betriebsrat (RL 2009/38/EG) und 

die Richtlinie über die Arbeitnehmerbeteiligung in der SE (RL 

2001/86/EG) – beziehen sich allein auf Informations- und Konsul-

tationsrechte der Arbeitnehmer sowie auf die Mitbestimmung in 

den Leitungsorganen des Unternehmens. Regelungen für grenz-

überschreitende Kollektivverhandlungen zur Gestaltung der Ar-

beitsbedingungen beinhalten die Richtlinien hingegen nicht.
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Forschungsschwerpunkte: Deutsches, europäisches und internationales Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht; 

Handelsrecht einschließlich Bilanzrecht; ökonomische Analyse des Rechts; Rechtsvergleichung.

herausbilden konnte. Diskutiert wird insbesondere die enorme 

faktische Prägekraft der Aufsichtsbehörde (BaFin), die als über-

nahmerechtlicher gatekeeper fungiert und kraft ihres reichhal-

tigen Erfahrungsschatzes eine „Autorität der Sachnähe“ für sich 

in Anspruch nehmen kann. Eine rechtspolitische Anregung geht 

dahin, dass die BaFin eine zusammenfassende Darstellung ihrer 

Verwaltungspraxis nach dem Vorbild des Emittentenleitfadens 

ausarbeiten möge.

Eingehend beleuchtet wird außerdem der Entwicklungsprozess 

der unionsrechtlichen Übernahmerichtlinie, bei dem nach dem 

Urteil mancher Literaturstimmen die gegensätzlichen Vorstel-

lungen von Mitgliedstaaten mit liberaler Marktwirtschaft (liberal 

market economy) und anderen mit koordinierter Marktwirtschaft 

(co-ordinated market economy) besonders heftig aufeinander-

geprallt sind („Clash of Capitalisms“). In ihrer ganzen Breite 

aufgenommen und vertieft wird weiterhin die rechtspolitische 

Diskussion um Stärken und Schwächen der Übernahmerichtli-

nie und um divergierende Reformvorschläge.

II.	 Schnittmengen des WpÜG

§ 2 verdeutlicht, dass das WpÜG systematisch zum Kapitalmarkt-

recht gehört, aber mannigfaltige Berührungspunkte mit benach-

barten Regelungsmaterien aufweist. Er widmet sich deshalb den 

Schnittmengen des WpÜG mit dem Aktien-, Konzern-, Umwand-

lungs- und Kartellrecht. Erläutert wird etwa, wie die börsenge-

sellschaftsrechtlichen Vorschriften des WpÜG das Aktienrecht 

überlagern. Stichworte sind hier: Verstärkung des Minderheiten-

schutzes, Prozeduralisierung der Verhaltenspflichten und Verän-

derungen des Kompetenzgefüges. Näher ausgemessen wird 

Das Recht der Unternehmensübernahmen hat sich seit seiner 

erstmaligen Kodifizierung durch das Wertpapiererwerbs- und 

Übernahmegesetz (WpÜG) im Jahre 2002 rasant entwickelt. Es 

handelt sich um eine außerordentlich dynamische, hochkom-

plexe und zugleich besonders internationale Regelungsmate-

rie. Ein von Holger Fleischer gemeinsam mit Nikolaos Paschos 

herausgegebenes Handbuch macht es sich zur Aufgabe, den 

inzwischen erreichten Entwicklungsstand auf über 1.150 Seiten 

zu dokumentieren, zu evaluieren und Vorschläge für seine Fort-

entwicklung zu unterbreiten. Verteilt auf 31 Kapitel, wird der um-

fangreiche Rechtsstoff von Rechtsanwälten, Professoren und 

Mitarbeitern der Aufsichtsbehörde besonders praxisgerecht, 

aber zugleich auch wissenschaftlich fundiert aufbereitet. Dabei 

werden sämtliche Fragen sowohl aus der Sicht des Bieters wie 

aus jener der Zielgesellschaft erörtert. 

Ein besonderes Augenmerk gilt taktischen Erwägungen, die 

bei der Planung und Durchführung von Übernahmen unerläss-

lich sind. Dies gilt insbesondere für sog. hostile takeovers, also 

Übernahmeangebote gegen den Willen des Managements der 

Zielgesellschaft.

I.	 Autorität der Sachnähe

Aus der Feder von Holger Fleischer stammen die drei Eingangs-

kapitel (§§ 1 – 3) von insgesamt über 100 Seiten. In § 1 zeichnet er 

die Entwicklungslinien des deutschen und europäischen Über-

nahmerechts nach. Er erläutert, wie Unternehmen, Aufsichtsbe-

hörden und Rechtsprechung den neuen Regelungsrahmen all-

mählich mit Leben gefüllt haben, so dass sich in zentralen 

Punkten eine Markt-, Verwaltungs- und Rechtsprechungspraxis 

Handbuch des Übernahmerechts
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schäftsleiter von Tochtergesellschaften grenzüberschreitender 

Unternehmensgruppen ihre Entscheidungen ausschließlich am 

Wohl der Tochtergesellschaft ausrichten müssen oder ob sie 

auch die Interessen der Unternehmensgruppe mitberücksichti-

gen dürfen. Insoweit bestehen erhebliche Rechtsunterschiede 

zwischen den Mitgliedstaaten, die in zweierlei Hinsicht zu 

großer Rechtsunsicherheit führen: Zum einen haben die Ge-

schäftsleiter der Muttergesellschaft keine Gewähr dafür, dass 

sie EU-ausländische Tochtergesellschaften nach denselben 

Leitlinien führen dürfen wie inländische. Zum anderen befinden 

sich die Geschäftsleiter ausländischer Tochtergesellschaften 

gleichsam zwischen Hammer und Amboss: Führen sie eine 

konzernleitende Weisung im Gruppeninteresse aus, drohen ih-

nen zivil- und strafrechtliche Sanktionen; widersetzen sie sich, 

droht ihnen die sofortige Abberufung. Zur Bewältigung dieses 

Problems hat die Expertengruppe verschiedene Empfehlungen 

ausgesprochen.

ICLEG, Report on the Recognition of the Interest of the Group, 

October 2016, 47 pages; abrufbar unter https://papers.ssrn.

com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2888863.

sodann die konzernrechtliche Dimension der Übernahmeregeln. 

Als funktionales Bindeglied wirkt hier das sog. Pflichtangebot: 

Ursprünglich aus dem englischen Kapitalmarktrecht stammend, 

ist es geeignet, die unterschiedlichen europäischen Traditionen 

im Schnittfeld von Kapitalmarkt- und Konzernrecht zu überbrü-

cken. Ferner geht es um die kartellrechtliche Relevanz von Über-

nahme- und Pflichtangebotsregeln und die praktische Koordi-

nierung beider Regelungsmaterien durch einen sog. 

Kartellvorbehalt in den Angebotsbedingungen.

III.	 Grundlagen des Übernahmerechts

In § 3 erläutern Holger Fleischer und Eckart Bueren anhand um-

fangreichen Zahlenmaterials die wirtschaftlichen und rechts

ökonomischen Grundlagen des Übernahmerechts. Geschildert 

wird, dass M&A-Transaktionen national und international in 

Wellenbewegungen auftreten. Zur Erklärung dieser großen 

Übernahmewellen werden in der wirtschaftswissenschaft-

lichen Forschung teils neoklassische Theorien, teils verhaltens

Ein weiterer Schwerpunkt der gesellschaftsrechtlichen Grundla-

genforschung und der rechtspolitischen Beratung widmete sich 

im Jahre 2016 dem Europäischen und Deutschen Konzernrecht.

I.	 Konzernrechtliche Empfehlungen der  
„Informal Company Law Expert Group“ (ICLEG) bei der 
Europäischen Kommission

Holger Fleischer hat sich als Mitglied der Informal Company 

Law Expert Group gemeinsam mit 13 ausländischen Kollegen 

ausführlich mit den Möglichkeiten und Grenzen einer Harmoni-

sierung des Europäischen Konzernrechts beschäftigt. In zahl-

reichen Arbeitssitzungen beriet die Expertengruppe in Brüssel 

über zukünftige Legislativakte auf diesem Gebiet und unterbrei-

tete der Kommission umfangreiche Empfehlungen, die auf der 

Webseite der Kommission und im Social Science Research 

Network (SSRN) verfügbar sind.

1. Report on the Recognition of the Interest of the Group

Ein erster Problemkreis betrifft die unionsweite Anerkennung 

des sog. Gruppeninteresses. Dabei geht es um die Frage, ob Ge-

ökonomische Modelle angeboten. 

Sorgfältig bereiten beide Autoren 

sodann die Erklärungsmuster und 

Motive für Unternehmensübernah-

men auf, und zwar sowohl aus der 

Sicht des Unternehmens als auch 

aus jener des Managements. Be-

kannte Stichworte sind hier: Empi-

re Building, Hybris-Hypothese 

oder Fluch des Gewinners. In 

einem umfangreichen Law & Eco-

nomics-Teil geht es schließlich um 

die rechtsökonomische Würdi-

gung wichtiger Einzelbausteine 

des WpÜG.

Nikolaos Paschos/Holger Flei-
scher (Hrsg.), Handbuch Übernah-
merecht nach dem WpÜG, Verlag C.H. Beck, 2017, 1.176 S. 

Europäisches und deutsches Konzernrecht:
Rechtspolitik und Grundlagenforschung
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setzgeberischer Lösungen zur Konzernrechtsharmonisierung 

bestand. Eine frühe Pionierstudie zu den Harmonisierungsmög-

lichkeiten stammte 1964 aus der Feder des Brüsseler Anwalts 

und außerordentlichen Professors Pierre van Ommeslaghe. 

Die Idee einer organischen Konzernverfassung entsprang 

dem Kopf des Rotterdamer Handelsrechtslehrers Pieter San-

ders, der 1966 den Vorentwurf eines Statuts für eine Europä-

ische Aktiengesellschaft vorlegte. Von deutscher Seite wirkte 

insbesondere der Hamburger Ordinarius Hans Würdinger mit. 

Als Sonderbeauftragter der Kommission legte er 1970 ein Ar-

beitsdokument zu verbundenen Unternehmen in Europa vor. 

Erwähnung verdient des Weiteren Robert Pennington von der 

Universität Birmingham, der den grundlegenden Bericht über 

Übernahmeangebote von 1974 verfasste.

In jüngerer Zeit scheint die Ägide der großen Individualisten 

vorbei, die im Alleingang einen Gesetzesvorschlag aus einem 

Guss entwarfen. Stattdessen haben Wissenschaftlerkollektive 

die Bühne betreten, die ihren gebündelten Sachverstand unter 

wohlklingenden latinisierten oder englischsprachigen Gruppen-

bezeichnungen beisteuern. Wissenschaftssoziologisch wäre es 

eine Untersuchung wert, welche Faktoren den scheinbar unauf-

haltsamen Aufstieg solcher Denk- und Schreibkollektive begün-

stigt haben. Diese beruhen teils auf privater Initiative, teils auf 

einer Einsetzung durch die Europäische Kommission, wie die 

eingangs erwähnte „Informal Company Law Expert Group“.

2. Europäisches Konzernrecht im engeren und weiteren Sinne

Nach den Akteuren des Europäischen Konzernrechts gilt die 

Aufmerksamkeit seinen Regelungsgegenständen. Hier beginnt 

die Landvermessung im Kernkonzernrecht. Dabei geht es zu-

nächst um konzernbezogene Informationsregeln, beginnend 

mit der Siebenten Richtlinie von 1983 über den konsolidierten 

Abschluss über die IFRS-Verordnung von 2002 bis hin zur Pro-

spektverordnung und zur Geldwäsche-Richtlinie. Umstrittener 

als das allseits akzeptierte Credo der Konzernpublizität ist die 

Forderung nach unionsweiten Regeln zur ordnungsgemäßen 

Konzerngeschäftsführung. Sie bewegt die Gemüter gegenwär-

tig in zwei Varianten: in Gestalt eines Vorschlags zur unions-

weiten Anerkennung eines Gruppeninteresses sowie in Form 

der Pläne für eine Societas Unius Personae (SUP).

Abseits des Konzernrechtszentrums finden sich in peripherer 

Streulage viele Vorschriften mit konzernrechtlichen Bezügen, 

die man als Europäisches Konzernrecht im weiteren Sinne be-

zeichnen könnte. Sie nehmen vielfach aber nur börsennotierte 

Gesellschaften ins Visier. So liegt es etwa bei den Vorschriften 

über die kapitalmarktrechtliche Beteiligungstransparenz und 

das übernahmerechtliche Pflichtangebot. Hinzuweisen ist au-

ßerdem auf Regeln für Geschäfte mit nahestehenden Personen 

(related party transactions), Sonderkonzernvorschriften für Ban-

ken und Versicherungen sowie auf das Konzerninsolvenzrecht.

2. Report on Information on Groups

Zweitens hat sich die Expertengruppe mit einer möglichen Ver-

besserung der Gruppentransparenz beschäftigt. Hier geht eine 

erste Empfehlung dahin, die Muttergesellschaften anzuhalten, 

Basisinformationen über Gruppenstruktur und Gruppenma-

nagement in visualisierter Form bereitzuhalten. Bedenkens-

wert sind außerdem Informationen zur potentiellen Haftung der 

Muttergesellschaft für Verbindlichkeiten ihrer Töchter. Schließ-

lich könnte man an eine Pflicht der Tochtergesellschaften den-

ken, die Identität ihres Kontrollaktionärs („ultimate parent“) zu 

ermitteln und offenzulegen.

ICLEG, Report on Information on Groups, March 2016, 18 

pages; abrufbar unter https://papers ssrn.com/sol3/papers.

cfm?abstract_id=2893694.

II.	 Europäische Konzernrecht: Eine akteurzentrierte Perspektive  
Festvortrag auf dem Symposium zu Ehren des 90. Geburts- 
tages von Ernst-Joachim Mestmäcker

Nach einer Werksbesichtigung von Mestmäckers magistraler 

Monographie „Verwaltung, Konzerngewalt und Rechte der Ak-

tionäre“ aus dem Jahre 1958 widmet sich der Vortrag den Ent-

wicklungslinien und Zukunftsperspektiven des Europäischen 

Konzernrechts. Hierzu wechselt er die übliche Erzählperspekti-

ve und geht Altbekanntes aus einem anderen Blickwinkel an:

1. Akteure des Europäischen Konzernrechts

Bei einer solchen akteurzentrierten Annäherung richten sich 

die Scheinwerfer nacheinander auf die Europäische Kom-

mission, die Mitgliedstaaten, den Europäischen Gerichtshof, 

die Konzernrechtswissenschaft sowie die Kautelar- und Kon-

zernrechtspraxis. Exemplarisch sei hier die Rolle der Rechts-

wissenschaft hervorgehoben, die häufig im Vordenken ge-

Prof. Dr. Holger Fleischer im Gespräch mit Frau Prof. Dr. Heike Schweitzer und Prof. Dr. Reinhard Ellger
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3. Die vielen Gesichter des Konzerns im Europäischen Wirt-

schaftsrecht

Unternehmensgruppen sind die Protagonisten des Europä-

ischen Binnenmarkts, der Konzern ist die binnenmarktadäqua-

te Organisationsform schlechthin. Daher ist es unvermeidlich, 

dass sich das Europäische Wirtschaftsrecht an ganz verschie-

denen Stellen mit seiner dogmatischen Einordnung beschäf-

tigt. Ebenso wie auf nationaler 

Ebene ergibt sich dabei kein ein-

heitliches Bild. Vielmehr oszilliert 

der Konzern auch im Unionsrecht 

zwischen der Einheit des Ganzen 

und der Vielheit seiner Glieder. 

Manche Rechtsgebiete schlagen 

ihn – in US-amerikanischer Dikti-

on – eher dem enterprise law zu, 

andere vor allem dem entity law. 

So dominieren im Europäischen 

Wettbewerbsrecht der Gedan-

ke der wirtschaftlichen Einheit 

und im Europäischen Bank- und 

Versicherungsaufsichtsrecht die 

konsolidierte Gruppenperspektive, 

während im Europäischen Insol-

venzrecht das gesellschafts- und 

konzernrechtliche Trennungsprin-

zip den Ton angibt. Der Vortrag 

wirbt dafür, diese verschiedenen 

Gesichter des Konzerns im Euro-

päischen Wirtschaftsrecht in einem Werk übereinander zu 

legen. Er legt dar, warum eine solche Synopse konzernbezo-

gener Rechts- und Fallnormen nach mehreren Richtungen Er-

kenntnisfortschritt verspricht. Schließlich präsentiert er eine 

Agenda konzerngesellschaftsrechtlicher Reformansätze und 

warnt vor einer „Atomisierung“ konzernrechtlicher Fragestel-

lungen.

Holger Fleischer, Europäisches Konzernrecht: Eine akteurzen-

trierte Annäherung, Zeitschrift für Unternehmens- und Gesell-

schaftsrecht (ZGR) 2017, 1 – 37.

III.	Großkommentierung der §§ 312 bis 318 AktG zum Recht des 
faktischen Aktienkonzerns

Weiterhin hat Holger Fleischer eine knapp 190-seitige Kom-

mentierung zum Recht des faktischen Aktienkonzerns vorge-

legt. Diese Großkommentierung legt nicht nur Wert auf die 

rechtshistorische und rechtsdogmatische Durchdringung des 

komplexen Rechtsstoffes, sondern setzt bei jeder einzelnen 

Vorschrift neue rechtspolitische Ak-

zente. Vorschläge de lege ferenda 

zielen etwa im Rahmen des § 312 

AktG auf die Veröffentlichung des 

bisher streng vertraulichen Abhän-

gigkeitsberichts und auf die Be-

schränkung der Berichtspflicht auf 

wesentliche Rechtsgeschäfte und 

Maßnahmen. Im Rahmen des § 313 

AktG wird der Ausbau der Richtig-

keitsprüfung des Abhängigkeitsbe-

richts zu einer Vollständigkeitsprü-

fung als illusorisch verworfen. Bei 

§ 314 AktG werden aktuelle Reform-

vorschläge zur Regulierung von re-

lated party transactions im Lichte 

unionsrechtlicher Überlegungen er-

örtert, bei § 315 AktG Detailkorrek-

turen der Sonderprüfung und bei 

§ 317 AktG eine Reduzierung des 

Kostenrisikos klagender Aktionäre. 

Eine umfangreiche dogmenge-

schichtliche und rechtsdogmatische Passage ist zudem der 

qualifizierten Nachteilszufügung im Aktienkonzern gewidmet.

Holger Fleischer, in: Klaus J. Hopt, Herbert Wiedemann (Hg.), 
Großkommentar zum Aktiengesetz, 4. Aufl., 41. Lieferung, 
§§  312 – 318 AktG, De Gruyter, Berlin 2016, 188 S. 
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bildet hat. Zum dritten liegt offen zutage, dass die personenge-

sellschaftsrechtlichen Kodifikationen vergangener Jahrhunderte 

allerorten mit Alterserscheinungen kämpfen und unter dogma-

tischen Verkrustungen leiden. Das österreichische Allgemeine 

Bürgerliche Gesetzbuch hat darauf im Jahre 2014 mit einer Grund-

satzreform seiner Gesellschaft bürgerlichen Rechts reagiert. 

Auch hierzulande ist eine Modernisierung des Personenge-

sellschaftsrechts überfällig, wie sie jüngst der 71. Deutsche 

Juristentag 2016 in Essen mit großer Mehrheit angemahnt hat. 

Für eine solche Reform ist rechtsvergleichender Sachverstand 

unerlässlich. Zum vierten hauchen Rechtsformneuschöpfungen 

im Ausland dem Personengesellschaftsrecht frischen Atem ein, 

namentlich die US-amerikanische limited liability partnership 

und ihre Schwesterformen. Eine prominente Stimme spricht in-

soweit vom unaufhaltsamen Aufstieg der uncorporation. In der 

angelsächsischen Wirtschaftspresse liest man, dass diese Hy-

bridformen in der Praxis boomen und damit den Niedergang der 

partnerships, der in der Ära von Charles Dickens‘ „Dombey und 

Sohn“ (1848) begonnen hatte, in sein Gegenteil verkehrt haben. 

Niederländische Kollegen werben neuerdings sogar dafür, ei-

nen internationalen Model Act für uncorporations zu erarbeiten.

V.	 Erste rechtsvergleichende Probebohrungen

Ein erster Einstieg in das vergleichende Personengesell-

schaftsrecht ist durch eine Reihe von Einzelaufsätzen erfolgt, 

die sich um bestimmte Teilfragen oder Rechtsinstitute drehen:

1. Die „Löwengesellschaft“ (scocietas leonina) im Personenge-

sellschaftsrecht

In einer Fabel von Äsop nehmen alle Tiere an der Jagd teil, 

doch behält der Löwe die gesamte Beute für sich. Diese Fabel 

vom Löwenanteil gibt seit den frühen Anfängen des Personen-

gesellschaftsrechts Anlass zu der Frage, ob es Gesellschafter 

ohne Gewinnbeteiligung geben kann. Der Festschriftenbeitrag 

untersucht, ob Gewinn- und Stimmrechte zu den essentialia 

einer Verbandsmitgliedschaft gehören oder ob sie im Gesell-

schaftsvertrag abbedungen werden können. Er rollt dieses 

Grundsatzproblem von den romanischen Rechten her auf, 

die traditionell vom caractère essentiel bestimmter Mitglied-

schaftsrechte ausgehen und fragt sodann nach möglichen Ge-

staltungsgrenzen im deutschen Recht.

Holger Fleischer, Gewinn- und stimmrechtslose Personenge-

sellschafts- und GmbH-Geschäftsanteile, in: Festschrift für 

Johannes Köndgen zum 70. Geburtstag, RWS Verlag Kommuni-

kationsforum GmbH, Köln 2016, 201 - 219.

Einen neuen Forschungsschwerpunkt der wirtschaftsrecht-

lichen Arbeitsgruppe um Holger Fleischer bildet das verglei-

chende Personengesellschaftsrecht. Er ergänzt die schon 

weiter fortgeschrittenen Arbeiten zum Recht der geschlos-

senen Kapitalgesellschaften, die daneben fortgeführt wer-

den. Den derzeitigen Entwicklungsstand und die zukünftigen 

Forschungsperspektiven auf diesem neuen Gebiet fasst ein 

Grundlagenaufsatz zum Personengesellschaftsrecht in Italien 

und Deutschland einleitend wie folgt zusammen:

IV.	Programmatische Vorüberlegungen

Das Personengesellschaftsrecht gehört nicht zu jenen Höhen-

lagen, die von der Sonne der Rechtsvergleichung besonders 

verwöhnt werden. Eine länderübergreifende Gesamtdarstel-

lung liegt schon längere Zeit zurück (vgl. Jaques Heenen, Enc. 

Comp. Law, Vol. XIII/1: Partnerships and Other Personal Associ-

ations for Profit, 1978). Für diese Vernachlässigung durch die 

in- und ausländische Komparatistengilde lassen sich verschie-

dene Erklärungen anführen. Erstens fehlt es – anders als bei 

den Kapitalgesellschaften – an harmonisierendem Richtlinien-

recht, das einen natürlichen Referenzrahmen für rechtsverglei-

chende Forschung böte. Auf Unionsebene ist die Europäische 

Wirtschaftliche Interessenvereinigung ein personengesell-

schaftsrechtlicher Solitär geblieben. Zweitens wird der verglei-

chende Zugriff dadurch erschwert, dass man es mit hetero-

genen Gebilden aus unterschiedlichen Epochen zu tun hat: der 

Zivilgesellschaft mit ihren römischen Wurzeln als reiner Innen-

gesellschaft einerseits und den verselbständigten Personen-

handelsgesellschaften spätmittelalterlicher Provenienz ande-

rerseits. Drittens hat das Recht der Personengesellschaften im 

Laufe vieler Jahrzehnte gerade in Deutschland einen solchen 

Reifegrad erreicht, dass Rechtsprechung und Rechtslehre 

kaum auf ausländische Erfahrungen angewiesen waren. Vier-

tens hat das Interesse der jüngeren Wissenschaftlergenera

tion an Personengesellschaften in dem Maße abgenommen, in 

dem die Wahl der Wirtschaftspraxis immer häufiger auf haf-

tungsbeschränkte Kapitalgesellschaften fiel.

Gleichwohl gibt es gute Gründe, warum das vergleichende Per-

sonengesellschaftsrecht gerade heute vielversprechende For-

schungsperspektiven bietet. Zum ersten sind die Forschungslü-

cken hier besonders groß, unabhängig davon, ob man sich der 

Materie mit dogmengeschichtlichen, rechtsökonomischen oder 

traditionell vergleichenden Methoden nähert. Zum zweiten er-

scheint es ebenso wie im Vertrags- oder Deliktsrecht reizvoll zu 

untersuchen, ob sich im Laufe der Zeit ein gemeinsamer Kanon 

an Rechtsregeln, ein common core of partnership law, herausge-

Personengesellschaften im Rechtsvergleich
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2. Der Sorgfaltsmaßstab im Personengesellschaftsrecht: Ab-

schied von der diligentia quam in suis?

§ 708 BGB gibt mit der eigenüblichen Sorgfalt den Haftungs-

maßstab für das gesamte Personengesellschaftsrecht vor. 

Der Zeitschriftenbeitrag erläutert, dass dieser Sorgfalts-

maßstab weder im römischen noch im gemeinen Recht un-

angefochten war, sondern auf der unreflektierten Übernah-

me eines Rechtsgedankens beruhte, der nur für die antike 

römische Hausgemeinschaft passte. Es überrascht daher 

nicht, dass die europäischen Zivilrechtskodifikationen des 

19.  Jahrhunderts statt der diligentia quam in suis überwie-

gend eine allgemeine culpa-Haftung einführten. Für den 

Sorgfaltsmaßstab im europäischen Personengesellschafts-

recht gibt es mithin keinen gemeinsamen historischen Nen-

ner. Vor diesem Hintergrund unterbreitet der Beitrag einen 

Alternativvorschlag zu § 708 BGB.

Holger Fleischer/Nadja Danninger, Der Sorgfaltsmaßstab in 

der Personengesellschaft (§ 708 BGB): Rechtsgeschichte – 

Rechtsdogmatik – Rechtsvergleichung – Rechtspolitik, NZG 

2016, 481-492.

3. Die Reform der österreichischen Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts: ein Vorbild für Deutschland?

Die dringend notwendige Reform der §§ 705 ff. BGB sollte – wie 

weiland bei Ausarbeitung des BGB – auf rechtsvergleichend in-

formierter Grundlage erfolgen. Als Inspirationsquelle und Refe-

renzmodell eignet sich insbesondere das Recht der österreichi-

schen GesbR, das im Jahre 2015 grundlegend reformiert wurde. 

Der zur Vorbereitung des 71. Deutschen Juristentags 2016 ver-

fasste Beitrag unterbreitet zahlreiche Reformvorschläge. Eine 

beherzigenswerte Blaupause bildet das neugeordnete österrei-

chische GesbR-Recht zunächst im Hinblick auf eine klare Glie-

derung und die klugen Zwischenüberschriften. Nach österrei-

chischem Vorbild empfiehlt es sich ferner, bei einer GbR-Reform 

bisher ungeschriebene Rechtsfiguren im Rahmen der §§ 705 ff. 

BGB zu positivieren, sofern sie den Test der Kodifikationsreife 

bestehen, z.B. die Treuepflicht, das Wettbewerbsverbot und die 

actio pro socio. Weitere Anregungen bieten die neuen GesbR-

Vorschriften zum Sorgfaltsmaßstab des geschäftsführenden 

Gesellschafters und zu den Informationsrechten.

Holger Fleischer/Elke Heinrich/Matthias Pendl, Reform der ös-

terreichischen Gesellschaft bürgerlichen Rechts – ein Vorbild für 

Deutschland, NZG 2016, 1001-1010.

4. Das Gesellschaftsrecht der Tippgemeinschaft – ein Lehrstück 

zur Innengesellschaft bürgerlichen Rechts

Tippgemeinschaften gehören seit den frühen Zeiten der Klas-

senlotterie zu vertrauten Erscheinungen des täglichen Lebens. 

Dass sie Gesellschaften im Rechtssinne sein können, dürfte 

viele Tippfreunde indes überraschen. Der Zeitschriftenbeitrag 

widmet sich den gesellschaftsrechtlichen Grundlagen sol-

cher Tippgemeinschaften. Zu diesem Zweck erschließt er das 

reichhaltige Fallmaterial zu Lottospiel- oder Sportwettenge-

meinschaften aus dem In- und Ausland. Untersucht wird unter 

anderem, ob ein Spieler auf Schadensersatz haftet, wenn er 

den Tippschein fahrlässig nicht oder fehlerhaft ausgefüllt ab-

gibt oder ob er seinen Anspruch auf Gewinnbeteiligung behält, 

wenn er es ausgerechnet vor dem gewinnbringenden Tipp ver-

säumt, seinen Einsatz rechtzeitig zu zahlen.

Holger Fleischer/Jakob Hahn, Das Gesellschaftsrecht der Tipp-

gemeinschaft – ein Lehrstück zur Innengesellschaft bürger-

lichen Rechts, NZG 2017, 1-9.

5. Die GmbH & Co. KG als kautelarjuristische Erfolgsgeschichte

Am 16. Februar 1912 war es so weit: Das Bayerische Ober-

ste Landesgericht billigt die GmbH & Co. KG als zulässige 

Rechtsformkombination. Der Zeitschriftenbeitrag erzählt die 

Geschichte der mühevollen Geburt dieser Rechtsformkombina-

tion, indem er die bahnbrechenden Beschlüsse des BayObLG 

und des Reichsgerichts beleuchtet und sie in den zeitgenös-

sischen Kontext einordnet. Sodann lässt er ihre weitere Ent-

wicklungs- und Erfolgsgeschichte Revue passieren und be-

fasst sich schließlich am Beispiel der GmbH & Co. KG mit der 

Rolle der Kautelarpraxis als Schrittmacher des modernen Ge-

sellschaftsrechts.

Holger Fleischer/Till Wansleben, Die GmbH & Co. KG als kau-

telarjuristische Erfolgsgeschichte – BayObLG vom 16.2.1912 

„Portlandzementfabrik, Stein- und Kalkwerk August M., GmbH 

& Co. KG“, GmbHR 2017, 169-180.

6. Personengesellschaften in Italien und Deutschland

Auch im Personengesellschaftsrecht entsteht nur durch eine 

Fülle von Einzelbildern allmählich ein komparativer Panora-

mablick, der die notwendige Grundlage für eine – noch zu 

schreibende – Anatomy of Partnership schafft. Der Archivzeit-

schriftenbeitrag steuert hierzu Beobachtungen aus deutsch-ita-

lienischer Perspektive bei. Gerade für Personengesellschaften 

ist Italien eine ideale Referenzrechtsordnung: rechtshistorisch, 

weil sich oHG und KG im oberitalienischen Handelsverkehr 

des Spätmittelalters und der Renaissancezeit herausgebildet 

haben; rechtstatsächlich, weil Personengesellschaften im ita-

lienischen Wirtschaftsleben mit rund 540.000 oHGs und mehr 

als 500.000 KGs eine enorme Rolle spielen; rechtsdogmatisch, 

weil die società di persone nicht als Gesamthandsgesellschaf-

ten strukturiert sind und ihr Studium damit Rückschlüsse darauf 

zulässt, inwieweit sich die theorieverliebte deutsche Debatte 

um das Wesen der Personengesellschaft als „Gefangene der 

Gesamthandsdiskussion“ erweist. 

Holger Fleischer/Peter Agstner, Personengesellschaften in 

Italien und Deutschland: Grundlagen – Entwicklungslinien – 

Strukturmerkmale, RabelsZ 81 (2017), Heft 2.
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Zukunftsperspektiven der Rechtsvergleichung
Reinhard Zimmermann gibt Tagungsband heraus

Aus Anlass des 80. Geburtstages des ehe-

maligen Institutsdirektors Hein Kötz fand im 

Jahr 2015 ein Symposium unter dem Titel »Zu-

kunftsperspektiven der Rechtsvergleichung« 

statt. Die Vorträge des Symposiums erschie-

nen nun unter ebendiesem Titel und zeichnen 

sich durch einen weitgespannten Bogen an 

Themen und Methoden aus. Es geht um Kol-

lisionsrecht, Sachenrecht, Unternehmens-

recht und Deliktsrecht, um postsäkulare 

Rechtsvergleichung, Rechtssystemverglei-

chung und um den Wettbewerb der Rechts-

ordnungen; der rechtsdogmatische Zugriff 

wird verbunden mit nicht-dogmatischen 

Erkenntnissen; und immer wieder steht die 

Frage der Vergleichbarkeit im Mittelpunkt des Interesses: Was 

lässt sich wie womit sinnvollerweise vergleichen?

Inhaltsübersicht

Reinhard Zimmermann: Keine Festschrift

Christiane Wendehorst: Rechtssystemvergleichung 

Ralf Michaels: Religiöse Rechte und postsäkulare Rechtsver-

gleichung

Giesela Rühl: Rechtsvergleichung und europäisches Kollisions-

recht. Die vergessene Dimension 

Eva-Maria Kieninger: Sachenrechtliche Prinzipien und Grund-

begriffe als Gegenstände der Rechtsvergleichung 

Gralf-Peter Calliess: Die Rolle der Rechtsvergleichung im Kon-

text des Wettbewerbs der Rechtsordnungen 

Marc-Philippe Weller: Zukunftsperspektiven der Rechtsver-

gleichung im IPR und Unternehmensrecht 

Jan von Hein: Marktregulierung durch Deliktsrecht. Zukunfts-

perspektiven der Rechtsvergleichung 

Hein Kötz: Schlusswort

Aus der Einführung von Reinhard Zimmermann:  
Keine Festschrift

»Anlass zu dem Symposium, [...] war, allem äußeren Anschein 

zum Trotz, der 80. Geburtstag von Hein Kötz. Einer oder der an-

dere unter den Gästen mag erwartet haben, dass das Symposi-

um in der Überreichung einer Festschrift kulminieren würde. Zur 

sogenannten passiven Festschriftfähigkeit hat ein amtierender 

Direktor des Hamburger Instituts in einem „Lexikonbeitrag“ vor 

ein paar Jahren Folgendes festgestellt: „Traditionell gilt in 

Deutschland ein Mindestalter von 70 Jahren, in anderen Län-

dern dagegen (zum Beispiel in der Schweiz) ein geringeres Min-

destalter. [...] Für Deutsche auf Schweizer Lehrstühlen wirft dies 

die schwierige kollisionsrechtliche Frage auf, ob es auf das an 

die Staatsangehörigkeit anzuknüpfende Personalstatut des 

Wissenschaftlers ankommt, oder ob die territoriale Gebunden-

heit seines Wirkungsortes den Ausschlag gibt. Dem festschrift-

freundlichen Zeitgeist entspräche wohl am ehesten eine alter-

native Anknüpfung.“ Derartige Komplikationen ergeben sich im 

Falle unseres Jubilars nicht. Zwar wurde er in unmittelbarer 

Nähe der polnischen Grenze geboren und war sieben Jahre 

lang in unmittelbarer Nähe der Schweizer Grenze tätig, doch 

bestand in seinem Fall keine international-privatrechtlich rele-

vante Diskrepanz zwischen Wirkungsort und Staatsangehörig-

keit. Auch die von dem Autor des Lexikonbeitrags nüchtern kon-

statierte Obsoleszenz der aus dem 19. Jahrhundert 

überkommenen Bedingung einer herausragenden Bedeutung 

des Jubilars für die Fachwissenschaft ist im vorliegenden Fall 

irrelevant, da eine herausragende Bedeutung zweifelsfrei er-

wiesen ist. Die besondere Schwierigkeit liegt hier vielmehr da-

rin, dass Hein Kötz, wie er selbst mehrfach betont hat, ein „be-

kennender Anhänger der Antifestschriftenliga“ ist. Im privaten 

Gespräch hat er sich häufig amüsiert über den meist vergeb-

lichen Versuch, einer „Festschrift“ genannten Aufsatzsamm-

lung den Anschein intellektueller Kohärenz zu geben. „Recht, 

Idee, Geschichte“, „Recht als Erbe und Aufgabe“, „Tradition mit 

Weitsicht“: Unter derartige Titel lässt sich so gut wie alles sub-

sumieren. Mitunter setzen sich Schüler und Freunde über den 

Wunsch eines Jubilars hinweg, keine Festschrift zu erhalten. 

Dann können Bücher entstehen mit dem zweideutigen Titel „K(l)

eine Festschrift“. Es gibt auch mindestens eine Festschrift für 

einen erklärten Gegner von Festschriften, zu dem ein anderer 

erklärter Gegner von Festschriften einen Beitrag verfasst hat, in 

dem er erklärt, warum Festschriftenbeiträge nicht geschrieben 

werden sollten. Übrigens trägt diese Festschrift den Titel „Sum-

ma“, warum auch immer.

Wir hingegen im Hamburger Max-Planck-Institut haben uns an 

den Wunsch von Hein Kötz gehalten, keine Festschrift zu „ver-

anstalten“ (so ein in diesem Zusammenhang häufig gebrauch-

ter Terminus); […]« 

Literaturhinweis: Reinhard Zimmermann (Hg.), Zukunftsper-

spektiven der Rechtsvergleichung, Mohr Siebeck, Tübingen 

2016, XX + 267 S.
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Perspektiven des Privatrechts
men des herkömmlichen 

Rezensionswesens kein 

auch nur annäherungs-

weise fairer Überblick 

über neu entstandene 

Habilitationsschriften ge-

geben wird.

In ihrem einführenden 

Beitrag zu dem Doppel-

heft stellen Zimmermann 

und Wagner zunächst die vier im Zentrum der Tagung stehen-

den „Perspektiven“ vor: die traditionell-rechtsdogmatische 

sowie die rechtshistorische, rechtsphilosophische und öko-

nomische. Welchen Beitrag können sie zur Anwendung und 

Fortbildung des Privatrechts leisten? Entfaltet wird dies für 

die rechtsdogmatische Perspektive am Beispiel des allgemei-

nen Gleichbehandlungsrechts, für die historische Perspektive 

an der Entwicklung (und Zusammenschau) der gesetzlichen 

Schuldverhältnisse, für die Rechtsphilosophie am Beispiel der

 drei Grundbegriffe Eigentum, Familie und Erbrecht, und 

für die Ökonomie am Beispiel des Minderheiten-

schutzes im Personengesellschaftsrecht. Gleich-

zeitig geht es in allen vier Beiträgen immer wieder 

auch um das Verhältnis von Rechtsgeschichte, 

Rechtsphilosophie und ökonomischer Analyse 

des Rechts zur Rechtsdogmatik: um die Frage 

also, ob die rechtsdogmatische Perspektive, 

wie dies oft geschieht, neben die rechtshi-

storische, rechtsphilosophische und rechts

ökonomische Perspektive gestellt werden 

kann. Gibt es also so etwas wie „Rechts-

dogmatik pur“? Ist es das Markenzeichen 

einer aufgeklärten Rechtsdogmatik, 

dass sie die Erkenntnisse der anderen 

Perspektiven in sich aufnimmt? Oder 

bietet Rechtsdogmatik letztlich nur ju-

ristisches Handwerkszeug, während 

„die wirklich bewegenden Kräfte 

des Rechtslebens anderswo zu fin-

den sind?“ Empfiehlt es sich deshalb also, als „un-

dogmatischer Jurist“ einfach mit pragmatischer Gelassenheit 

„alle Argumente auf sich wirken zu lassen, die sich aus rechts

historischen, rechtsvergleichenden und rechtsökonomischen 

Erkenntnissen [...] gewinnen lassen“ (Hein Kötz)?  

Im September 2015 fand die in zweijährigem Rhythmus statt-

findende ordentliche Tagung der Zivilrechtslehrervereinigung 

an der Universität zu Köln statt. Sie stand unter der Leitung von 

Reinhard Zimmermann als Vorsitzendem der Zivilrechtslehrer-

vereinigung und von Gerhard Wagner als Stellverstretendem 

Vorsitzenden, und war von beiden in Abstimmung mit dem er-

weiterten Vorstand der Vereinigung konzipiert worden. 

Die Tagung hatte, wie schon die vorangegangene ordentliche 

Tagung in Würzburg (2013) und die Sondertagung in Bonn 

(2012), ein Oberthema, das, bei aller inhaltlichen Vielfalt des Ge-

botenen, doch eine gewisse intellektuelle Kohärenz der vier im 

Zentrum der Veranstaltung stehenden Vorträge gewährleisten 

sollte. Gefragt wurde nämlich, welcher Ertrag sich aus der 

Befassung mit dem Privatrecht aus einer Reihe unterschied-

licher „Perspektiven“ erzielen lässt – wobei dieser Ertrag an 

vier unterschiedlichen Sachthemen zu illustrieren war. Alle 

Beiträge zur Tagung sind, wie üblich, in einem Doppelheft des 

Archivs für die civilistische Praxis veröffentlicht worden, das 

im Sommer 2016 erschienen ist. Dieses Doppelheft enthält zu-

dem Kurzbeiträge, in denen 19 der im Privatrecht habili-

tierten Nachwuchswissenschaftlerinnen 

und   -wissenschaftlern      

ihre  Habilitationsschrif

ten vorstellen. Diese neue, von Rein-

hard Zimmermann und Gerhard Wagner angeregte 

Rubrik soll einen gewissen Ersatz dafür bieten, dass im Rah-

Perspektiven des Privatrechts
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von den Principles of European Contract Law bis zum Entwurf 

eines gemeinsamen Europäischen Kaufrechts am Beispiel des 

Verjährungsrechts spannt. Mitherausgeberin Carla Sieburgh 

beschreibt in ihrem Aufsatz „The Attribution of Acts: Towards 

a Principled Assessment under EU and National Private Law”.

In einem weiteren Beitrag setzt sich Jürgen Basedow, Direktor 

am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationa-

les Privatrecht, mit den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die 

der Gerichtshof der Europäischen Union für das europäische 

Privatrecht zu Fragen der Diskriminierung formuliert hat, aus-

einander. 

Die insgesamt 19 hochaktuellen Beiträge der Festschrift sind 

nicht wie sonst üblich als Sammelband erschienen, sondern in 

einer Sonderausgabe des European Review of Private Law ver-

öffentlicht worden, um die Forschungsergebnisse einer breite-

ren Öffentlichkeit leichter zugänglich zu machen.

Carla Sieburgh, Reinhard Zimmermann, ‚Arthur Hartkamp: 

Scholar, Colleague, Friend‘, European Review of Private Law, 

Volume 24 (2016).

Zu Ehren des Rechtswissenschaftlers Arthur Hartkamp haben 

Carla Sieburgh, Professorin für Privatrecht an der Radboud 

University Nijmegen, und Reinhard Zimmermann, Direktor am 

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 

Privatrecht, eine Festschrift mit Aufsätzen zum Recht der Eu-

ropäischen Union, dem nationalen und dem europäischen Pri-

vatrecht herausgegeben.

In den Festschriftbeiträgen beleuchten 19 europäische Rechts-

wissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aus unterschied-

lichen Blickwinkeln die Entwicklung des europäischen Pri-

vatrechts im Zusammenspiel mit dem nationalen Privatrecht 

europäischer Staaten. Diese Interaktion gehört zu dem Kern-

interessensgebiet des international renommierten Rechtswis-

senschaftlers Arthur Hartkamp, der viel zur Erforschung und 

Entwicklung des Privatrechts in Europa beigetragen hat und 

dem zu Ehren die kürzlich erschienene Festschrift entstanden 

ist. Arthur Hartkamp lehrt als Professor für Europäisches Pri-

vatrecht an der University Nijmegen und ist seit 2003 Vizepräsi-

dent des Verwaltungsrats von UNIDROIT. Von 2001 – 2006 war er 

Procureur-General am Obersten Gerichtshof der Niederlande. 

Die Festschrift wurde am 11. Juni von Carla Sieburgh und Rein-

hard Zimmermann übergeben, der in seinem Beitrag den Bogen 

European Union Law, National Private Law,  
European Private Law 
Festschrift für Arthur Hartkamp zum Recht der Europäischen Union,  
dem nationalen und dem europäischen Privatrecht 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann

Direktor am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht

Forschungsschwerpunkte: Schuldrecht und Erbrecht in historischer und vergleichender Perspektive;

Mischrechtsordnungen; Europäische Privatrechtsvereinheitlichung.
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Langzeitverträge in rechtsvergleichender 
Perspektive 

chende Bezüge zur französischen und englischen 

Systematisierung sowie zu den internationalen Modellrege-

lungen helfen in einem rechtsvergleichenden Kontrast, die 

deutsche Dogmatik des Dauerschuldverhältnisses auf den 

Prüfstand zu stellen.

Der Befund ist ernüchternd. Weil die Systembildung sich pri-

mär in einer Eigendynamik etabliert hat, bei der nicht vorher ge-

klärt wurde, welche Probleme mit einer gemeinsamen Lösung 

überhaupt erfasst werden sollten, bleibt die Leistungsfähigkeit 

beschränkt. Die begrifflichen Unschärfen sind eine Folge der 

relativ planlosen Entwicklung.

II.	 Ökonomische Grundlagen zum Vertragsrecht und zu 
Langzeitverträgen

Im zweiten Teil der Arbeit wurden die ökonomischen Grundla-

gen und Entwicklungsstränge mit Bezug zu lange dauernden 

Vertragsverhältnissen und zum Vertragsrecht generell beleuch

tet. Dabei wurden Problembereiche erkennbar, die aus Sicht 

der ökonomischen Forschung besondere Relevanz für Langzeit

verträge haben und an die in der anschließenden juristischen 

Analyse (in Teil III der Arbeit) angeknüpft werden konnte. Ins-

besondere ist die Auswahl der Schwerpunkte der juristischen 

Untersuchung in einigen Bereichen von den ökonomischen 

Ansätzen inspiriert – etwa im Fall der Probleme der Infor

mationsverteilung zwischen den Parteien (aus rechtlicher 

In vielen Regelungsmodellen und Kodifikationen sind die Verfas-

ser des Vertragsrechts bewusst oder unbewusst vom Kaufver-

trag ausgegangen, nicht selten wird daher ein prägender Ein-

fluss des Kaufrechts für das Vertragsrecht angenommen. Eine 

Auswirkung ist die besonders reichhaltige Literatur zum Kauf-

recht. Hingegen haben auf Dauer angelegte Verträge oft eine 

geringere Aufmerksamkeit erfahren. Mit Problemen langfristiger 

Verträge befasst sich die Untersuchung von Walter Doralt.

I.	 Systematisierungsfragen: Schwächen des Dauerschuld-
verhältnisses als Systembegriff

Bei Verträgen, die auf Dauer angelegt sind, denken deutsch-

sprachige Juristen zuerst an das Dauerschuldverhältnis als 

übergeordnete Kategorie. Die Konturen dieses Begriffs sind bis 

heute unscharf geblieben, obwohl es keinen Mangel an (ab-

weichenden) Definitionen gibt. Nicht nur in Randbereichen ist 

die Abgrenzung noch immer umstritten. Zum Teil liegt das da-

ran, dass die Systematisierung mit dem Begriff des Dauer-

schuldverhältnisses von den Vertragstypen, wie sie im BGB 

angelegt sind, geprägt ist. In einem ersten Teil der Arbeit wur-

den die deutsche Entwicklung und die Herausbildung des Be-

griffs des Dauerschuldverhältnisses untersucht. Ziel war dabei 

nicht, einen neuen Systembegriff an der Stelle des Dauerschuld

verhältnisses zu erarbeiten, sondern die Einordnung und kri-

tische Würdigung des Diskussionsstandes. Rechtsverglei-

Dr. Walter Doralt

Wissenschaftlicher Referent am Institut

Betreuung der Habilitationsschrift durch Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann
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Sicht ist an Aufklärungspflichten, Informationsansprüche und 

Aspekte der Vertragsgestaltung zu denken).

Für das dispositive Recht und für die Vertragsgestaltung er-

geben sich zahlreiche Anregungen aus dem Konzept des 

unvollständigen Vertrages, das ökonomisch vor allem unter 

Transaktionskostengesichtspunkten untersucht wurde.

Die ökonomischen Ansätze zu den Einflussfaktoren für koope-

ratives oder opportunistisches Verhalten bieten ebenfalls eine 

Reihe von Verbindungsmöglichkeiten zu rechtlichen Fragen, 

nicht zuletzt, weil in der ökonomischen Forschung Fragen der 

Erkennbarkeit und der Beweisbarkeit zentrale Bedeutung zu-

kommt.

Für die Anreize der Parteien entsteht die wohl wichtigste 

Veränderung meist mit dem Vertragsschluss. In der ökono-

mischen Analyse wird dafür das Stichwort der Fundamentalen 

Transformation verwendet. Risiken entstehen mit dem Erfor-

dernis vertragsspezifischer Investitionen, verschärft werden 

sie, wenn Leistung und Gegenleistung über weite Zeiträume 

gestreckt auseinander liegen – eine klassische Problemlage 

von Langzeitverträgen. Das Vertrauen in die Zuverlässigkeit 

des Vertragspartners hat dann entscheidende Bedeutung 

für die eigene Leistungsbereitschaft, woraus sich wiederum 

aus rechtlicher Sicht anknüpfen lässt (etwa bei der Frage, ob 

Parteien im Fall eines grundlegenden Vertrauensverlusts eine 

Möglichkeit zur Beendigung des Vertrags haben sollten oder 

an der Bindung festzuhalten ist).

III.	 Problemorientierte Analyse der gegenwärtigen Rechtslage

Den Schwerpunkt der Arbeit bildet der dritte Teil, in dem das 

geltende deutsche Recht im Vordergrund steht. Rechtsverglei-

chende Bezüge werden zum französischen und englischen 

Recht sowie zu internationalen Regelungsmodellen hergestellt,  

ebenso zu ökonomischen Argumenten, soweit diese unmittel-

bar die konkreten Fragestellungen betreffen. Inhaltlich ging es 

insgesamt um Fragen des allgemeinen Vertragsrechts, zu de-

nen die gegenwärtige Rechtslage auf den Prüfstand gestellt 

wird. Wo diese unbefriedigend ist, wird die Suche nach ange-

messenen Lösungen zuerst auf Grundlage des geltenden 

Rechts unternommen, in einzelnen Bereichen werden aber 

auch Vorschläge de lege ferenda erarbeitet.

Die ausgewählten fünf Problembereiche ergeben sich teilwei-

se unmittelbar aus der Natur lange dauernder Verträge. Das 

gilt etwa für die Kündigung aus wichtigem Grund und ebenso 

für die Grenzen der vertraglichen Bindungsdauer. Bei der Ana-

lyse dieser Problembereiche wird erkennbar, wie wenig die 

gewohnte Systematisierung in Dauerschuldverhältnisse und 

andere Verträge zur Lösung beitragen kann. Mit gutem Grund 

wird in der Rechtsprechung zur Frage der Kündigung beim Dau-

erschuldverhältnis (statt eines Rücktritts, wie bei anderen Ver-

trägen) die im Gesetz angelegte Lösung oft korrigiert. Eine neue 

Einteilung an Stelle des Dauerschuldverhältnisses erscheint 

allerdings dennoch verzichtbar; eher drängt sich die Frage auf, 

ob ein Systembegriff überhaupt erforderlich ist. Bereits jetzt 

lassen sich die Lösungen durch eine Rückführung auf den Ver-

trag und die daraus ableitbaren Interessen erklären.

Ein weiterer Problembereich der Untersuchungen lässt sich mit 

dem Stichwort der Treuepflichten zusammenfassen. Entgegen 

einer verbreiteten Annahme, sind die Treuepflichten wohl nicht 

prinzipiell im Langzeitvertrag gesteigert. Im Anschluss daran 

werden Informationspflichten und die Rolle der Verwirkung im 

Langzeitvertrag näher beleuchtet, bei der (entgegen der h.M.) 

alles für eine rechtsgeschäftliche Einordnung spricht. Der letz-

te Unterpunkt befasst sich mit der Abdingbarkeit von Treu und 

Glauben.

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten die Fragen veränderter 

Umstände und der Geschäftsgrundlage, einschließlich der ver-

schiedenen Anpassungsmechanismen (Nachverhandlungs-

pflicht, Anpassungsanspruch, richterliche Anpassung) und 

Gestaltungsfragen. Einflüsse von „außerhalb“ des Vertrags-

verhältnisses sind bei langer Vertragsdauer häufiger als im 

punktuellen Austauschverhältnis des Kaufvertrags zu erwar-

ten. Ebenso kann im Lauf der Jahre von „innen“ ein Bedürf-

nis für Anpassungen und Veränderungen entstehen. Anlässe 

dafür können geplante oder getätigte Investitionen sein, die 

Bildung oder Erschütterung des Vertrauens, der Vertrag selbst 

oder beispielsweise die Veränderung und Fortentwicklung der 

vereinbarten Leistung. Entsprechend wichtig ist die Vertrags-

gestaltung zur Risikoverteilung und, darüber hinaus, die Rege-

lungen des dispositiven Rechts, aus denen sich angemessene 

Lösungen ergeben sollen.

Den letzten Schwerpunkt dieses Abschnitts bildet die Vertrags-

strafe, weil ihr als Gestaltungsinstrument für lange Vertrags-

verhältnisse eine herausragende Bedeutung zukommt. Das gilt 

besonders dann, wenn ein großer anfänglicher Investitionsbe-

darf für eine Partei besteht. Eine hohe Vertragsstrafe kann dann 

wegen der Signalwirkung im Interesse beider Parteien sein. 

Folgerungen lassen sich daraus für die angemessene gesetz-

liche Gestaltung ableiten.

Die Zusammenfassung der Untersuchung wird ergänzt durch 

Thesen, die sich vor allem aus dem dritten Teil der Arbeit zum 

geltenden Recht ergeben. Diese stehen am Ende der Arbeit 

nach Problembereichen geordnet, um eine schnelle Orientie-

rung zu den spezifischen Fragestellungen zu erleichtern.
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nanzmarktrecht gewidmet. Auch Steuer- und Arbeitsrecht wer-

den fachkundig aufbereitet. Abgerundet wird das Werk durch 

einen Schlussteil zur gerichtlichen Rechtsdurchsetzung.

Eine ausgewogenen Darstellung und gute Verständlichkeit wird 

durch deutsch-chinesische Autorengespanne gewährleistet. 

Die Autoren kommen sowohl aus der Wissenschaft als auch 

aus der Praxis. Die Verwendung von chinesischen Schriftzei-

chen unterstreicht die Authentizität des jetzt erschienenen 

Bandes. Ausführliche Literaturhinweise und ein umsichtiger 

Fußnotenapparat machen das Werk auch zu einem wertvollen 

Instrument für die rechtsvergleichende Forschung.

Zusammen bilden Band 1 und 2 des Chinesischen Zivil- und 

Wirtschaftsrechts ein herausragendes Erläuterungswerk im 

deutschen Sprachraum.

Interpretationen zum Chinesischen Zivilprozessgesetz

Anfang 2015 hat das Oberste Volksgericht der Volksrepublik Chi-

na eine umfangreiche Interpretation zum Zivilprozessgesetz er-

lassen, die über 500 Paragraphen umfasst. Knut Benjamin Pißler 

hat die Erläuterungen des Obersten Volksgerichts ins Deutsche 

übersetzt.

Die Übersetzung ist das erste Ergebnis eines Kooperations-

projektes zum chinesischen Zivilprozessrecht. Gemeinsam mit 

anderen Wissenschaftlern und Praktikern plant Pißler ein Buch 

zum chinesischen Zivilprozessrecht herauszugeben. Beteiligt 

sind unter anderem Prof. Dr. Bu Yuanshi, Professorin für ostasi-

atisches Wirtschaftsrecht an der Universität Freiburg, und Nils 

Die Veröffentlichung des zweiten Bandes eines Handbuches 

„Chinesisches Zivil- und Wirtschaftsrecht“, die Übersetzung 

wichtiger Rechtsakte im Bereich des chinesischen Zivilpro-

zessrechts und des Rechts der Nonprofit-Organisationen sowie 

zahlreiche Veranstaltungen zum chinesischen Recht prägten 

die Tätigkeit des Länderreferats China im Berichtszeitraum.

Zweiter Band des Chinesischen Zivil- und Wirtschaftsrechts

Priv.-Doz. Dr. Knut Benjamin Pißler, Leiter des Länderreferats 

China am Max-Planck-Institut für ausländisches und internatio

nales Privatrecht, legte 2016 als Mitherausgeber den zweiten 

Band eines Grundlagenwerks zum chinesischen Zivil- und 

Wirtschaftsrecht vor.

In dem Maße, in dem der wirtschaftliche Austausch zwischen 

China und Deutschland zunimmt, wächst das Bedürfnis nach 

zuverlässiger Orientierung über das chinesische Zivil- und 

Wirtschaftsrecht. Diesem Bedürfnis entsprechend stellt Pißler 

gemeinsam mit Jörg Binding von der Deutschen Gesellschaft 

für Internationale Zusammenarbeit in Beijing dem in 2015 er-

schienenen Band 1 ihres Chinesischen Zivil- und Wirtschafts-

rechts in diesem Jahr einen Band 2 an die Seite. Hierin finden 

sich ausführliche Analysen zu allen relevanten Sachbereichen 

des Wirtschaftsrechts. An der Spitze steht das Gesellschafts-

recht mit Ausführungen zu chinesischen Unternehmen ohne 

und mit ausländischer Kapitalbeteiligung sowie zum Unterneh-

menskauf, gefolgt vom Recht des geistigen Eigentums, das in 

Patent-, Marken- und Urheberrecht aufgefächert wird. Weitere 

Teile sind dem Kartell- und Wettbewerbsrecht sowie dem Fi-

Bericht aus dem Länderreferat
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Das neue Gesetz steht im unmittelbaren Zusammenhang mit 

der Verabschiedung eines „Gemeinnützigkeitsgesetzes“ im 

März 2016, das sich allerdings an chinesische Nonprofit-Orga-

nisationen wie etwa Vereine und Stiftungen richtet und diese 

einer Aufsicht durch das Ministerium für Zivilverwaltung un-

terwirft. Das ANGO-Gesetz sieht hingegen vor, dass sich aus-

ländische Nichtregierungsorganisationen der Aufsicht durch 

die Organe für öffentliche Sicherheit zu unterwerfen haben, 

und damit Organen, die funktional mit der Polizei verglichen 

werden können. Übereinstimmenden Medienberichten zufolge 

werden von dem Gesetz 7.000 ausländische Nichtregierungs-

organisationen in China, darunter etwa 200 deutsche Organi-

sationen, betroffen sein. Das Gesetz fügt sich in eine allgemein 

zu beobachtende Tendenz in China ein, westliche Einflüsse und 

Wertvorstellungen fernhalten zu wollen. Der Schluss, dass die-

se Einflüsse und Wertvorstellungen auch durch ausländische 

NGOs nach China transportiert werden, ist ebenso naheliegend 

wie die im Gesetz erkennbaren Bestrebungen der chinesischen 

Regierung, diese zu kontrollieren.

Allerdings wird sich mit dem Inkrafttreten des NGO-Gesetzes 

die Tür für eine Tätigkeit ausländischer NGOs in China nicht völ-

lig schließen. Vielmehr bietet das neue Gesetz zum ersten Mal 

eine rechtliche Grundlage für eine Betätigung ausländischer 

NGOs in China.

Dabei bestehen nunmehr zwei Optionen für ausländische 

NGOs: Die Eröffnung von Repräsentanzbüros oder die Zusam-

menarbeit mit einem chinesischen Kooperationspartner. Diese 

neue rechtliche Grundlage könnte mehr Rechtssicherheit für 

ausländische NGOs bedeuten, wenn man bedenkt, dass eine 

freilich nicht quantifizierbare Zahl der ausländischen NGOs bis-

lang in China in einem Graubereich agierte.

Zweifellos werden nicht alle ausländischen NGOs, die bislang 

in China tätig sind, das Gesetz allein deswegen begrüßen, weil 

es etwas mehr Rechtssicherheit bietet. Denn dieses Mehr an 

Rechtssicherheit geht einher mit neuen Unsicherheiten und ei-

ner strikteren Kontrolle.

Dies betrifft zunächst einen unklaren Anwendungsbereich 

des Gesetzes, was auch an der juristischen Terminologie des 

Gesetzes liegt, die nicht durchgängig mit den bestehenden 

Regelungen zu chinesischen Nonprofit-Organisationen (Ver-

eine, Stiftungen) abgestimmt ist. Zum Teil liegen die Probleme 

aber auch darin begründet, dass das chinesische Recht bzw. 

der chinesische Gesetzgeber den international sehr diver-

gierenden Bereich der Nonprofit-Organisationen in das enge 

Korsett der im chinesischen Recht zur Verfügung stehenden 

Rechtsformen zu pressen sucht.

Die striktere Kontrolle wird zunächst darin sichtbar, dass für 

ausländische NGOs die Polizeiorgane als zuständige Auf-

sichtsbehörden fungieren, während ihre chinesischen Gegen-

über dem Ministerium für Zivilverwaltung unterstehen. Welche 

Pelzer vom Max Planck Institute Luxembourg for International, 

European and Regulatory Procedural Law. Ein erster Workshop 

mit den Autoren des geplanten Buches hat am 12.9.2016 im In-

stitut stattgefunden. Hierbei wurden grundlegende Fragen des 

chinesischen Zivilprozessrechts besprochen, Literaturhinwei-

se ausgetauscht und eine Gliederung des Werkes erarbeitet.

Das Buch soll die einzelnen Themen des Zivilprozessrechts in 

China umfassen und zugleich als Kommentierung der Interpre-

tationen des Obersten Volksgerichts dienen. Die „Erläuterungen 

des Obersten Volksgerichts zur Anwendung des ‚Zivilprozess-

gesetzes der Volksrepublik China‘“ waren auf einer Sitzung 

des Rechtsprechungsausschusses des Obersten Volksgerichts 

Ende 2014 verabschiedet worden und werden seit Februar 2015 

angewendet. Es handelt sich bei dieser höchstrichterlichen In-

terpretation eines zentralen chinesischen Gesetzes um ein wei-

teres Beispiel für ein Rechtsinstitut mit mehreren ungewöhn-

lichen Eigenarten und Besonderheiten, zu dem Pißler kürzlich 

eine grundlegende Arbeit vorgelegt hatte (siehe Max Planck 

Private Law Research Paper No. 15/27). So hat das Gericht in 

der Interpretation das Rechtsinstitut des forum non conveniens 

in das chinesische Zivilprozessrecht eingeführt, obwohl der 

Gesetzgeber das Zivilprozessgesetz erst im Jahr 2012 revidiert 

und damit die Gelegenheit gehabt hätte, dieses im common law 

beheimatete Rechtsinstitut zu normieren. Dementsprechend 

pragmatisch liest sich dann auch die Begründung des Vizeprä-

sidenten des Obersten Volksgerichts: Das Rechtsinstitut des 

forum non conveniens sei zwar nicht im chinesischen Zivilpro-

zessgesetz, aber im anglo-amerikanischen Rechtssystem vor-

gesehen. Da es mehrere Fälle mit Zuständigkeit chinesischer 

Gerichte gegeben habe, deren Behandlung äußerst schwierig 

gewesen sei, habe sich das OVG entschlossen, den Gerichten 

für solche Fälle im Sinne einer Unzuständigkeitserklärung „eine 

Entscheidungsgrundlage zur Verfügung zu stellen“. Die Frage, 

inwiefern eine solche „Entscheidungsgrundlage“ durch die Ju-

dikative gegen das Prinzip der Gewaltenteilung verstößt, stellt 

sich freilich in einem Staat wie China nicht. Denn das grund-

legende Organisationsmoment der chinesischen Verfassung 

geht vom Grundsatz der Gewaltenkonzentration aus, nach dem 

die Staatsfunktionen zwar auf verschiedene Organe aufgeteilt 

sind, aber keine formale Gewaltenverschränkung und gegen-

seitige Kontrolle der obersten Staatsorgane vorgesehen ist.

Chinesisches Gesetz über ausländische NGOs

Ende April 2016 hat der chinesische Gesetzgeber ein Gesetz zur 

Regelung ausländischer Nichtregierungsorganisationen (AN-

GO-Gesetz) verabschiedet. Knut Benjamin Pißler hat das unter 

ausländischen Beobachtern umstrittene Gesetz ins Deutsche 

übersetzt und einen einführenden Beitrag hierzu verfasst, der 

zusammen mit der Übersetzung in der Zeitschrift für chine-

sisches Recht (Band 23, Nr. 2) veröffentlicht worden ist.

China
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discher Nichtregierungsorganisationen in China und damit 

auseinanderzusetzen, wie sich das Gesetz in die Regelungen 

chinesischer Nonprofit-Organisationen einfügt. Das ANGO-

Gesetz ist am 01.01.2017 in Kraft getreten.

 Hamburger Vorträge zum chinesischen Recht

Seit 2002 geben eine Reihe von Gastvorträgen herausragender 

Rechtswissenschaftler/-innen und Rechtspraktiker, die sich zu 

Forschungszwecken am Institut in Hamburg aufhalten, im Rah-

men der „Hamburger Vorträge“ Einblick in Rechtsgebiete, die 

derzeit in der Volksrepublik China im Aufbau sind und daher 

auch international eine große Beachtung finden.

Im Berichtszeitraum haben drei Hamburger Vorträge 

zum chinesischen Recht stattgefunden. Im Frühjahr 

2016 berichtete Frau JIN Man von der Universität 

Beijing über die Entwicklung der dinglichen Sicher-

heiten im chinesischen, europäischen und US-ameri-

kanischen Recht aus rechtsvergleichender Perspek-

tive. Im Sommer folgte ein Vortrag von Dr. Joachim 

Glatter, der seit über zwanzig Jahren als Rechtsan-

walt in China tätig ist und die Rechtsentwicklung aus 

Praktikersicht verfolgt. Er berichtete über „Chine-

sisches Wirtschaftsrecht in der Praxis: Dynamik mit 

‚Chinese characteristics‘“. Den Abschluss der dies-

jährigen Vortragsreihe bildete die Präsentation einer 

langfristig angelegten Feldstudie zur gerichtsinternen 

Mediation in China. Frau Dr. LI Yedan von der Univer-

sität Bielefeld gab einen Einblick in die Praxis der 

Mediation in einem lokalen Volksgericht und zeigte 

auf, wie zentralstaatliche Vorgaben zur Förderung der 

Mediation in den örtlichen Volksgerichten umgesetzt 

werden.

praktischen Konsequenzen hieraus fol-

gen, muss sich freilich noch in der Praxis 

erweisen. Der bisherige Eindruck ist, dass 

das Ministerium für Zivilverwaltung eher 

für einen „liberaleren“ Ansatz im Hinblick 

auf die Regulierung der Nonprofit-Organi-

sationen stand, während die Polizeiorgane 

als ein Instrument der politischen Unter-

drückung gelten und nicht positiv an der 

Gestaltung des chinesischen Reformpro-

zesses mitwirken. Es liegt daher auf der 

Hand, dass sich mit der Unterstellung aus-

ländischer NGOs unter die Polizeiorgane 

der Blickwinkel auf die Tätigkeit dieser 

Organisationen negativ verändert hat.

Ein Charakteristikum des neuen Gesetzes 

(wie auch der bestehenden Regelungen 

chinesischer Nonprofit-Organisationen) 

ist, dass der chinesische Staat privaten (ausländischen) Initi-

ativen misstrauisch gegenübersteht. Das NGO-Gesetz erlaubt 

zwar, dass ausländische NGOs gemeinnützige Unterneh-

mungen in China durchführen, möchte aber durch starke staat-

liche Einflussmöglichkeiten die Kontrolle über diesen Sektor 

ausüben.

Das Länderreferat China hat sich bereits seit längerer Zeit mit 

der Regulierung von Nonprofit-Organisationen in China ausein-

andergesetzt. 2010 erschien hierzu ein umfassender Beitrag in 

englischer Sprache, der in dem von Klaus J. Hopt, ehemaliger 

Direktor am Max-Planck-Institut für ausländisches und inter-

nationales Privatrecht, 

und Thomas von Hippel 

herausgegebenen Band 

„Comparative Corporate 

Governance of Non-

Profit Organizations“ 

bei Cambridge Univer-

sity Press erschienen 

ist. Dabei gehen die Au-

toren ausführlich auch 

auf die Frage ein, wie 

sich ausländische Non-

profit-Organisationen 

nach der bisherigen 

Rechtslage in China be-

tätigen konnten. Die nun 

vorgelegte Übersetzung 

des ANGO-Gesetzes ist 

ein erster Schritt, um 

sich wissenschaftlich 

mit den neuen Heraus-

forderungen auslän-
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Gründungsfreiheit insbesondere im Hin-

blick auf FIE nicht geredet werden kann. 

An diesen Bericht schloss sich ein Refe-

rat aus der Rechtspraxis an, indem Dr. 

Guang Li der Kanzlei Taylor Wessing die 

jüngsten Entwicklungen in den Free Tra-

de Zones, den Entwurf eines Gesetzes zu 

ausländischen Investitionen und der ge-

planten Einführung der „Negativliste“ 

beleuchtet. Ganz aktuell berücksichtigte 

er auch den Beschluss zur Änderung der 

FIE-Gesetze des Ständigen Ausschus-

ses des Nationalen Volkskongresses, 

der seit dem 1. Okt. 2016 gilt. Wie der vorhergehende Referent 

kam auch Li zu dem Ergebnis, dass sich die Investitionsmög-

lichkeiten in China immer weiter öffnen. Gerade im Hinblick auf 

das bislang sehr komplizierte und zeitintensive Genehmigungs-

verfahren bei der Gründung von FIE hob Li einige positive Neu-

erungen hervor. Er verschwieg allerdings auch nicht, dass vor 

allem in einer gewissen Übergangszeit mit Abstimmungs-

schwierigkeiten zwischen den am Verfahren beteiligten Behör-

den und unterschiedlichen Regelungen zu rechnen sei. Abge-

rundet wurde die Veranstaltung durch Herrn Alexander 

Özbahadir, Geschäftsleiter der Jungheinrich Export AG & 

Co.KG. Er gab einen sehr anschaulichen Bericht aus dem Be-

reich Vertrieb, in dem er anhand eines Fallbeispiels die Theorie 

und Praxis einer Unternehmensgründung in China demonstrier-

te. Den Abschluss der Tagung bildete eine Paneldiskussion mit 

allen Referenten, bei der viele interessante Fragen aus dem 

Publikum beantwortet werden konnten.

China Time: Chinas Rechtssystem im Wandel – Update 2016

2016 fand in Hamburg zum sechsten Mal die China Time statt. 

Das Institut beteiligte sich wie in den vergangenen Jahren mit 

einem Symposium an dieser vom Senat der Freien und Hanse-

stadt Hamburg geschaffenen Plattform für allerlei Veranstal-

tungen mit Chinabezug. In Kooperation mit der Handelskammer 

Hamburg sowie dem Ostasiatischen Verein (OAV) wurde in die-

sem Rahmen im Institut die erfolgreiche Reihe „Chinas Rechts-

system im Wandel“ fortgesetzt: Mit einem „Update 2016“ wur-

den am 11. Nov. 2016 die Veränderungen der rechtlichen 

Rahmenbedingungen in der Volksrepublik China beleuchtet. 

Experten aus der Praxis und der Wissenschaft berichten über 

den Stand der Umsetzung der rechtlichen Reformen in China. 

Im Fokus standen hierbei die bisherigen Regelungen zu den Ve-

hikeln ausländischer Direktin

vestitionen wie Joint Ventures 

und Tochtergesellschaften 

ausländischer Investoren (FIE) 

sowie der Mechanismus der 

Lenkung durch den Investi

tionskatalog. Nach einer Be-

grüßung durch die Veranstalter 

führte Pißler zunächst in den 

Status Quo der rechtlichen 

Rahmenbedingung ein. Er 

zeigte eindrücklich, dass in vie-

len Bereichen eine Liberalisie-

rung bei der Gründung von Ge-

sellschaften in China eingetreten ist, wenn auch von einer 

China

Emrah Camli, Regionalmanager Greater 
China und  Mongolei OAV-German Asia-
Pacific Business Association

Guang Li, TaylorWessing

Guang Li, Lisa Gathen (Handelskammer Hamburg), Emrah Camli, Knut Benjamin Pißler, Alexander Özbahadir
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Unter www.zjapanr.de stehen die in deutscher, englischer und 

französischer Sprache verfassten Beiträge der jeweils vier 

letzten Ausgaben der Zeitschrift in Form von Abstracts, dieje-

nigen sämtlicher vorhergehenden Ausgaben als Volltexte im 

text- und seitenkonkordanten PDF-Format zur Verfügung. Der-

zeit sind knapp 900 Beiträge in westlichen Sprachen zum japa-

nischen Recht online durchsuchbar.

 „Informationspflichten“
Japanisches Jubiläumssymposium in Tōkyō

Das Jubiläum der Zeitschrift war der Anlass für zwei rechtsver-

gleichende Symposien mit Bezug zum japanischen Recht, an 

deren Ausrichtung das Institut unter der Federführung von 

Harald Baum maßgeblich beteiligt war. Den Anfang machte 

eine Veranstaltung zu dem Thema „Information Duties, Disclo-

sure Duties, and Transparency Obligations under Japanese 

and German Private Law”, die vom 23. – 24. September 2016 an 

der Chūō-Universität in Tōkyō stattfand. Neben dem Institut wa-

ren die juristische Fakultät der Chūō-Universität, die DJJV und 

der DAAD organisatorisch beteiligt. Die japanische Egusa-

Foundation for International Cooperation in the Social Sciences 

und der Tōkyō Club haben die Tagung gefördert.1 

Im Privatrecht Deutschlands und Japans finden sich zahlreiche 

unterschiedlich ausgestaltete Informations-, Publizitäts- und 

Transparenzpflichten. Diese Begriffe überschneiden sich zum 

Teil und angesichts ihrer terminologischen Unschärfe sind ein-

deutige funktionelle Abgrenzungen schwierig. Inhaltlich geht 

1)	Ein Tagungsbericht von Gabriele Koziol erscheint in der ZJapanR/J.Japan.L. 43 (2017).

Das Japan-Referat des Hamburger Max-Planck-Instituts für 

ausländisches und internationales Privatrecht ist eine der 

wichtigsten europäischen Anlaufstellen für juristische Frage-

stellungen zum japanischen Zivil-, Handels- und Wirtschafts-

recht. Ausgebaute wissenschaftliche Kontakte zu japanischen 

Spitzenuniversitäten und weiteren Institutionen sowie enge 

persönliche Beziehungen zu japanischen Kollegen prägen die 

intensive Forschungsarbeit. Das Länderreferat Japan wird von 

Prof. Dr. Harald Baum geleitet.

20 Jahre „Zeitschrift für Japanisches Recht“

Im Berichtsjahr hatte die Zeitschrift für Japanisches Recht / 

Journal of Japanese Law ihr 20-jähriges Jubiläum. Sie wurde 

im Jahr 1996 von Harald Baum gegründet und wird seit dem 

Jahr 2004 von dem Institut in Zusammenarbeit mit der Deutsch-

Japanischen Juristenvereinigung (DJJV) herausgegeben. Die 

seit Langem international etablierte Zeitschrift ist die derzeit 

weltweit einzige Publikation, die regelmäßig, zeitnah und nach 

einem konsistenten Konzept die vielfältigen Entwicklungslinien 

des japanischen Rechts in westlichen Sprachen dokumentiert, 

analysiert und in einem methodisch wie formal breit gefächer-

ten Ansatz publizistisch zugänglich macht. Die Zeitschrift er-

scheint zweimal im Jahr als gedruckte Ausgabe mit einem Ge-

samtumfang von mehr als 600 Seiten. Im Berichtszeitraum 

erschienen die Hefte 41 (2016) und 42 (2016). Einer der thema-

tischen Schwerpunkte ist in beiden Ausgaben die aktuelle Kri-

se der Juristenausbildung in Japan, die ein Scheitern der 

grundlegenden Reform vor einem Jahrzehnt indiziert. Seit 2015 

ist die Zeitschrift auch online zugänglich. 

Bericht aus dem Länderreferat

Japan

Prof. Dr. Harald Baum
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bes. Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht, Internationales Privat- und Verfahrensrecht, Rechtsvergleichung.



43

Phänomen, das einerseits, etwa in Form von Handelsusancen 

und Allgemeinen Geschäftsbedingungen, seit Langem bekannt 

und als privatautonomer Regelungsmechanismus bewährt ist, 

und andererseits, insbesondere mit Blick auf die Delegation 

traditioneller Staatsaufgaben auf private Institutionen in Form 

einer sogenannten regulierten Selbstregulierung, jüngerer Na-

tur ist.

Zum Teil wird diese Entwicklung als Flucht des Staates aus sei-

ner Verantwortung und als illegitime Privatisierung des Rechts 

kritisch gesehen. Sie ist aber eine konsequente Folge des in 

den modernen Industriegesellschaften zu beobachtenden 

funktionalen Wandels des klassischen Interventionsstaates hin 

zu einem kooperierenden Gewährleistungsstaat. Die Zunahme 

der Selbstregulierung ist zugleich eine Antwort auf den rapi-

den technischen Wandel der Lebenswelten, den sie flexibler 

und in Form des sogenannten Expertenrechts kompetenter zu 

begleiten vermag als die tradierte staatliche Rechtssetzung. 

Ferner ist sie eine Antwort auf die wachsende Globalisierung 

fast aller Lebensbereiche, deren regulatorische Herausfor

derungen die nationalen Rechte aufgrund ihrer Staatlichkeit 

nur schwer zu bewältigen vermögen. Private Rechtssetzungen 

im transnationalen Rahmen können hier effizienter reagieren. 

Als Nachteile der Selbstregulierung sind etwa Free-Rider-Pro-

bleme, die weitgehende Irrelevanz öffentlicher Interessen für 

die privaten Regelsetzer, die Unverbindlichkeit der Regeln und 

deren unzureichende Transparenz sowie Schwierigkeiten beim 

Rechtsschutz zu nennen. In der deutschen Diskussion hat sich 

die Frage nach der Legitimität des privat erzeugten Rechts als 

eine der zentralen Fragestellungen herauskristallisiert. 

Das Symposium ist diesen Fragen in einem deutsch-japa-

nischen Rechtsvergleich nachgegangen. Es hat sich gezeigt, 

dass die geschilderten Entwicklungen in vergleichbarer Inten-

sität auch für Japan zutreffen, dort aber auf ein vielgestaltig 

differierendes institutionelles Umfeld treffen, das durch ande-

re gesellschaftspolitische Dynamiken gekennzeichnet ist. Die 

Tagungsbeiträge werden der Öffentlichkeit in überarbeiteter 

es in allen Fällen jedoch um die Notwendigkeit, ausge-

wählte Informationen zugänglich zu machen, um eine 

bestimmte rechtlich intendierte Wirkung zu erzielen, was 

kontextabhängig in unterschiedlichen Formaten gesche-

hen kann. So wird teilweise lediglich eine formalisierte 

Informationsbereitstellung verlangt, in anderen Fällen 

müssen die Informationen individuell im Umfang und in 

der Art der Darstellung auf bestimmte Adressaten ab-

gestimmt bereitgestellt werden. Informationspflichten 

finden sich in zahlreichen Rechtsgebieten. Mit unter-

schiedlichen Schwerpunktsetzungen sind sie zum Teil 

auch bereits Gegenstand von rechtsvergleichenden Un-

tersuchungen im Verhältnis zwischen Deutschland und 

Japan gewesen. Diese beschränken sich jedoch in der 

Regel auf einzelne Rechtsgebiete. Das Ziel des Sympo-

siums war demgegenüber, die in den Privatrechtsordnungen 

Deutschlands und Japans bestehende Vielfalt von Informati-

onspflichten zu ordnen und gemeinsame Entwicklungslinien 

wie auch divergierende strukturelle Lösungen und funktionale 

Äquivalente herauszuarbeiten. 

Als Referenzgebiete waren unter anderem das Vertrags- und 

Verbraucherrecht, das Handels- und Gesellschaftsrecht, das 

Versicherungsrecht und das Kapitalmarktrecht ausgewählt. 

Trotz zahlreicher Unterschiede zwischen beiden Ländern wur-

de ein gemeinsames Problem identifiziert: die Gefahr der Über-

frachtung der Verbraucher, Anleger, Versicherungsnehmer 

und anderer Markteilnehmer mit Informationen. Das Fazit der 

Schlussdiskussion war „less is more“. 

Ein Tagungsband ist für 2017 als Band 11 der Schriftenreihe 

„Sonderhefte der Zeitschrift für Japanisches Recht“ in Vorbe-

reitung, den die drei Schriftleiter der Zeitschrift, Harald Baum, 

Moritz Bälz und Marc Dernauer, herausgeben.

„Selbstregulierung“
Deutsches Jubiläumssymposium in Hamburg

Das zweite Jubiläumssymposium wurde vom 4. – 5. November 

2016 am Institut in Zusammenarbeit mit der DJJV und unter För-

derung durch die Fritz-Thyssen-Stiftung zu dem Thema „Self-

regulation in Private Law in Japan and Germany“ ausgerichtet.2 

Selbstregulatives Handeln ist ein Phänomen, das in der interna-

tionalen juristischen Diskussion angesichts der unaufhaltsam 

anmutenden Expansion privatisierten Rechts eine zunehmende 

Aufmerksamkeit erfährt, dessen rechtssystematische Aufar-

beitung und dessen rechtsvergleichende Bewertung in der 

Privatrechtswissenschaft aber erst noch am Anfang stehen. 

Der Begriff Selbstregulierung bezeichnet diejenigen Lebensbe-

reiche, die weder dem freien Spiel der Kräfte des Marktes über-

lassen noch dem direkten Zugriff des Staates überantwortet 

werden sollen. Es handelt sich um ein äußerst vielschichtiges 

2)	Ein ausführlicher deutscher Tagungsbericht von Anna Katharina Klasen und Michael 
Pfeifer erscheint in der JZ 2017 und eine englische Fassung in der ZJapanR/J.Japan.L. 43 
(2017).

Japan
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Fassung im Jahr 2017 als 10. Band der Schriften-

reihe „Sonderhefte der Zeitschrift für Japanisches 

Recht“ zugänglich gemacht werden, den wiederum 

die drei Schriftleiter der Zeitschrift, Harald Baum, 

Moritz Bälz und Marc Dernauer herausgeben.

 „Aktuelle Entwicklungen im japanischen Recht“
Veranstaltungsreihe

Bereits am 21. März 2016 hatte das Institut unter der 

Leitung von Harald Baum ein halbtägiges Symposi-

um zu den Themen „Space Activity Law, aktuelle 

Entwicklungen im internationalen Familienrecht und 

verfassungswidriges Wiederverheiratungsverbot für Frauen in 

Japan“ ausgerichtet. Das Symposium setzte die inzwischen 

fest etablierte jährliche Veranstaltungsreihe des Instituts „Ak-

tuelle Entwicklungen im japanischen Recht“ fort.3 

Als Erstes stellte Souichirou Kozuka (Gakushūin University, 

Tōkyō) das neue Gesetz zur Regelung von Aktivitäten im Welt-

raum vor, das 2016 vom japanischen Parlament verabschiedet 

worden ist. Das Gesetz regelt zum einen die Voraussetzungen, 

unter denen japanische Unternehmen Weltraumaktivitäten 

durchführen dürfen, und führt zum anderen ein striktes de-

liktisches Haftungsregime für Schäden ein, die auf der Erdo-

berfläche durch derartige Aktivitäten verursacht werden. Für 

Schadenssummen, die oberhalb der versicherbaren Obergren-

ze liegen, greift künftig eine Staatshaftung. 

Yuko Nishitani (Universität Kyōto) gab einen fundierten Überblick 

über die aktuellen Entwicklungen im internationalen Familien-

3)	Informationen dazu in den vorhergehenden Tätigkeitsberichten.

recht Japans. Als Erstes stellte sie 

den Gesetzentwurf von 2016 über 

die internationale Zuständigkeit 

in Personen- und Familiensachen 

vor, der die derzeitigen erheblichen 

Rechtsunsicherheiten beseitigen 

soll. Zum Zweiten erläuterte die 

Referentin angesichts der Zunah-

me grenzüberschreitender Kindes-

entführungen nach Japan die Be-

deutung der Annahme des Haager 

Kindesentführungsübereinkommens 

(HKÜ) durch das Land im Jahr 2014. Als Drittes analysierte sie 

neue Entscheidungen japanischer Gerichte zur Leihmutterschaft.

Gabriele Koziol (Universität 

Kyōto) stellte zwei wichtige 

verfassungsrechtliche Ent-

scheidungen des japanischen 

Obersten Gerichtshofes zum 

Familienrecht vom Dezember 

2015 vor. In dem ersten Verfah-

ren ging es um die Verfassungs-

mäßigkeit des sechsmonatigen 

Wiederverheiratungsverbots für 

geschiedene Frauen. Der OGH 

kam zu dem Schluss, dass der 

100 Tage übersteigende Teil des Wiederverheiratungsverbots 

verfassungswidrig sei. Der japanische Gesetzgeber hat auf 

dieses Urteil bereits mit einer Reform der einschlägigen Vor-

Souichirou Kozuka

Yuko Nishitani

Referentinnen und Referenten des Symposiums zur „Selbstregulierung“ am 4. und 5. November 2016
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schrift reagiert. Die zweite Entscheidung befasst sich mit der 

Verfassungsmäßigkeit des Verbotes der Führung getrennter 

Nachnamen für Ehepartner. Der OGH hält die zwingende Rege-

lung eines gemeinsamen Ehenamens für verfassungsgemäß, 

der Schutz des Persönlichkeitsrechts in Art. 13 der japanischen 

Verfassung sei nicht tangiert.

 Gemeinsames Forschungsprojekt mit der Universität Kyōto zu 
„Privatautonomie und Eigenverantwortung“

Seit dem Jahr 2008 besteht zwischen dem Institut und der Ju-

ristischen Fakultät der renommierten Universität Kyōto ein in-

stitutionalisierter akademischer Austausch auf der Grundlage 

eines Kooperationsvertrages. Ziele der Kooperation sind der 

regelmäßige Austausch, insbesondere von Nachwuchswis-

senschaftlerinnen und -wissenschaftlern, und eine Intensivie-

rung der projektbezogenen Zusammenarbeit. Im Berichtsjahr 

lief im Rahmen dieser Kooperation ein neues auf zwei Jahre 

angelegtes Forschungsprojekt zu dem Thema „Privatautono-

mie und Eigenverantwortung als Rechtsgrundsätze im deutsch-

japanischen Rechtsvergleich“ an. Das Forschungsvorhaben 

wird auf der deutschen Seite vom DAAD und auf der japa-

nischen von der JSPS im Rahmen des projektbezogenen Perso-

nenaustausches mit Japan (DAAD–JSPS Joint Research Pro-

gram) gefördert, der vor allem auf den Austausch von jüngeren 

Wissenschaftlern aus beiden Ländern zielt. Die Koordinatoren 

und Projektverantwortlichen sind Harald Baum für das Institut 

und Prof. Keizo Yamamoto und Prof. Yuko Nishitani für die Uni-

versität Kyōto.

Der Forschungsgegenstand lässt sich knapp wie folgt um-

reißen: Deutschland wie Japan sind, bei aller Unterschied-

lichkeit im Einzelnen, durch eine auf Wettbewerb beruhende 

freiheitliche Wirtschaftsverfassung und eine durch politische 

Teilhabe getragene freiheitliche Gesellschaftsordnung ge-

prägt. Beides sind interdependente Kennzeichen einer offe-

nen Privatrechtsgesellschaft. In deren Mittelpunkt stehen als 

Leitprinzipien einerseits die Privatautonomie als Ausdruck der 

Handlungsfreiheit der Bürger und andererseits, damit verbun-

den, die Eigenverantwortung der Bürger für ihre Handlungen. 

Wichtigster Ausfluss der Privatautonomie ist auf der Ebene des 

materiellen Rechts die Vertragsfreiheit. Eigenverantwortung 

bedeutet diesbezüglich, dass der Handelnde an einen von ihm 

geschlossenen Vertrag gebunden ist. 

Eigenverantwortung und Vertragsfreiheit bestehen jedoch 

nicht grenzenlos. Dort, wo der Einzelne nicht mehr eigenver-

antwortlich zu handeln und sich zu schützen vermag, endet 

die individuelle Verantwortlichkeit. Die Grenzen der Vertrags-

freiheit werden seit längerem durch Einschränkungen unter

schiedlichster Art kontinuierlich ausgebaut. Stichwörter sind 

der Schutz vor strukturellen Ungleichgewichtslagen durch  

z. B. Informationsasymmetrien, oder vor Diskriminierungen wie 

auch gesellschaftspolitische Umverteilungsstrategien. Diesen 

Regelungen ist die Tendenz eigen, bestimmte Gruppen von Ver

tragsparteien von der Eigenverantwortung für ihr Handeln zu 

entlasten und stattdessen der jeweiligen Gegenseite eine dem 

Privatrecht fremde und die Vertragsfreiheit einschränkende 

Mitverantwortung aufzuerlegen. Schlagwortartig ist diese Ent-

wicklung als „Materialisierung des Rechts und Entmaterialisie-

rung der Freiheit“ bezeichnet worden. Je nach Perspektive lässt 

sich dieser Prozess positiv als Fortentwicklung oder negativ als 

tendenzielle Auflösung von Privatautonomie und Eigenverant

wortung begreifen. 

Anhand von ausgewählten Sachgebieten wird dieses 

Spannungsverhältnis für Deutschland und Japan im Rahmen 

des Projektes rechtsvergleichend ausgeleuchtet. Der Ver

gleich mit den japanischen Erfahrungen besitzt in diesem 

Zusammenhang ein hohes Erkenntnispotenzial, denn das ja-

panische Zivilrecht ist einerseits historisch eng mit dem deut-

schen Recht verwandt, hat aber andererseits seit Langem eine 

von diesem unabhängige Entwicklung genommen, die, anders 

als die deutsche, auch nicht durch die Vorgaben des europä-

ischen Gemeinschaftsrechts geprägt ist. 

 Austausch mit Japan

Im Berichtsjahr sind mehrere japanische Nachwuchswissen-

schaftlerinnen und -wissenschaftler im Rahmen des Pro-

gramms aus Kyōto nach Hamburg gekommen und umgekehrt 

waren verschiedene Wissenschaftler aus dem Institut in Kyōto. 

Am 27. September 2016 fand an der Universität Kyōto der erste 

Workshop zu dem Forschungsthema statt, auf dem Harald 

Baum für die deutsche Seite mit den japanischen Projekt

teilnehmern über das Forschungsprojekt diskutierte. Die mehr-

stündige Veranstaltung war außerordentlich ertragreich und 

zeigte erneut, wie erfreulich groß das Interesse auch der jün-

geren japanischen Juristen und Juristinnen am deutschen und 

europäischen Zivilrecht ist und über welche zum Teil ein-

drucksvollen Vorkenntnisse sie verfügen. Dem Austausch mit 

Japan diente ferner die aktive Teilnahme von Harald Baum an 

der Summer School 2016 der Universität Tōkyō mit Vorlesungen 

zum deutschen und europäischen Gesellschafts- und Übernah-

merecht (s. S. 105). An der Universität Hamburg hat er im Be-

richtsjahr umgekehrt die Lehrveranstaltungen „Einführung in 

das japanische Recht“ und „Vertiefungsseminar zum japa-

nischen Recht“ abgehalten, die darauf zielen, bei den hiesigen 

Studierenden das Interesse am japanischem Recht und der 

Rechtsvergleichung mit Japan zu wecken.

Japan
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48 Forschungsgrupppen

Die Forschungsgruppe „Das Recht Gottes im Wandel: Rechtsver-

gleichung im Familien- und Erbrecht islamischer Länder“ konnte 

2016 dank großzügiger Unterstützung durch die Max-Planck-

Förderstiftung und Frau Traudl Engelhorn-Vechiatto sowie durch 

die Bewilligung neuer Planstellen durch die Max-Planck-Gesell-

schaft verstetigt werden. Sie bildet nun einen festen Baustein 

der Forschung des Max-Planck-Instituts zum ausländischen 

und internationalen Familienrecht. Nachdem im März 2016 die 

Förderdauer der gleichnamigen Max-Planck-Forschungsgruppe 

ausgelaufen war, können die Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler ihre 2009 begonnene Arbeit nun auch über das Jahr 

2016 hinaus fortsetzen und ihre Grundlagenforschung weiter-

hin vertiefen. Zudem erhielt das 2016 aufgenommene Projekt 

der Forschungsgruppe zum Familienrecht in Syrien finanzielle 

Unterstützung durch das Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz.

I.	 Grundlagenforschung

1. Projekt zum Kindschaftsrecht / Abstammungsrecht

Seit 2014 widmet sich die Forschungsgruppe dem Kindschafts-

recht. Nachdem in einer ersten Phase der Grundsatz des 

Kindeswohls und seine Entwicklung im Sorgerecht in ausge-

wählten islamischen Ländern nachgezeichnet wurden, steht 

in der aktuellen Phase seit 2016 das Abstammungsrecht, ins-

besondere die Adoption im Fokus. Diese Rechtsfigur ist dem 

klassischen islamischen Recht unbekannt. Viele islamische 

Länder lehnen sie daher ausdrücklich ab, so etwa Marokko 

oder die Golfstaaten. Dennoch gibt es einige Länder, die ein 

solches Verbot nicht aussprechen und eine Annahme als Kind 

über unterschiedliche Rechtsstrukturen zulassen: Dies ist etwa 

der Fall des tunesischen Rechts, wo seit 1958 die volle Adopti-

on anerkannt und gesetzlich kodifiziert ist, oder des iranischen 

Rechts, das die Annahme als Kind in Form einer schwachen 

Adoption erlaubt.

Die Arbeiten zur Adoption gehen den Ursprüngen des Adop-

tionsverbots nach und beleuchten die Gründe hierfür sowie 

Wege, wie dieses Verbot umgesetzt bzw. umgangen worden 

ist. Wie in der ersten Phase des Projekts zum Kindschaftsrecht 

erfolgt die Bearbeitung dieser Fragestellungen für eine Vielzahl 

islamischer Länder durch die Max Planck Working Group on 

Child Law in Muslim Countries, die 2014 gegründet wurde und 

sich zusammensetzt aus Mitgliedern der Forschungsgruppe 

sowie aus namhaften Wissenschaftlern sowie herausragenden 

Nachwuchswissenschaftlern aus den Rechts- und Islamwis-

senschaften, die sich im Rahmen eines Open Calls beworben 

hatten. Ein gemeinsamer Workshop der Gruppe ist für 2017 ge-

plant; bei diesem werden die Mitglieder der Working Group ihre 

Berichte zu einzelnen Ländern präsentieren und diese gemein-

sam diskutieren.

2. Veröffentlichung Konferenzband „Changing God’s Law –  

    The dynamics of Middle Eastern family law“

Im Juli 2016 erschien unter Herausgeberschaft von Nadjma Yas

sari der Sammelband „Changing God’s Law – The Dynamics of 

Middle Eastern family law“ bei Routledge. Die Publikation zeigt 

die vielfältigen Entwicklungen innerhalb des Familienrechts auf, 

die aufgrund des gesellschaftlichen Wandels in islamischen Län-

dern aktuell zu beobachten sind, und fasst damit die Vorträge 

und Ergebnisse der 2013 am Institut abgehaltenen internationa-

Das Recht Gottes im Wandel:
Rechtsvergleichung im Familien- und Erbrecht islamischer Länder

Priv.-Doz. Dr. Nadjma Yassari, LL.M. (London)

Leiterin der Max-Planck-Forschungsgruppe: Das Recht Gottes im Wandel – Rechtsvergleichung im Familien- 

und Erbrecht islamischer Länder, 2016 Habilitation an der Universität Hamburg.
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Seit einigen Jahren suchen hunderttausende Menschen aus Sy-

rien und dem Irak Schutz in Europa. Auslöser dieser seit 2014 ra-

sant ansteigenden Flüchtlingsströme sind neben dem inzwischen 

sechs Jahre andauernden Bürgerkrieg in Syrien und der anhal-

tend instabilen Sicherheitslage im Irak vor allem die militärische 

Eroberung großer Teile beider Staaten durch den sogenannten 

„Islamischen Staat“ (IS).

In zahlreichen vom IS eroberten Regionen hat die Terrormiliz 

inzwischen quasi-staatliche Strukturen errichtet und eigene 

Verwaltungsstrukturen aufgebaut, die auch eine selbstständige 

Gerichtsbarkeit einschließen. Überdies gleicht vor allem das 

syrische Staatsgebiet inzwischen einem politischen Flickentep-

pich. Neben dem IS und der syrischen Regierung unter der Füh-

rung Bashar al-Assads hat die größte Rebellengruppe, die Freie 

Syrische Armee, ebenfalls zahlreiche Teile des Staatsgebietes 

unter ihre Kontrolle gebracht.

Diese komplexen Ausgangsbedingungen und politischen Insta-

bilitäten haben seit einigen Jahren auch direkte Auswirkungen 

auf Europa. Der aktuelle Zustrom von Flüchtlingen aus der Region 

stellt europäische Behörden und Gerichte immer wieder vor sehr 

konkrete Fragen nach dem in Syrien und dem Irak gegenwärtig 

geltenden Recht. Familienbeziehungen, die im Zuge des Asyl-

verfahrens nachgewiesen und überprüft werden müssen, sind 

sowohl unter Anwendung des jeweiligen staatlichen Rechts als 

auch des Familienrechts in autonomen, fremdbeherrschten Ge-

bieten zustande gekommen.

All dies macht eine Neubewertung des gegenwärtigen Geltungs-

grades von staatlichem und nichtstaatlichem Familienrecht in 

Syrien und dem Irak für die effiziente Arbeit europäischer Behör-

den und Gerichte unabdingbar. Wie geht man mit Dokumenten 

um, die in autonomen Gebieten ausgestellt wurden? Kann eine 

rein religiöse Eheschließung anerkannt werden? Wie ist mit po-

lygamen Ehen umzugehen? Was ist eine Zeitehe? Können Kinder 

im Nahen Osten adoptiert werden? All diese Informationen sind 

wichtig, um den Familienstand oder das Bestehen eines Abstam-

mungsverhältnisses für die Anerkennung des Asyls festzustellen.

Antworten auf diese Fragen zu finden gestaltet sich indes sehr 

schwierig: Feldforschung vor Ort in den Kriegsgebieten ist nicht 

möglich, Kontakte zu praktizierenden Rechtsanwälten und Rich-

tern bestehen kaum und offizielle Dokumente oder Urteile sind 

oft schwer zugänglich. Für die Recherchen zu diesem rechtlichen 

Flickenteppich hat Nadjma Yassari das Projekt zur Erforschung 

der gegenwärtigen Rechtslage in Syrien ins Leben gerufen. Hier-

für wurden geflüchtete syrische Juristen als Praktikanten in die 

Forschungsgruppe aufgenommen, um ihr Wissen einzubringen 

und zusammen mit den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

lern der Forschungsgruppe die rechtlichen Entwicklungen und 

die Rechtslage zu erfassen. Die Forschungsergebnisse werden 

im Frühjahr 2017 auf einer Webseite veröffentlicht. Dabei werden 

die einzelnen relevanten Rechtsgebiete wie das Internationale 

len Fachtagung „The Dynamics of Legal Development in Islamic 

Countries“ zusammen.

Globalisierung und wirtschaftliche Faktoren haben in islamischen 

Ländern zu gesellschaftlichen Veränderungen geführt. Diese 

ziehen wiederum eine Neuinterpretation des Familien- und Erb-

rechts, das in den meisten islamischen Ländern auf religiösem 

Recht beruht, nach sich. In einigen Ländern sind dabei eher kon-

servative Tendenzen zu beobachten, in anderen wird das Recht 

durch Reformen novelliert, die offener auf die gesellschaftlichen 

Veränderungen reagieren.

Die Dynamik der Rechtsentwicklung sowie die an diesem Prozess 

beteiligten Akteure – die Gesetzgebung, die Richterschaft und die 

Parteien – wurden auf der 2013 durchgeführten Konferenz von 

Wissenschaftlern und Praktikern aus 20 Ländern diskutiert. Die 

Ergebnisse liegen nun mit dem 2016 erschienenen Sammelband 

vor. Die Publikation vereint Beiträge führender Rechts- und Is-

lamwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, die aus unter-

schiedlichen Perspektiven das Familienrecht in mehr als zehn 

Ländern erörtern. Im Fokus der Analyse stehen hauptsächlich 

der Iran, Katar, die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, Tu-

nesien, Pakistan, Jordanien, Ägypten, Israel und Marokko.

In einem ersten Teil gibt der Band einen Überblick über die jüngs-

ten familienrechtlichen Entwicklungen in islamischen Ländern 

und erläutert historische Zusammenhänge insbesondere vor dem 

Hintergrund des Arabischen Frühlings. Der zweite Teil zeichnet 

wichtige legislative Reformen im Familien- und Erbrecht an den 

Beispielen Ägypten, dem Iran sowie den Golfstaaten nach. Die 

Teile drei und vier gehen schließlich den Fragen nach, welche 

Rolle die Judikative bei der Fortentwicklung des Rechts spielt 

und inwieweit die Parteien selbst, zum Beispiel durch Ehever-

träge, das dispositive Recht abwählen und ihr Rechtsverhältnis 

privatautonom gestalten können.

Nadjma Yassari (Hg.), Changing God’s Law – The dynamics of 

Middle Eastern family law (Islamic Law in Context), Routledge, 

London/New York 2016, 290 S.

II.	 Projekte zu aktuellen Themen

Neues Forschungsprojekt zum Familienrecht in Syrien 

Im Januar 2016 wurde von der Forschungsgruppe ein Projekt zum 

Familienrecht in Syrien ins Leben gerufen. Gemeinsam mit aus 

Syrien geflüchteten Juristen, die im Rahmen eines Praktikums in 

der Forschungsgruppe tätig waren, erfassten die Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftler die Rechtslage in Syrien und erar-

beiten so Hilfestellungen für deutsche Gerichte und Behörden, 

die beispielsweise im Rahmen von Familienzusammenführungen 

vor konkrete Fragen zum gegenwärtig geltenden Familienrecht in 

Syrien gestellt werden. Das Projekt wird vom Bundesministerium 

der Justiz und für Verbraucherschutz finanziell unterstützt.

Rechtsvergleichung im Familien- und Erbrecht islamischer Länder
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16. Juni 2016 – Nafay Choudhury „Contracts as Relational Prac-

tice: Informal Business Arrangements of Taxi Drivers in Kabul, 

Afghanistan“

V.	 Personalia

Habilitation Nadjma Yassari

Nadjma Yassari, Leiterin der Forschungsgruppe „Das Recht 

Gottes im Wandel“, ist am 1. Juli 2016 von der Fakultät für 

Rechtswissenschaft der Universität Hamburg habilitiert wor-

den. Sie erhält damit die Lehrbefugnis für die Fächer Rechtsver-

gleichung, Internationales Privatrecht und Islamisches Recht.

Neuer wissenschaftlicher Assistent der Forschungsgruppe
Seit April 2016 ist Dominik Krell wissenschaftlicher Assistent 

in der Forschungsgruppe. Er untersucht in seinem Promotions-

projekt die Entwicklung des Prozessrechts und der Gerichts-

verfassung in Saudi-Arabien. Aus rechtsvergleichender Per-

spektive stellt Saudi-Arabien eine Besonderheit dar, da dort im 

Gegensatz zu allen anderen islamisch geprägten Ländern bis-

her keine Kodifizierung des in fast allen Rechtsbereichen an-

gewendeten islamischen Rechts stattgefunden hat. Grundlage 

der Rechtsprechung ist stattdessen die islamische Rechtswis-

senschaft (fiqh). 

Seit dem Jahr 2000 versucht die saudische Regierung, durch 

weitgehende Reformen das von religiösen Gelehrten domi-

nierte Justizsystem zu reformieren. Es wurde eine kodifizierte 

Prozessordnung erlassen, das Gerichtssystem neu strukturiert 

und die Richterausbildung verändert. Das Projekt untersucht 

am Beispiel der Stellung des Richters, welche Folgen diese 

Reformen für die saudische Rechtsprechung und Rechtskultur 

im Bereich des Privatrechts haben. Ziel des Projekts ist es, das 

Zusammenspiel von materiellem Recht und Prozessrecht im 

Kontext islamischer Rechtssysteme weiter zu erforschen.

Neue Redaktionsassistentin der Forschungsgruppe

Petra Tavonius unterstützt als Redaktionsassistentin seit Juni 

2016 das Projekt zum syrischen Familienrecht. Sie ist zustän-

dig für Konzeption und Aufbau einer Webseite, auf der die For-

schungsergebnisse des Projekts veröffentlicht werden. 

Weggang Imen Gallala-Arndt

Dr. Imen Gallala-Arndt, wissenschaftliche Referentin der For-

schungsgruppe, hat das Institut zum April 2016 verlassen und 

hat zum Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung in 

Halle gewechselt.

Privatrecht, Familien- und Erbrecht und Verfahrensrecht syste-

matisch aufgearbeitet und für ein breites Publikum zugänglich 

gemacht. Somit sollen den Gerichten und Behörden Lösungsan-

sätze geboten werden, um sie bei der Handhabung der rechtli-

chen Fragen zu unterstützen.

III.	 Kompetenzzentrum

Als Kompetenzzentrum für das Recht islamischer Länder haben 

die Mitglieder der Forschungsgruppe auch in 2016 aktiv am 

Wissenstransfer in Rechtspraxis und Öffentlichkeit mitgewirkt.

Im April 2016 fand am Institut eine von der Forschungsgrup-

pe initiierte Fortbildung für den Landesverband der Hambur-

gischen Standesbeamten e.V. statt. Unter dem Thema „Ak-

tuelle Entwicklungen des ausländischen und internationalen 

Familienrechts“ referierten unter anderem Nadjma Yassari und 

Lena-Maria Möller zu der Frage der Anerkennungsfähigkeit 

von „Adoptionen“ aus islamischen Ländern sowie zum Gel-

tungsgrad von staatlichem und nichtstaatlichem Familienrecht 

in Syrien. Insgesamt besuchten rund 60 Standesbeamte und 

Standesbeamtinnen aus Hamburg die Veranstaltung.

Im Lichte der aktuellen rechtspolitischen Debatte setzte sich 

die Forschungsgruppe zudem verstärkt mit der Anerkennungs-

fähigkeit von im Ausland geschlossenen Minderjährigenehen 

auseinander. Neben einem umfangreichen Gutachten [vgl. hier-

zu die ausführliche Darstellung auf S. 137 f.] zu der Wirksamkeit 

der unter islamisch geprägtem Familienrecht geschlossenen 

Ehe einer Minderjährigen wurde Nadjma Yassari von DER 

SPIEGEL (Nr. 52, 23.12.2016) und DIE ZEIT (Nr. 3, 12.01.2017) in-

terviewt und bezog dabei Stellung zu den aktuell geplanten Ge-

setzesreformen betreffend die Eheschließung Minderjähriger. 

In einem Radiointerview mit rbb Kultur (Kulturtermin Religion 

und Gesellschaft, 17.06.2016) erläuterte Nadjma Yassari zudem 

die Rechtsstellung von im Ausland geschlossenen polygamen 

Ehen in Deutschland.

IV.	Veranstaltungen

Afternoon Talks on Islamic Law

Auch im Jahr 2016 setzte die Forschungsgruppe ihre Vortrags-

reihe „Afternoon Talks on Islamic Law“ mit insgesamt drei Vor-

trägen fort:

8. März 2016 – Esther van Eijk „All in the Family: Muslim and 

Christian Family Law Practices in Syria“

10. Mai 2016 – Narendra Subramanian „Nation and Family: 

Personal Law, Cultural Pluralism, and Gendered Citizenship in 

India“
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stalt des (schon älteren) Reisevertrags, des Behandlungsver-

trags, des geplanten Bauvertrags und der privaten Entwürfe für 

ein Arbeitsvertragsgesetz erkennbar. In der Praxis verschwim-

men die Grenzen zwischen den verschiedenen Vertragstypen 

der Tätigkeitsverträge zusehends. Die deutsche Rechtspre-

chung nimmt häufig gemischte Verträge an oder spaltet einen 

Vertrag in verschiedene Teilleistungen auf, die sie dann unter-

schiedlichen Vertragstypen zuordnet, um sachgerechte Lö-

sungen zu erzielen. Bisweilen wendet sie auch Vorschriften 

des einen auf den anderen Vertragstyp an oder geht ergebnis-

orientiert – je nachdem, welches lückenhafte Regelungsregime 

von den Rechtsfolgen her besser geeignet erscheint – von 

einem der beiden Vertragstypen aus. Dabei tritt allerdings häu-

fig das Problem auf, dass hinsichtlich eines Regelungsaspekts 

die Vorschriften des einen, hinsichtlich eines anderen Rege-

lungsaspekts die Vorschriften eines anderen Vertragstyps bes-

ser geeignet erscheinen. Neben der oftmals nach Berufsgrup-

pen typisierten Annahme eines Dienst- bzw. Werkvertrags mit 

Geschäftsbesorgungscharakter, welcher die Auftragsvor-

schriften in die beiden Grundvertragstypen „importiert“, wen-

det die Rechtsprechung allerdings auch unabhängig von dem 

Vorliegen eines Geschäftsbesorgungscharakters einzelne auf-

tragsrechtliche Vorschriften auf Dienst- und Werkverträge an, 

wenn ihr dies sachgerecht erscheint. Insbesondere im Arbeits-

vertragsrecht ist dies häufig zu beobachten.

Angesichts dessen stellen sich zahlreiche Fragen im Hin-

blick auf die vertragstypologische Struktur und den Inhalt des 

deutschen Rechts der Tätigkeitsverträge. Worin liegen der 

Grund bzw. die Rechtfertigung für die Existenz verschiedener 

Die Forschungsgruppe bestand vom 1. Oktober 2010 bis zum 31. 

März 2016. Geleitet wurde sie von Martin Illmer, der im Kontext 

der Forschungsgruppe seine Habilitationsschrift verfasste.

I.	 Hintergrund

Eine der gravierendsten Veränderungen der nationalen Volks-

wirtschaften und des europäischen Binnenmarktes der letzten 

Jahrzehnte ist der Wandel von der Industrie- hin zur Dienstlei-

stungsgesellschaft. Trotz dieser zentralen Bedeutung ist das 

Dienstleistungsvertragsrecht im deutschen Recht ebenso wie 

in zahlreichen anderen europäischen Rechtsordnungen so-

wohl systematisch als auch in den inhaltlichen Grundfragen 

von Unvollständigkeit, Inkohärenz und Zersplitterung geprägt.

II.	 Status quo und daraus erwachsende Fragestellungen

Während die Veräußerungs- und Gebrauchsüberlassungsver-

träge im deutschen Recht strukturell wie inhaltlich überwie-

gend stringent gestaltet sind, bilden die Vertragstypen der Tä-

tigkeitsverträge – de lege lata also insbesondere die 

Grundvertragstypen des Dienstvertrags, des Werkvertrags so-

wie der unentgeltlichen (Auftrag) und entgeltlichen Geschäfts-

besorgung – ein unübersichtliches Konglomerat, das keinem 

übergreifenden gesetzlichen Leitkonzept folgt. Der Gesetzge-

ber hat ihre Regelungsregime bis auf einige arbeits- und bau-

vertragliche Ergänzungen seit Erlass des BGB weitgehend un-

berührt gelassen. In jüngerer Zeit ist allerdings eine Tendenz 

zur Schaffung von ergänzenden Sonderregimen für besondere 

Erscheinungsformen des Dienst- und Werkvertrags etwa in Ge-

Strukturen eines Dienstleistungsvertragsrechts

Strukturen eines Dienstleistungsvertragsrechts

Dr. Martin Illmer, MJur (Oxford)

Ehem. wissenschaftlicher Referent und Leiter der selbstständigen Max-Planck-Forschungsgruppe  
zum deutschen und europäischen Dienstleistungs- und Werkvertragsrecht

Von der Bucerius Law School am 24.02.2017 habilitiert

Betreuung der Habilitationsschrift durch Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann



52 Aus den Arbeitsbereichen

der unentgeltlichen (Auftrag) und entgeltlichen Geschäfts-

besorgung mit ein. Im Hintergrund der Analyse steht – de 

lege lata wie de lege ferenda – stets die Entwicklung hin zu 

einem einheitlichen Vertragstyp der Tätigkeitsverträge in der 

Form des Dienstleistungsvertrags. Der zentrale Grund für das 

historisch-kritische Vorgehen besteht darin, dass es die ver-

fehlten Weichenstellungen der Verfasser des BGB hinsichtlich 

der Vertragstypologie und der inhaltlichen Ausgestaltung der 

Grundvertragstypen der Tätigkeitsverträge offen legt. Häu-

fig weist der Blick auf die Geschichte sogar bereits den Weg 

nicht nur zu einer sachgerechteren, sondern auch zu einer für 

Dienst- und Werkvertrag einheitlichen Lösung de lege ferenda.

3. Wesentliche Erkenntnisse

Die de lege ferenda entwickelten Strukturen eines Dienst-

leistungsvertragsrechts knüpfen so weit wie möglich an Be-

kanntes an – an Elemente und Regelungen, die sich bereits de 

lege lata im Dienstvertrags-, Werkvertrags- und Auftragsrecht 

finden. Sie ordnen diese jedoch grundlegend neu und modi-

fizieren sie insofern, als sie nicht sachgerecht erscheinen, in 

einer einheitlichen Lösung für sämtliche selbständigen Tätig-

keitsverträge.

a) Reduzierung auf eine Grunddifferenzierung nach dem Ver-

tragsgegenstand

Ungeachtet einheitlicher Lösungen der zentralen inhaltlichen 

Grundentscheidungen bleibt auch in einem einheitlichen 

Dienstleistungsvertragsrecht die Differenzierung zwischen 

reinen Tätigkeitsverpflichtungen und Erfolgsverpflichtungen 

von zentraler Bedeutung. Dahinter steht die unvermeidbare 

Frage danach, welche Tätigkeit der Schuldner versprochen 

hat und dementsprechend zur Erfüllung schuldet. Die Differen-

zierung der Hauptleistungspflichten begründet jedoch keine 

verschiedenen Vertragstypen mit voneinander abweichenden 

Regelungsregimen. Vielmehr werden alle zentralen Regelungs

aspekte ungeachtet der Dichotomie der Hauptleistungspflich-

ten einheitlichen Regeln unterworfen, die konsequent an der 

Rechtsnatur des einheitlichen Dienstleistungsvertrags als 

Tätigkeitsvertrag ausgerichtet sind. Der entscheidende Vor-

teil dieser Vereinheitlichung der zentralen inhaltlichen Grun-

dentscheidungen besteht darin, dass ein Tätigkeitsvertrag 

nicht mehr orientiert an den passenden Rechtsfolgen einem 

der zwei de lege lata bestehenden Grundvertragstypen zu-

geordnet werden muss, obwohl hinsichtlich verschiedener 

Regelungsaspekte die Regelungen verschiedener Vertrags-

typen sachgerecht erscheinen. Stattdessen unterfällt er als 

Dienstleistungsvertrag einem Tätigkeitsvertrag einheitlichen 

und durch die vorgeschlagenen Modifizierungen auch durch-

weg sachgerechten Regelungsregime. Die Unterwerfung unter 

einheitliche Regelungen schließt es allerdings nicht aus, dass 

hinsichtlich einzelner Tatbestandsvoraussetzungen, etwa der 

Ausfüllung des Mangelbegriffs, oder einzelner Regelungsbe-

Vertragstypen? Welcher ratio legis folgt die Einteilung der 

Vertragstypen? In welchem Verhältnis steht das sich im 20. 

Jahrhundert rasant entwickelnde Arbeitsvertragsrecht zu dem 

Recht des freien Dienst- und des Werkvertrags? Warum erfolgt 

kein einheitlicher Regelungszugriff, sondern werden der Dienst- 

und Werkvertrag nach der geschuldeten Leistung, der Auftrag 

nach der Entgeltlichkeit und die Geschäftsbesorgung nach dem 

konturenlosen Konzept ihrer selbst, der Geschäftsbesorgung, 

die weder im Gesetz noch a priori vorgegeben ist, zugeordnet? 

Mit diesen, die vertragstypologische Struktur betreffenden Fra-

gestellungen korrespondieren ähnlich grundsätzliche Fragen 

hinsichtlich der inhaltlichen Grundentscheidungen des Rechts 

der Tätigkeitsverträge: Welche Vertragstypen weisen aus 

welchen Gründen welche Regelungen auf, bzw. warum sind 

manche Regelungen nur Bestandteil des einen, nicht aber der 

anderen Vertragstypen? In welcher Hinsicht sind die Regime 

der verschiedenen Vertragstypen inhaltlich lückenhaft? Wie 

ist mit solchen Lücken umzugehen? Zu diesem Zweck bietet es 

sich an, drei vertragstypologisch strukturprägende inhaltliche 

Aspekte herauszugreifen und eingehender zu untersuchen: 

die Haftung für Schlechtleistung, die Lohngefahrtragung und 

die Möglichkeiten einseitiger, insbesondere außerordentlicher 

Vertragsbeendigung, die für die bestehenden Vertragstypen 

der Tätigkeitsverträge erheblich voneinander abweichen.

III.	Vorgehen und wesentliche Erkenntnisse der Habilitations-
schrift

 1. Ziel

Das Ziel der Habilitationsschrift mit dem Titel „Strukturen eines 

Dienstleistungsvertragsrechts“ besteht darin, die systema-

tischen und inhaltlichen Grundstrukturen eines einheitlich 

konzipierten Dienstleistungsvertragsrechts für das deutsche 

Recht de lege ferenda zu entwickeln. Ein einheitlicher Dienst-

leistungsvertrag würde sich als eine dritte, systematisch strin-

gente Säule neben den Veräußerungs- und Überlassungsver-

trägen in das besondere Schuldrecht einfügen.

2. Forschungsansatz

Der Forschungsansatz der Arbeit ist ein historisch-kritischer, 

der in der Sache auf die Strukturen und die wesentlichen in-

haltlichen Grundentscheidungen des Rechts der Tätigkeitsver-

träge fokussiert ist. Dementsprechend werden das Recht der 

Tätigkeitsverträge von den Ursprüngen im römischen Recht bis 

zu den darauf aufbauenden Strukturen im Bürgerlichen Gesetz-

buch und im Anschluss daran die Entwicklung des Rechts der 

Tätigkeitsverträge seit Erlass des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

eingehend untersucht, um aus der Analyse und kritischen Be-

wertung die maßgeblichen Schlüsse für eine Neugestaltung de 

lege ferenda zu ziehen. Neben den beiden Grundvertragstypen 

des Dienst- und Werkvertrags schließen die zu entwickeln-

den Strukturen eines Dienstleistungsvertragsrechts das Recht 
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und damit de lege ferenda nicht zu überzeugen, da sie auf der 

verfehlten Orientierung am Kaufvertrag beruht. Insbesondere 

die Zuweisung des Leistungssubstratrisikos zu dem Tätigkeits-

gläubiger erscheint als die einzig sachgerechte, tätigkeitsver-

tragsspezifische Lösung. Mit ihr lassen sich auch die meisten 

derjenigen Fälle sachgerecht lösen, die de lege lata durch eine 

Ausdehnung des § 645 BGB zu lösen versucht werden. Eine 

ausnahmsweise Lohngefahrtragung des Tätigkeitsschuldners 

im Falle einer Realisierung des Leistungssubstratrisikos ist nur 

in denjenigen Fällen sachgerecht, in denen die Unmöglichkeit 

der Leistung bei eigener Leistungsbereitschaft des Tätigkeits-

schuldners auf einem Umstand aus seiner Sphäre beruht. Im 

Hinblick auf diese Fälle ist die an § 615 BGB orientierte Grund-

regel um eine entsprechende Ausnahme zu ergänzen.

cc) Einseitige außerordentliche Vertragsbeendigungsmöglich-

keiten

In Bezug auf ein außerordentliches Kündigungsrecht der Par-

teien wird aus den Bausteinen der bestehenden Regelungen 

des Dienst- und Werkvertragsrechts ein einheitliches, tätig-

keitsvertragsspezifisches Regelungsregime entwickelt. Da-

nach steht beiden Parteien neben einem Kündigungsrecht aus 

wichtigem Grund angesichts der besonderen Interessenlage 

bei Tätigkeitsverträgen und dem finanziellen Ausgleich durch 

eine differenzierte Vergütungsfolgeregelung auch ein freies 

Kündigungsrecht zu, wobei das des Tätigkeitsschuldners durch 

die Unzulässigkeit einer Kündigung zur Unzeit beschränkt ist. 

Hinsichtlich der Vergütungsfolgen wird de lege ferenda ein ein-

heitliches Regime aus den bestehenden Elementen der dienst- 

und werkvertraglichen Vergütungsfolgeregelungen der §§ 628 

Abs. 1 und 649 BGB geschaffen. An die Stelle der Dichotomie 

von Dienst- und Werkvertrag oder einer freien Kündigung und 

einer aus wichtigem Grund tritt jene, in § 628 Abs. 1 S. 2 BGB be-

reits angelegte zwischen einer anlasslosen und einer durch ein 

vertragswidriges Verhalten der anderen Partei veranlassten 

Kündigung. Diese wird ergänzt um einen Schadensersatzan-

spruch. Dabei verfolgt das differenzierte Vergütungsfolgere-

gime konsequent das Veranlasserprinzip und erzielt dement-

sprechend einen Gleichlauf der Vergütungsfolgeregeln mit den 

wertungsmäßig entsprechenden Lohngefahrtragungsregeln. In 

der Sache setzt es stets die Maxime des vollständigen finan-

ziellen Ausgleichs des durch die Kündigung frustrierten nega-

tiven Vergütungs- und positiven Erfüllungsinteresses um.

dd) Recht zu nachträglichen Vertragsänderungen

Aus der Analyse der privaten Rechtsetzung und des Gesetz-

entwurfs der Bundesregierung vom März 2016 zur Reform des 

Bauvertragsrechts wird als ein weiterer zentraler inhaltlicher 

Baustein des einheitlichen Dienstleistungsvertragsrechts eine 

zweistufige Regelung zu nachträglichen Vertragsänderungen 

von Dienstleistungsverträgen durch den Tätigkeitsgläubiger 

entwickelt.

Strukturen eines Dienstleistungsvertragsrechts

dürfnisse, etwa einer speziellen Annahmeverzugsregelung für 

projektbezogene Tätigkeitsverträge, Binnendifferenzierungen 

und ergänzende Regelungen für bestimmte Konstellationen ge-

schaffen werden.

b) Einheitliches Regime für zentrale Regelungsfragen

Im Hinblick auf die drei näher untersuchten inhaltlichen Grund

entscheidungen hat sich ergeben, dass sich die Schlecht

leistungshaftung am Werkvertragsrecht und die Gefahrtragung 

am Dienstvertragsrecht orientiert, während die außerordent-

liche Vertragsbeendigung einschließlich der Vergütungsfolgen 

eine Neuordnung der dazu im Dienst- und Werkvertragsrecht 

vorgesehenen Lösungselemente unter Berücksichtigung der 

Ursprünge im Auftragsrecht des Entwurfs der 1. Kommission 

zur Ausarbeitung eines Bürgerlichen Gesetzbuchs darstellt.

aa) Schlechtleistungshaftung

Im Hinblick auf die Schlechtleistungshaftung besteht die 

zentrale Modifizierung de lege ferenda im Hinblick auf das 

Werkvertragsrecht darin, den Rechtsbehelf des Rücktritts auf-

zugeben. Ihm kommt bei Tätigkeitsverträgen generell keine ei-

genständige Bedeutung zu, weil er im Wege des Wertersatzes 

stets auf eine Minderung hinausläuft. Im Hinblick auf das 

Dienstvertragsrecht liegt die zentrale Modifizierung de lege 

ferenda darin, dass überhaupt eine über das in dieser Hinsicht 

unzureichende allgemeine Leistungsstörungsrecht hinausge-

hende Schlechtleistungshaftung vorgesehen ist. Sie ist bis auf 

die abweichende Ausfüllung des Mangelbegriffs durch den 

Bezug der Ist- und der Sollbeschaffenheit zu der geschuldeten 

Tätigkeit anstelle des geschuldeten Erfolgs und die weitgehen-

de Irrelevanz der Differenzierung zwischen verschuldensun-

abhängigen und verschuldensabhängigen Rechtsbehelfen mit 

der des Werkvertrags identisch.

bb) Lohngefahrtragung

Im Hinblick auf die Lohngefahrtragung ist der Werkvertrag 

de lege ferenda aus der verfehlten Ausrichtung am Kauf zu 

befreien und einer einheitlichen, aus der dienstvertraglichen 

Lohngefahrtragungsregel des § 615 BGB entwickelten und da-

bei leicht modifizierten Gefahrtragungsregel zu unterstellen. 

Danach hat der Tätigkeitsschuldner trotz einer Unmöglichkeit 

seiner Leistung den vollen Vergütungsanspruch abzüglich er-

sparter Aufwendungen und durch Einsatz der frei gewordenen 

Arbeitskraft alternativ erzielten oder böswillig nicht erzielten 

Verdiensts, solange er selbst – unabhängig von der Verfüg-

barkeit des Leistungssubstrats – leistungsbereit und -willig ist. 

Dies stellt die von den Verfassern des BGB im Bruch mit der hi-

storischen Tradition abgelehnte Lohngefahrtragung nach Risi-

kosphären wieder her und ordnet dabei das Leistungssubstrat

risiko dem Tätigkeitsgläubiger zu. Die von den Verfassern des 

BGB und auch postkodifikatorisch geäußerte Kritik an einer 

Lohngefahrtragung nach Risikosphären vermag in der Sache 
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lichen Sondergesetzgebung zum Ausdruck kommen, erscheint 

es alternativlos, den Arbeitsvertrag aus dem zu schaffenden 

Dienstleistungsvertrag auszugliedern. Für die Aufnahme des 

Arbeitsvertrags stehen die Entwürfe für ein Arbeitsvertrags-

gesetz bereit, die gleichzeitig der Konsolidierung der arbeits-

rechtlichen Sondergesetzgebung dienen. Aus Sicht eines 

solchen Arbeitsvertragsgesetzes wäre dann auch zu entschei-

den, welche Vorschriften des BGB, darunter auch des neuen 

Dienstleistungsvertragsrechts auf den Arbeitsvertrag zur An-

wendung kommen sollen.

e) Regelungsmodell des einheitlichen Dienstleistungsvertrags

Auf der Grundlage der herausgearbeiteten Strukturen eines 

Dienstleistungsvertragsrechts de lege ferenda zeichnet sich 

in der Gesamtschau mit der bereits de lege lata erkennbaren 

Tendenz zur Schaffung von Sonderregimen für besondere Er-

scheinungsformen ein Regelungsmodell ab. Dieses besteht aus 

einem allgemeinen einheitlichen Dienstleistungsvertragsrecht, 

welches durch besondere, teilweise bereits geschaffene, teil-

weise sich erst abzeichnende Regelungsregime etwa für den 

Arbeitsvertrag, den Behandlungsvertrag, den Bauvertrag, den 

Reisevertrag und den Architektenvertrag ergänzt wird. Das 

allgemeine Dienstleistungsvertragsrecht enthält dabei für alle 

Dienstleistungsverträge geltende Regelungen. Die erwähnten 

Sondermaterien konstituieren besondere Dienstleistungsver-

tragsrechte, die mit dem allgemeinen verzahnt sind. Dies führt 

zu einer Normenhierarchie mit drei Stufen: Auf der ersten Stu-

fe steht das jeweilige Sonderdienstleistungsvertragsrecht für 

eine bestimmte Erscheinungsform, das sich auf wenige beson-

dere Regelungen beschränkt. Auf der zweiten Stufe steht das 

allgemeine, in dieser Arbeit herausgearbeitete Dienstleistungs-

vertragsrecht, das die wesentlichen Regelungsfragen einheit-

lichen Lösungen unterwirft. Erst auf der letzten Stufe kommt 

subsidiär allgemeines Leistungsstörungsrecht zur Anwendung, 

sofern es nicht wegen der Ausrichtung am Austauschcharakter 

des Kaufvertrags für Tätigkeitsverträge unpassend erscheint.

c) Aufgehen des Auftrags im einheitlichen Dienstleistungsver-

trag

Für das seit dem Erlass des BGB verunglückte System des 

unentgeltlichen Auftrags und der entgeltlichen Geschäftsbe-

sorgung in Gestalt der Verweisungsnorm des § 675 ist in einem 

einheitlichen Dienstleistungsvertragsrecht de lege ferenda 

kein Platz. Vielmehr sind die Auftragsvorschriften – von denen 

einige gegebenenfalls zu streichen sind – in ein einheitliches 

Dienstleistungsvertragsrecht zu integrieren. Ihre Geltung hängt 

weder davon ab, ob nur eine Tätigkeit oder ein Erfolg geschul-

det ist, noch davon, ob die geschuldete Tätigkeit entgeltlich 

oder unentgeltlich erbracht wird. Für unentgeltliche Ausge-

staltungen des Dienstleistungsvertrags ist eine Regelung auf-

zunehmen, nach welcher mit gewissen Auslassungen im Hin-

blick auf Regelungen, die mit der Entgeltlichkeit verknüpft sind, 

und einer Modifizierung für die Schlechtleistungshaftung die 

dienstvertragsrechtlichen Regelungen gelten.

d) Ausgliederung des Arbeitsvertragsrechts

Die bereits de lege lata zu beobachtende Vertiefung der Di-

chotomie des selbständigen Dienstvertrags und des Arbeits-

vertrags wird durch die de lege ferenda für den selbständigen 

Dienst- als Teil eines einheitlichen Dienstleistungsvertrags 

entwickelten Lösungen noch verstärkt. Weder die umfassende 

Schlechtleistungshaftung, die der des Werkvertrags ohne 

Rücktritt entspricht, noch das umfassende freie Kündigungs-

recht beider Parteien erscheinen hinsichtlich des Arbeitsver-

trags sachgerecht. Allein die de lege ferenda für den Dienst-

leistungsvertrag entwickelte einheitliche Lohngefahrtragung, 

die auf § 615 BGB aufbaut, könnte jedenfalls als Grundregel 

auch für den Arbeitsvertrag Geltung beanspruchen. Dies ist 

de lege lata im Dienstvertragsrecht bereits der Fall, allerdings 

einschließlich des Vorbehalts des geltenden § 615 S. 3 BGB in 

Ansehung der Betriebsrisikolehre. Berücksichtigt man die zu-

nehmenden Differenzen hinsichtlich zahlreicher anderer Re-

gelungsaspekte, die insbesondere in der arbeitsvertragsrecht-
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56 Veranstaltungen

Wissenschaftliche Veranstaltungen 2016
Übersicht

•	 Issues and Challenges in Corporate and Capital Market Law: Germany and East Asia, 17. – 18.03.2016 (s. S. 57).

•	 Space Activity Law, aktuelle Entwicklungen im internationalen Familienrecht und verfassungswidriges Wiederverheira-

tungsverbot für Frauen in Japan, Symposium, 21.03.2016 (s. S. 44).

•	 Sixth Max Planck PostDoc Conference on European Private Law, 18. – 19.03.2016 (s. S. 127).

•	 Spezialisierte Gerichte (Specialized Courts), Symposium der Freunde des Instituts, 18.06.2016 (s. S. 148).

•	 Fifth German-French Symposium on Company Law and Capital Markets Law, 07. – 08.07.2016 (s. S. 59).

•	 Beyond the Lex Rei Sitae?, Podiumsdiskussion, Young Property Lawyers Forum 2016, 21.09.2016 (s. S. 60).

•	 Die Verfassung der europäischen Wirtschaft, Symposium aus Anlass des 90. Geburtstages von 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ernst-Joachim Mestmäcker, 07. – 08.10.2016 (s. S. 61).

•	 What Family Law for Europe?, Ernst-Rabel-Vorlesung, 17.10.2016 (s. S. 62).

•	 Arbitration and EU Law, Tagung an der Law School der New York University, 31.10.2016 (s. S. 63).

•	 Self-regulation in Private Law in Japan and Germany, German-Japanese Symposium to Celebrate the 20th Anniversary 

of the Founding of the Journal of Japanese Law, 04. – 05.11.2016 (s. S. 43).

•	 Chinas Rechtssystem im Wandel – Update 2016, China-Time, 11.11.2016 (s. S. 41).

•	 Ausschreitungen beim Fußball: Sanktionen der Verbände gegenüber Vereinen und Haftung der Zuschauer, Symposium 

des Forums für Internationales Sportrecht, 14.11.2016 (s. S. 67).

•	 4. Max-Planck-ZEW Private Law & Economics Workshop, 24. – 25.11.2016 (s. S. 71).

•	 Integration of Ukrainian Private Law, Konferenz, 12.12.2016 (s. S. 73).
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I.	 Corporate Divisions

Deutschland	 Rüdiger Veil (Bucerius Law School)

China		  Chen Ruoying (Peking University)

Korea		  Hyeok-Joon Rho (Seoul National University)

Japan		  Kouji Funatsu (Doshisha University)

II.	 Valuation of Shares and its Procedures

 Deutschland	 Lars Klöhn (Ludwig-Maximilians-Universi-

tät, München)

China		 Huang Hui (Chinese University of Hong 

Kong)

Korea		  Ok-Rial Song (Seoul National University)

Japan		  Gen Goto (University of Tokyo)

III.	 Civil Liability of the Company and its Directors  
When Financial Statements are False

Deutschland	 Klaus Ulrich Schmolke (Universität Erlangen)

China		  Guo Li (Peking University)

Korea		  Sunseop Jung (Seoul National University)

Japan		  Takahito Kato (University of Tokyo)

IV.	 Corporate Law Rules on Squeeze-out  
 of Minority Shareholders

 Deutschland	 Jens Koch (Universität Bonn)

China		 Wang Jiangyu (National University of Sin-

gapore)

Korea		  Moon-Hee Choi (Kangwon University)

Japan		  Eiji Takahashi (Osaka City University)

Am 17. und 18. März 2016 fand an der Universität Tokio das 

zweite große Symposium von Gesellschafts- und Kapitalmarkt-

rechtlern  aus China, Japan, Südkorea und Deutschland statt. 

Für die Mitorganisation zeichneten aus Deutschland Holger 

Fleischer und Peter Mülbert mitverantwortlich. Diskutiert wur-

de über Fragen des Umwandlungsrechts, der Unternehmens-

bewertung, der Kapitalmarktinformationshaftung und des Aus-

schlusses von Minderheitsgesellschaftern. 

Zu jedem Thema wurden vier Referate gehalten. Ein Tagungs-

band mit allen Vorträgen wird demnächst erscheinen: Flei-

scher/Kanda/Kim/Mülbert (eds.), Issues and Challenges in Cor-

porate and Capital Market Law.

Issues and Challenges in Corporate and  
Capital Market Law: Germany and East Asia

Gesellschaftsrecht in Japan, China und Korea

Der Tagungsband der ersten Konferenz, die Ende Mai 2015 in 
Hamburg stattgefunden hatte, ist inzwischen erschienen
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II.	  Die Familienverfassung: Recht und Wirklichkeit

Stefan Prigge (Hamburg): Die Familienverfassung aus betriebs-

wirtschaftlicher Perspektive

Holger Fleischer (Hamburg): Das Rätsel Familienverfassung: 

Realbefund – Regelungsnatur – Rechtswirkungen

III.	 Börsennotierte Familiengesellschaft und Kapitalmarkt-
Compliance

Martin Oppitz (Klagenfurt): Börsennotierte Familiengesellschaft 

und Kapitalmarkt-Compliance

IV.	 Verwaltung von Familienvermögen und rechtliche Fragen 
eines Family Offices

Dirk Zetzsche (Liechtenstein): Family Offices und Familienver-

mögen zwischen Recht und Regulierung

V.	 Steuerung des Anteilseignerkreises in Familiengesell-
schaften

Eveline Artmann (Linz): Steuerung des Anteilseignerkreises in 

Familiengesellschaften

Christoph B. Bühler (Zürich): Steuerung des Anteilseigner-

kreises in Schweizer Familienunternehmen

VI.	 Rechtsfragen des Generationenübergangs in der 
Familiengesellschaft

Martin Schauer (Wien): Rechtsfragen des Generationenüber-

gangs in der Familiengesellschaft

Francesco A. Schurr (Liechtenstein): Rechtsfragen des Gene-

rationenübergangs in der Familiengesellschaft 

7. Symposium zum

Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht in  
Deutschland, Österreich und der Schweiz

Gemeinsam  mit  dem Institut für Zivil- und Unternehmensrecht 

der Wirtschaftsuniversität Wien und dem Hamburger Max-

Planck-Institut für ausländisches und  internationales  Privat-

recht veranstaltete das Rechtswissenschaftliche Institut der 

Universität Zürich vom 12. – 13. Mai 2016 das siebte rechtsver-

gleichende Symposium, diesmal zum Recht von Familienunter-

nehmen.

Das Symposium wurde von Hans-Ueli Vogt (Universität Zürich) 

gemeinsam mit Susanne Kalss (Wirtschaftsuniversität Wien) 

und Holger Fleischer (Direktor am  Max-Planck-Institut für aus-

ländisches und internationales Privatrecht) organisiert.

Im Einzelnen wurden folgende Themen behandelt:

I.	 Rechtsformalternativen für Familiengesellschaften

Susanne Kalss (Wien): Rechtsformalternativen in Familien

gesellschaften

Jan Lieder (Kiel): Rechtsformalternativen für Familiengesell-

schaften

Calatrava-Bibliothek des Rechtswissenschaftlichen Instituts der Universität Zürich
© Universität Zürich; Frank Brüderli
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Fifth German-French Symposium
on Company Law and Capital Markets Law

7. Symposium zum

Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht in  
Deutschland, Österreich und der Schweiz

Das von Holger Fleischer initiierte Jahrestreffen deutscher und 

französischer Gesellschafts- und Kapitalmarktrechtler fand 

vom 7. – 8. Juli 2016 im Hamburger Max-Planck-Institut statt.

Einen Eindruck von der Vielfalt der behandelten Fragen, die in 

ausführlichen Diskussionsrunden vertieft wurden, vermittelt 

die nachfolgende Themen- und Referentenliste:

Iris Barsan (Université Paris XII, Paris): The Transfer of Corpo-

rate Sanctions and Fundamental Rights

Katja Langenbucher (Goethe-Universität Frankfurt): Sharehol-

der Activism

Philippe Didier (Université Paris V, Paris): The Challenges of 

Shadow Banking to Financial Regulatory Policies

Dirk Zetzsche (Université du Luxembourg, Luxembourg): Invest-

ment Funds as Shadow Banks? A Contribution to the Unbalan-

ced Discussion on Shadow Banks

Katrin Deckert (Université Paris Ouest Nanterre, Paris), Nicolas 

Rontchevsky (Université de Strasbourg, Straßbourg), Alain Pie-

trancosta (Université Paris 1 Panthéon-Sorbonne, Paris): The 

French Contract Law Reform: some Implications on Company 

and Financial Law

Didier Porrachia (Université Paris 1 Panthéon-Sorbonne, Paris): 

Capacité et Représentation en Droit des Sociétés à la Lumière 

du „nouveau“ Code Civil

Pierre-Henri Conac (Université du Luxembourg, Luxembourg): 

The Chapter on Groups of Companies of the European Model 

Companies  Act (EMCA)

Christoph Teichmann (Julius-Maximilians-Universität, Würz-

burg): Proposal to Facilitate the Management of Cross-Border 

Groups in Europe (Forum Europaeum on Company Groups)

Pauline Pailler (Université de Reims, Reims), Thierry Bonneau 

(Université Paris 2, Panthéon-Assas, Paris): Soft Law, the AMF 

and the Judge

Jan Lieder (Christian-Albrechts-Universität, Kiel): The Corpo-

rate Form of Family-Owned Companies

Holger Fleischer (MPI für Privatrecht, Hamburg): The Family 

Constitution and Company Law: A Legal Chameleon

Anastasia Sotiropoulou (Université Jean Monnet, Saint-Eti-

enne): Calculating Damages in Securities Litigation in France

Anne-Claire Rouaud (Université de Reims, Reims): Corporate 

Financing by Non-Banking Institutions (Inter-Company Credit / 

B2B Credit and Financing by Non-Profit Associations)

Fifth German-French Symposium
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Neustatut diese nicht anerkennt. Aufgrund dieser Hindernisse 

für den Rechtsverkehr wird teils eine Rechtswahl im Internatio-

nalen Sachenrecht vorgeschlagen, entweder in Form völliger 

Parteiautonomie oder beschränkt auf diejenigen Rechtsord-

nungen, mit denen die Sache bzw. der Sachverhalt eine Verbin-

dung aufweist – doch dieses Modell bedeutet den Verzicht auf 

die von der lex rei sitae gebotene Publizität und Transparenz 

sowie deren Einklang mit dem Vollstreckungsrecht und geht da-

mit auf anderer Ebene zu Lasten des Rechtsverkehrs. Grund-

sätzlich wird sich an der weltweiten Verbreitung der situs-Regel 

daher wohl auf absehbare Zeit nichts ändern.

Sonderfälle

Im Detail zeigen sich freilich zahlreiche Unterschiede und Ab-

weichungen von diesem Grundprinzip. Für bestimmte Gruppen 

von Gegenständen bzw. Situationen sind Ausnahmen mehr oder 

weniger weltweit anerkannt: res in transitu, (registrierte) Trans-

portmittel oder Kulturgüter sind Beispiele derartiger Sonderfäl-

le, für die eine Abweichung vom Lageortprinzip zugunsten an-

derer Anknüpfungspunkte geboten erscheint. Einige jüngere 

nationale Lösungsansätze formulieren noch weitergehende Al-

ternativen. Andererseits ist es denkbar, an den Nachteilen der 

Lageortregel anzusetzen: Diskutiert wurde unter anderem die 

Option, der Problematik unterschiedlicher Registrierungsvo-

raussetzungen bei einem Lageortwechsel durch eine „Gnaden-

frist“ zur Nachregistrierung unter dem Neustatut zu begegnen. 

Weiterer Schwerpunkt der Debatte war der Umgang des in-

ternationalen Privatrechts mit unkörperlichen virtuellen Ge-

genständen und Daten. Insgesamt lässt sich der lex rei sitae-

Grundsatz zu Beginn des 21. Jahrhunderts mit den Worten 

Jürgen Basedows als ein „Schweizer Käse“ beschreiben, 

dessen immer noch valides Grundprinzip von mehr und mehr 

Ausnahmen „durchlöchert“ wird.

Namhafte Vertreter des Internationalen Sachenrechts disku-

tierten im September 2016 über die Zukunft des lex rei sitae-

Prinzips. Die Podiumsdiskussion stand unter der Ägide des 

European Property Law Journal und diente als Auftaktveran-

staltung des Young Property Lawyers Forum 2016. Sie griff viele 

verschiedene Fragestellungen auf – unter anderem die Frage 

nach der rechtlichen Behandlung von unkörperlichen virtuellen 

Gegenständen und Daten.

Situs-Regel

Lange als unumstößliche Grundregel des Internationalen Sa-

chenrechts betrachtet, steht die situs-Regel in jüngerer Zeit im-

mer häufiger in der Kritik – Ausnahmetatbestände werden ge

fordert und Alternativen wie die sachenrechtliche Rechtswahl 

ins Spiel gebracht. Unter Moderation von Bram Akkermans 

(Maastricht) diskutierte Institutsdirektor Jürgen Basedow mit 

Sjef van Erp (Maastricht), Eva-Maria Kieninger (Würzburg), Vin-

cent Sagaert (Leuven), Eveline Ramaekers (Amsterdam) und 

Wian Erlank (Potchefstroom) Stärken und Schwächen der heu-

tigen Rechtslage sowie mögliche Zukunftsperspektiven.

Aktueller Stand der lex rei sitae

In einleitenden Statements stellten die Teilnehmer ihre Ein

drücke des aktuellen Stands der lex rei sitae vor und diskutier-

ten diese untereinander und mit dem Plenum. Dabei erschien 

rasch konsensfähig, dass das Lageortprinzip für Immobilien 

nach wie vor einen stabilen und praktikablen Anknüpfungs-

punkt darstellt – weder bieten sich hierfür sinnvolle Alternativen 

noch werden diese gefordert. Anders dagegen bei beweglichen 

Sachen: Nachteile der lex rei sitae sind hier etwa die Zufälligkeit 

des Belegenheitsorts und der aus einem Lageortwechsel resul-

tierende Statutenwechsel, der sich im Verlust bereits erwor-

bener (Sicherungs-)Rechte niederschlagen kann, wenn das 

Beyond the Lex Rei Sitae?
Young Property Lawyers Forum 2016
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Ernst-Joachim Mestmäcker hat am 25. September 2016 sein 

90.  Lebensjahr vollendet. Das Institut hat diesen runden Ge-

burtstag am 7. und 8. Oktober 2016 zum Anlass genommen, 

seinen ehemaligen Direktor (1979–1994), einen der heraus-

ragenden Gelehrten des deutschen und europäischen Wirt-

schaftsrechts seiner Generation, mit einem Symposium zum 

Thema „Die Verfassung der europäischen Wirtschaft“ zu eh-

ren. Dazu hatten sich Schüler, Kollegen, Freunde, Weggenos-

sen und viele Mitarbeiter des Instituts versammelt. 

Die Vorträge des Symposiums, das von Reinhard Ellger und Hei-

ke Schweitzer, beide Schüler des Jubilars, geplant und organi-

siert wurde, sollten die wesentlichen Arbeitsgebiete von Ernst-

Joachim Mestmäcker reflektieren und dazu Entwicklungslinien 

und Perspektiven aufzeigen.

Nach einer Begrüßung durch den geschäftsführenden Direktor 

des Instituts, Holger Fleischer, hielt Peter Behrens, emeritierter 

Professor der Universität Hamburg, eine Laudatio, in der nicht 

nur der berufliche und wissenschaftliche Lebensweg Mest-

mäckers nachgezeichnet wurde, sondern auch die geistes

geschichtlichen Grundlagen seines wissenschaftlichen Arbei-

tens dargelegt wurden.

Vassilios Skouris, ehemaliger Präsident des EuGH, hielt einen 

Vortag über „Die Rolle der Grundfreiheiten in der europäischen 

Wirtschaftsverfassung und ihr Verhältnis zur Grundrechte-

Charta“.  Darin verfolgt er die Entwicklung der Grundfreiheiten 

von Zielbestimmungen hin zu unmittelbar anwendbaren Be-

schränkungsverboten und spricht sich für eine Idealkonkurrenz 

zwischen Grundfreiheiten und Grundrechten der Charta aus, 

die erst durch den Lissabon-

Vertrag Teil des primären EU-

Rechts geworden sind.

Im Anschluss daran entfaltete 

Michael Köhler, emeritierter 

Professor an der Universität 

Hamburg, in seinem Beitrag 

„Europas Geist der Frei-

heit – rechtsphilosophische 

Prinzipien der europäischen 

Verfassung“ die geisteswis-

senschaftlichen Grundlagen 

der europäischen Einigungs-

bewegung. 

Die Verfassung der europäischen Wirtschaft

Die Verfassung der europäischen Wirtschaft
Symposium aus Anlass des 90. Geburtstages von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ernst-Joachim Mestmäcker

Holger Fleischer zeichnete in seinem Vortrag die „Entwicklungen 

des Konzernrechts im europäischen Kontext“ nach, wobei er als 

Ausgangspunkt die 1958 erschienene Habilitationsschrift des 

Jubilars über „Verwaltung, Konzerngewalt und Rechte der Ak-

tionäre“ nahm. 

Johannes Laitenberger, Generaldirektor der DG Wettbewerb 

der Europäischen Kommission, lieferte in seinem Referat „Ent-

wicklungslinien des europäischen Wettbewerbsrechts“ einen 

umfassenden Überblick über die Veränderungen, denen das eu-

ropäische Wettbewerbsrecht in den vergangenen Jahrzehnten 

unterworfen war und wagte einen Ausblick auf die Herausforde-

rungen, vor die sich das europäische Wettbewerbsrecht durch 

die Entstehung digitaler Märkte gestellt sieht.

In seinem Vortrag „Informationsvielfalt und Wettbewerbsrecht“ 

befasste sich Jan Henrik Klement, Professor an der Universität 

des Saarlandes, mit der Frage, ob und inwieweit der Wettbewerb 

und das Kartellrecht geeignete Instrumente sind, zum Schutz der 

Medienvielfalt beizutragen. Dabei wurde ein Schwerpunkt auf 

die Probleme gelegt, die sich für die Sicherung der Meinungs-

vielfalt im Internet stellen. 

Zum Abschluss der Veranstaltung beleuchtete Martin Hellwig, Di-

rektor am MPI zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern in Bonn, 

den Konflikt zwischen der Unabhängigkeit der Zentralbank von 

politischen Institutionen und den demokratisch nicht legitimierten 

Verteilungswirkungen, die sich aus den geld- und kreditpoli-

tischen Maßnahmen der Zentralbank notwendigerweise ergeben.

Die Vorträge sollen in der Reihe „Wirtschaftsrecht und Wirt-

schaftspolitik“ des Nomos-Verlags publiziert werden.

Prof. Dr. Holger Fleischer, Prof. Dr. Wernhard Möschel, Prof. Dr. Martin Hellwig, Prof. Dr. Heike Schweitzer, Prof. Dr. Vassilios Skouris,  
Prof. Dr. Ernst-Joachim Mestmäcker, Prof. Dr. Christoph Engel, Prof. Dr. Reinhard Ellger, Prof. Dr. Peter Behrens, Prof. Dr. Michael Köhler, Prof. Dr. Jan Henrik Klement. 
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What Family Law for Europe?
Ernst-Rabel-Vorlesung mit Katharina Boele-Woelki

Am 17. Oktober 2016 fand die 15. Ernst-Rabel-Vorlesung statt. 

Sie zählt – wie Direktor Holger Fleischer in seinen einführenden 

Worten sagte – zu den „höchsten akademischen Feiertagen“ 

des Instituts und findet alle zwei Jahre zu Ehren des Instituts-

gründers Ernst Rabel statt. Die Vorlesung wird jeweils von einer 

herausragenden Forscherpersönlichkeit gehalten. In diesem 

Jahr konnte Frau Katharina Boele-Woelki, Präsidentin der Bu-

cerius Law School, als Vortragende gewonnen werden. In ihrer 

Vorlesung mit dem Titel „What Family Law for Europe?“ widme-

te sie sich der Entwicklung des europäischen Familienrechts.

Als Ausgangspunkt ihrer Vorlesung wählte Katharina Boele-

Woelki eine persönliche Begebenheit: Noch vor rund 15 Jah-

ren erhielt sie auf die Frage, ob das Familienrecht nicht in die 

Überlegungen zur Harmonisierung des Privatrechts einbezo-

gen werden sollte, folgende Antwort: Das Familienrecht sei  

aufgrund seiner kulturellen Prägung nicht harmonisierbar. In  

ihrer Ernst-Rabel-Vorlesung widerlegte Katharina Boele-Woelki 

diese Ansicht auf beeindruckende Weise und zeigte auf, wel-

che Entwicklung das europäische Familienrecht seit dieser Be-

gebenheit genommen hat.

Zunächst blickte Katharina Boele-Woelki zurück und bezeich-

nete die Gründung der Kommission für Europäisches Familien-

recht (Commission on European Familiy Law, CEFL) als ersten 

wichtigen Meilenstein der Entwicklung. Denn in dieser Initia-

tive, deren Vorsitzende Katharina Boele-Woelki ist, kamen im 

Jahre 2001 erstmals Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler aus ganz Europa zusammen, um sich zur Harmonisierung 

des Familienrechts auszutauschen. Ein damals entwickelter 

Fragenkanon setzte sich mit folgenden Überlegungen ausei-

nander: Welche Rolle spielt die Freizügigkeit innerhalb der EU 

für den Schutz des Familienlebens? Warum sollte das beste-

hende Kollisionsrecht nicht ausreichen? In wieweit respek-

tieren die aktuellen Familienrechte die verschiedenen Fami-

lien-Modelle? Diese Fragen ziehen sich wie ein roter Faden 

durch die Entwicklung des europäischen Familienrechts – und 

bildeten damit auch das Gerüst von Katharina Boele-Woelkis 

Vorlesung. 

Seit der Fragenkanon im Jahre 2002 erstmals niedergeschrie-

ben wurde, habe sich viel verändert, erklärte Katharina Boele-

Woelki, die Harmonisierung des Familienrechts sei heute Reali-

tät. Um dies aufzuzeigen, stellte sie den Zuhörern zunächst die 

Hauptakteure der Entwicklung vor. Neben der europäischen 

Kommission und den europäischen Gerichten komme insbe-

sondere wissenschaftlichen Initiativen wie der CEFL eine be-

sondere Rolle zu. Diese rein wissenschaftlich zu verstehende 

Initiative, die keinerlei internationaler Institution unterliege, 

habe verschiedene Principles ausgearbeitet – so etwa die 

Principles zur Ehescheidung und zum nachehelichen Unterhalt, 

zur elterlichen Verantwortung oder dem ehelichen Güterstand. 

Diese böten praktische Harmonisierungsvorschläge auf wis-

senschaftlicher und rechtsvergleichender Grundlage. In einem 

zweiten Schritt zeigte Katharina Boele-Woelki auf, welche 

Entwicklungen konkret festzustellen seien: verschiedene EU-

Verordnungen, Reformen der nationalen Familiengesetze, die 

Adaption der CEFL Principles in einzelnen Ländern.

Im letzten Teil ihres Vortrags gab Katharina Boele-Woelki einen 

Ausblick auf Themen, die  Wissenschaft und Politik im Rahmen 

des europäischen Familienrechts in den nächsten Jahren be-

schäftigen werden: An erster Stelle führte sie die rechtsver-

gleichende Forschung an, die die Grundlage für eine weitere 

Harmonisierung darstelle. Als weiteren Punkt identifizierte 

sie die gesetzlichen Regelungen rund um gleichgeschlecht-

liche Partnerschaften: Welche neuen Familienmodelle gibt 

es? Wie sind unterschiedliche nationale Regelungen vor dem 

Hintergrund der Freizügigkeit innerhalb der EU zu verstehen? 

Außerdem sprach sie neue Familienmodelle an, die aufgrund 

des medizinischen Fortschritts möglich werden. Wie geht das 

Gesetz mit Familien um, die mehr als eine Mutter und einen Va-

ter haben? Auch die unterschiedlichen nationalen Ansätze für 

den Umgang mit der Leihmutterschaft stelle die Gesetzgeber 

vor neue Herausforderungen, so Boele-Woelki.

Ihre Ernst-Rabel-Vorlesung schloss Katharina Boele-Woelki 

mit dem Plädoyer, sich niemals entmutigen zu lassen, über den 

Tellerrand hinaus zu denken – auch wenn eine Idee zunächst 

als „hoffnungsloses Vorhaben“ abgetan werde. Wie sehr sich 

die Sichtweisen ändern können, habe die Entwicklung des eu-

ropäischen Familienrechts gezeigt.

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Katharina Boele-Woelki im Gespräch mit Prof. Dr. Dr. h.c. Holger Fleischer
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Brüssel I-Verordnung nicht gelöst ist, obwohl mit dem Kommis-

sionsvorschlag eine sachgerechte Lösung im Raum stand, die 

allein aufgrund politischen Drucks und einer unklaren Kompe-

tenz der Europäischen Union im Verhältnis zu einer verblei-

benden Kompetenz der Mitgliedsstaaten im Bereich der 

Schiedsgerichtsbarkeit nicht umgesetzt wurde.

Vorlage von Rechtsfragen an den Gerichtshof

Maciej Szpunar, Generalanwalt beim EuGH, und Jürgen Base-

dow erörterten die Frage, ob Schiedsgerichte zur Vorlage von 

Rechtsfragen an den Gerichtshof befugt sind bzw. sein sollten. 

Szpunar zeichnete zunächst die Rechtsprechung des Gerichts-

hofs zu dieser Frage nach und konstatierte eine zunehmend 

flexible Handhabung der Kriterien für das Vorliegen eines „Ge-

richts“ im Sinne des Art. 267 AEUV. Dies bestätigte ihn in der 

Einschätzung, dass die vom Gerichtshof entwickelten Kriterien 

nicht abschließend seien, sondern nur den Ausgangspunkt für 

eine Einordnung in neu gelagerten Einzelfällen oder sich verän-

dernden Rahmenbedingungen darstellten. Für entscheidend 

hielt er nach der Entscheidung des Gerichtshofs in der Rechts-

sache Eco Swiss (C-126/97) die Frage, inwiefern das Schieds-

gericht im konkreten Fall in das Gerichtssystem des Mitglied-

staates eingebettet ist. Dies sei bei einem Handelsschiedsgericht 

selbst dann nicht der Fall, wenn dieses europäisches Recht 

anwende, etwa im Falle der Anwendung europäischen Kartell-

rechts. Es stünden allerdings als Alternative zur Vorlage durch 

ein Schiedsgericht zwei Mechanismen zur Sicherstellung der 

korrekten Anwendung europäischen Rechts zur Verfügung: die 

Aufhebung des Schiedsspruchs und die Unterstützung nationa-

ler Gerichte, indem diese für das Schiedsgericht eine Rechts-

frage vorlegen. Im Ergebnis plädierte er zumindest dann für 

eine Anerkennung von Schiedsgerichten als „Gericht“ 

iSd. §  267 AEUV, wenn diese auf der Grundlage eines bilatera

len Investitionsschutzabkommens tätig würden und es sich bei 

beiden um Vertrags- und Mitgliedsstaaten handelt. Allerdings 

konstatierte er auch, dass diese Frage im Moment aufgrund 

zahlreicher, zum Teil noch ausstehender Entscheidungen des 

Gerichtshofs im Fluss sei und verwies insofern auf die Fälle 

Merck Canada (Rs. C-555/13), Genentech (Rs. C-567/14) und Mi-

cula (Rs. T-694/15). 

Basedow konstatierte vor dem Hintergrund der Entwicklung seit 

dem EGKS-Vertrag einen Funktionswandel des EuGH von einem 

internationalen Tribunal und Verwaltungsgericht hin zu einem 

obersten Gerichtshof, dessen Hauptaufgabe in der Herstellung 

Arbitration and EU Law
Tagung an der Law School der New York University

Das Verhältnis der EU zur Schiedsgerichtsbarkeit hat sich in 

den letzten Jahren in verschiedenen Bereichen als sehr unklar 

und infolgedessen problematisch erwiesen. Der EuGH hat zu 

einigen relevanten Fragestellungen Entscheidungen getroffen, 

die jedoch nicht immer die erwünschte Klärung brachten. Eine 

Tagung, auf der die verschiedenen Problemfelder gemeinsam 

erörtert und übergreifend diskutiert werden, erschien daher 

überfällig. Das Bedürfnis wurde nun von der New York Univer-

sity Law School und dem Hamburger Max-Planck-Institut für 

ausländisches und internationales Privatrecht unter Federfüh-

rung von Franco Ferrari und Jürgen Basedow aufgegriffen. Sie 

veranstalteten am 31. Oktober und 1. November 2016 eine Ta-

gung in New York zu dem Thema „Arbitration and EU Law“. Die 

Vorträge erscheinen 2017 in einem Tagungsband.1

Der interessante und im Ergebnis sehr ertragreiche organi-

satorisch-methodische Ansatz der Tagung bestand darin, zu 

einem Thema stets zwei Vortragende vorzusehen, die direkt im 

Anschluss aneinander verschiedene Aspekte der jeweiligen 

Schnittstelle der Schiedsgerichtsbarkeit mit dem Recht der Eu-

ropäischen Union beleuchteten.

Anti-suit injunctions and arbitration under EU Law

Den Anfang machten Martin Illmer vom Hamburger MPI für Pri-

vatrecht und Alexander Layton, QC, Barrister in London, zu dem 

Thema Anti-suit injunctions and arbitration under EU Law. Lay-

ton erörterte zunächst die Entwicklung in der Rechtsprechung 

des Gerichtshofs der Europäischen Union beginnend mit der 

Entscheidung in der Rechtssache Marc Rich (C-190/89) bis zur 

Entscheidung in der Rechtssache West Tankers (C-185/07). Im 

Zuge dessen ging er auch auf die möglichen Szenarien nach 

dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU ein. Illmer 

beleuchtete die Möglichkeiten der schiedsvereinbarungstreu-

en Partei im Falle von Parallelverfahren vor staatlichem Gericht 

und Schiedsgericht nach der reformierten Brüssel I-Verord-

nung. Dabei konzentrierte er sich auf die Auswirkungen des 

neuen Erwägungsgrunds 12 und der Schlussanträge sowie der 

Entscheidung des Gerichtshofs in der Rechtssache Gazprom  

(C-536/13). Diese sah er insbesondere darin, dass die staatli-

chen Gerichte am Schiedssitz keine wirksamen Mittel mehr in 

der Hand haben, um Parallelverfahren zu verhindern, so dass 

die schiedsvereinbarungstreue Partei auf Rechtsschutz durch 

die Schiedsgerichte angewiesen ist, der jedoch zahlreiche 

Schwachstellen aufweist. Layton und Illmer waren sich einig, 

dass das Problem der Parallelverfahren in der reformierten 

1)	The Impact of EU Law in International Commercial Arbitration, Huntington, NY, Juris Publishing, 
2017.

Arbitration and EU Law
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Universität Verona, während sich Xandra Kramer von der Uni-

versität Rotterdam und Giuditta Cordero-Moss von der Univer-

sität Oslo dem Verhältnis von Eingriffsnormen zu dem auf die 

Streitentscheidung anwendbaren Recht widmeten. Kramer 

konstatierte, dass es schwierig sei, Eingriffsnormen in Schieds-

verfahren Rechnung zu tragen, da es mangels einer lex fori des 

Schiedsgerichts an einem kollisionsrechtlichen Grundgerüst 

für die Schiedsgerichte fehle. Gleichzeitig bestehe das Bedürf-

nis nach einem vollstreckbaren Schiedsspruch, das in Gefahr 

gerate, wenn Eingriffsnormen nicht beachtet würden. Das 

erste Problem sah Kramer darin, zu bestimmen, die Eingriffs-

normen welcher Rechtsordnung vom Schiedsgericht zu be-

rücksichtigen seien (lex causae, lex fori, Recht am Erfüllungs-

ort). Von grundsätzlicher Natur sei demgegenüber die Frage, ob 

bzw. in welcher Form Eingriffsnormen zu berücksichtigen seien, 

was vom Grundverständnis der Rolle der Schiedsgerichtsbar-

keit als Streitbeilegungsmechanismus abhänge. Dazu stellte 

sie die Rolle der Schiedsgerichtsbarkeit als privater Streitbeile-

gung allein im Interesse der Parteien (keine Pflicht zur Anwen-

dung von Eingriffsnormen) der Rolle als Streitbeilegungsinstanz 

eingebettet in das staatliche Justizsystem und unterstützt 

durch staatliche Gerichte (die je nach Einzelfall eine Pflicht zur 

Anwendung von Eingriffsnormen hätten) gegenüber. Empi-

rische Untersuchungen belegten freilich, dass nur ein Bruchteil 

der Schiedssprüche und der Vollstreckbarerklärungsentschei-

dungen staatlicher Gerichte Eingriffsnormen zum Gegenstand 

hätten. Im Ergebnis sprach sich Kramer dafür aus, dass 

Schiedsgerichte Eingriffsnormen grundsätzlich zwar nicht an-

zuwenden hätten, aber berücksichtigen müssten. 

Cordero-Moss widmete sich der Frage, wann die Nichtbeach-

tung von Eingriffsnormen zur Aufhebung oder zur Ablehnung 

der Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen führe. Als 

Anknüpfungspunkte untersuchte sie den Verstoß gegen den 

ordre public, die objektive Schiedsfähigkeit und eine Über-

schreitung der Befugnisse des Schiedsgerichts. Dabei betonte 

sie, dass die Wahl des anwendbaren Rechts auch bei einer 

Entscheidung für die Schiedsgerichtsbarkeit als Streitbeile-

gungsmechanismus nicht in einem Vakuum stattfinde, sondern 

in ein Kollisionsrechtssystem eingebettet sei, dass sich für die 

Schiedsgerichtsbarkeit aus Art. 28 Abs. 2 des Uncitral Model 

Law ergebe.

Kartellrechtsverletzungen vor Schiedsgerichten

Der Frage, inwiefern Schadensersatzklagen wegen der Verlet-

zung des Kartellrechts vor Schiedsgerichten entschieden wer-

den können, widmeten sich Christian Heinze von der Universität 

Hannover und Marta Requejo Isidro vom Max Planck Institute 

for International, European and Regulatory Procedural Law in 

Luxemburg. Heinze diskutierte im Spannungsfeld privater, allein 

auf einer Parteivereinbarung beruhender Streitbeilegung und 

der Durchsetzung europäischen Kartellrechts als einem der 

von Rechtseinheit bestehe. Dies werde auch an der großen Zahl 

von Vorabentscheidungsverfahren sichtbar – pro Jahr 476 von 

719 Rechtssachen. Der Gerichtshof müsse diese Aufgabe auch 

im Bereich der Schiedsgerichtsbarkeit wahrnehmen und könne 

sich entsprechend der Entwicklung der Rechtsprechung künftig 

auch stärker Vorlagen von Schiedsgerichten öffnen. 

Anwendbarkeit europäischen Kollisionsrechts

Die Pflicht zur Anwendung europäischen Kollisionsrechts ins-

besondere in Gestalt der Rom I- und Rom II-Verordnung durch 

Schiedsgerichte mit Sitz in einem der Mitgliedsstaaten be-

leuchteten Pedro de Miguel Asensio von der Universidad Com-

plutense de Madrid und Friedrich Rosenfeld, Rechtsanwalt in 

Hamburg. De Miguel stellte zunächst die unterschiedlichen 

Regelungen der Mitgliedsstaaten zu dem von Schiedsgerichten 

auf die Entscheidung in der Sache anwendbaren Recht einan-

der gegenüber und stellte insofern deutliche Unterschiede fest. 

In diesem Zusammenhang ging er auch auf die damit verbun-

denen Zielsetzungen der nationalen Gesetzgeber ein, die regel-

mäßig und insofern generell übereinstimmend darin bestehen, 

Schiedsgerichten eine größere Flexibilität als staatlichen Ge-

richten einzuräumen. Auf dieser Grundlage erörterte er die An-

wendbarkeit der Rom-Verordnungen vor Schiedsgerichten. Im 

Ergebnis hielt er die Anwendbarkeit weder de lege lata für ge-

geben noch de lege ferenda für wünschenswert. Schiedsge-

richte könnten und sollten seiner Ansicht nach allerdings die 

Rom-Verordnungen als Leitlinie und Argumentationshilfe 

heranziehen. Insofern könne ein Schiedsgericht auch auf die 

Rom-Verordnungen Bezug nehmen, sofern es sich dessen be-

wusst sei, dass es vom Ausgangspunkt her flexibleren Rege-

lungen unterliege. 

Rosenfeld sprach sich nach einer eingehenden Analyse der 

Entstehung der flexiblen Sonderkollisionsnormen der meisten 

nationalen Schiedsrechte ebenfalls dafür aus, dass Schieds-

gerichte mit Sitz in einem der Mitgliedsstaaten der EU nicht an 

die Rom-Verordnungen gebunden sind. Ebenso wie De Miguel 

Asensio trat er dafür ein, die Rom-Verordnungen bei der Bestim-

mung des anwendbaren Rechts heranzuziehen. Dies sei bereits 

heute gängige Praxis, was er anhand zahlreicher Schiedssprü-

che untermauerte, in denen die Rom-Verordnungen kumulativ 

zu anderen Kollisionsnormen und kollisionsrechtlichen Erwä-

gungen als Ausdruck international akzeptierter Regeln des Kol-

lisionsrechts, insbesondere infolge einer Bezugnahme durch 

die Parteien, herangezogen wurden. Diese indirekte Anwen-

dung der Rom-Verordnungen sah Rosenfeld als sehr sinnvoll, 

aber auch ausreichend an.

Eingriffsnormen

Die Rolle von Eingriffsnormen als Beschränkung des Zugangs 

zur Schiedsgerichtsbarkeit erörterte Francesca Ragno von der 



65

begegne. Dies habe sich zuletzt während der Reform der Brüs-

sel I-Verordnung gezeigt und betreffe anti-suit injunctions, die 

fehlende Bindungswirkung von Entscheidungen mitgliedstaat-

licher Gerichte über die Wirksamkeit der Schiedsvereinbarung 

in anderen Mitgliedsstaaten und nicht zuletzt das Problem der 

Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen, die durch die 

Gerichte am Schiedssitz bereits aufgehoben worden sind. Des-

halb sei die EU dazu aufgerufen, ein europäisches Schieds-

recht zu schaffen, wobei die Rechtsprechung des Europäi

schen Gerichtshofs für Menschenrechte dazu beitragen könne, 

die verloren gegangene Legitimität der EU wie auch der 

Schiedsgerichtsbarkeit als solcher wiederherzustellen. 

Alvarez beschäftigte sich in seinem Vortrag mit den Menschen-

rechten in der Investitionsschiedsgerichtsbarkeit. Zunächst 

stellte er fest, dass die Menschenrechte in Investitionsschieds-

verfahren von beiden Seiten als Angriffs- wie Verteidigungsmit-

tel vorgebracht würden, man also nicht sagen könne, dass ihre 

Anwendung eine der beiden Seiten strukturell bevorzuge. Es 

lasse sich allerdings nicht verlässlich sagen, welche Rolle die 

Menschenrechte in der Investitionsschiedsgerichtsbarkeit tat-

sächlich hätten. Zum einen würden zahlreiche Schiedssprüche 

nicht veröffentlicht oder Streitigkeiten per Vergleich besiegelt. 

Zum anderen werde oft nicht klar, inwiefern sich der Rekurs auf 

die Menschenrechte auf den Schiedsspruch ausgewirkt habe. 

Alvarez sprach sich dafür aus, die häufig vagen Standards in 

den Investitionsschutzabkommen (etwa fair and equitable 

treatment oder legitimate expectations), die regelmäßig auf die 

Geltung des Völkerrechts hinwiesen, mit Hilfe der Menschen-

rechte zu konkretisieren. In diesem Zusammenhang lehnte er 

die Schaffung eines ständigen Gerichtshofs für ISDS (Investor-

State Dispute Settlement) ähnlich dem Gerichtshof für Men-

schenrechte ab; vielmehr seien die Investitionsschiedsgerichte 

im Rahmen des ISDS etwa an die Europäische Konvention für 

Menschenrechte zu binden.

Investitionsschiedsgerichtsbarkeit

Den Abschluss bildete ein Vortrag von George Bermann von 

der Columbia Law School zur Investitionsschiedsgerichtsbar-

keit und dem Recht der europäischen Union. Dazu bildete er 

zunächst die Referenzkonstellation, in welcher sich ein Inve-

stor mit einer Klage gegen eine seine Rechtsstellung beein-

trächtigende Maßnahme eines Mitgliedstaats der EU wendet, 

etwa die Rückforderung einer Beihilfe, sich der Mitgliedstaat 

jedoch damit verteidigt, die Rückforderung sei durch EU-Recht, 

etwa Beihilfenrecht, geboten. Im Hinblick auf diese Referenz-

konstellation widmete sich Bermann zunächst der Frage der 

Zuständigkeit des angerufenen Investitionsschiedsgerichts. 

Versuche der Mitgliedsstaaten, diese auf bilateralen Investiti-

onsschutzabkommen zwischen EU-Mitgliedsstaaten beru-

hende Zuständigkeit unter Berufung auf eine Verletzung des 

AEUV anzugreifen, seien bisher gescheitert. Insofern setzten 

Grundpfeiler für das Funktionieren des Binnenmarkts drei Lö-

sungswege: (1) den Ausschluss der Schiedsfähigkeit kartell-

rechtlicher Klagen; (2) die Beschränkung auf die ex post-Kon-

trolle des Schiedsspruchs; oder (3) die Durchführung einer ex 

ante-Kontrolle. Vor diesem Hintergrund verglich er die Entwick-

lung in den USA mit jener in der EU. Während früher auf beiden 

Seiten des Atlantiks von einer mangelnden objektiven Schieds-

fähigkeit ausgegangen worden sei, erkenne man die Schiedsfä-

higkeit heute grundsätzlich an, flankiere dies jedoch durch eine 

ex post-Kontrolle im Aufhebungsverfahren. Die große Schwach-

stelle einer ex post-Kontrolle sah Heinze neben den Umge-

hungsmöglichkeiten der Anwendung des Kartellrechts darin, 

dass aufgrund des Verbots der  im Aufhebungsverfahren unklar 

sei, inwiefern das staatliche Gericht prüft, ob das Schiedsge-

richt das Kartellrecht korrekt angewendet hat. Dem stellte er die 

in jüngerer Zeit vermehrt favorisierte ex ante-Kontrolle gegen-

über, die entweder materiell an der Möglichkeit effektiver 

Durchsetzung von Kartellschadensersatzklagen im Einzelfall 

ansetze oder aber formal daran, ob die Schiedsvereinbarung 

ausdrücklich Klagen wegen Verletzung des Kartellrechts erfas-

se. Im Ergebnis sprach er sich für eine Kombination von ex post- 

und ex ante-Kontrolle in materieller und formaler Hinsicht aus, 

da nur so die Schwächen der beiden Kontrollmöglichkeiten aus-

geglichen werden könnten. 

Requejo analysierte das Verhältnis der Kartellschadensersatz-

richtlinie (RL 2014/104/EU) zur Schiedsgerichtsbarkeit. Obwohl 

es als verfehlt angesehen werden müsse, dass die Richtlinie 

die Schiedsgerichtsbarkeit in einem Atemzug mit alternativen 

Streitbeilegungsmechanismen der Mediation und Schlichtung 

nennt, erläuterte Requejo, dass die Richtlinie die Durchsetzung 

kartellrechtlicher Schadensersatzklagen vor Schiedsgerichten 

anerkennt und sogar unterstützt. In diesem Zusammenhang 

ging sie insbesondere auf die Auswirkungen einer Entschei-

dung des Schiedsgerichts oder anderer Streitentscheidungs-

mechanismen auf Schadensersatzklagen vor staatlichen Ge-

richten ein und sprach sich dafür aus, dass staatliche Gerichte 

und Schiedsgerichte in einen Wettbewerb um kartellrechtliche 

Schadensersatzklagen treten sollten. 

Verhältnis Schiedsgerichtsbarkeit und Menschenrechte

Das Verhältnis der Europäischen Konvention für Menschen-

rechte zur Schiedsgerichtsbarkeit analysierten Massimo Be-

nedettelli von der Universität Bari und José Alvarez von der 

New York University. Benedettelli stellte zunächst den Zusam-

menhang zwischen den Menschenrechten und der Schiedsge-

richtsbarkeit durch das Menschenrecht auf den Zugang zu den 

Gerichten her und konstatierte insofern, dass der Europäische 

Gerichtshof für Menschenrechte die Schiedsgerichtsbarkeit 

als Funktionsäquivalent der staatlichen Gerichtsbarkeit aner-

kannt habe. Umso unverständlicher sei es, mit welcher Gleich-

gültigkeit die Europäische Union der Schiedsgerichtsbarkeit 

Arbitration and EU Law
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dert hatte, beantragte der Beihilfeempfänger die 

Vollstreckbarerklärung des Schiedsspruchs in Rumänien und 

anderen Ländern. Die rumänischen Gerichte erklärten den 

Schiedsspruch auf der Grundlage der ICSID-Konvention für 

vollstreckbar, wogegen sich wiederum der Staat Rumänien 

wendete. Die Kommission vertritt die Auffassung, dass die Voll-

streckbarerklärung des Schiedsspruchs abzulehnen sei, da die 

Vollstreckung des Schadensersatzes im Ergebnis einer rechts-

widrigen staatlichen Beihilfe gleichkäme, deren Rückforderung 

europarechtlich geboten sei. Die US-amerikanischen Gerichte, 

vor denen ebenfalls eine Vollstreckbarerklärung beantragt ist, 

sind sich laut Bermann darüber nicht klar und hätten teilweise 

sogar die Europäische Kommission als amicus curiae zugelas-

sen. Zentral sei dabei die Frage, ob sich die EU gegenüber der 

ICSID-Konvention auf Europarecht berufen könne, wenn es 

sich um einen rein innerstaatlichen Sachverhalt handele, da 

nach der Wiener Vertragsrechtskonvention innerstaatliches 

Recht nicht als Einwand gegen die Erfüllung der Pflichten aus 

völkerrechtlichen Verträgen erhoben werden könne. Zudem 

gebe es nach der ICSID Konvention keinen ordre public-Ein-

wand gegen die Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen.

sich zuvor geschlossene bilaterale Investitionsschutzabkom-

men gegen spätere Beitrittsverträge ost- und südosteuropä-

ischer neuer Mitgliedsstaaten durch. Dazu verwies er auf die 

Entscheidung des EuGH in Electrabell (Rs. C-480/09P) und die 

Vorlage des BGH an den EuGH vom 3. März 2016 in der Rechts-

sache Achmea (Az. I ZB 2/15), in der es darum geht, ob ein 

Schiedsspruch wegen Unzuständigkeit des Investitions-

schiedsgerichts gestützt auf ein Investitionsschutzabkommen 

zwischen den Niederlanden und der Slowakei aufzuheben ist, 

wobei sich die Unzuständigkeit aus einer Verletzung des AEUV 

(Art. 344, 267 und 18) ergeben soll. Das OLG Frankfurt hatte die 

Aufhebung wegen Verstoßes gegen Vorschriften des AEUV ab-

gelehnt, wozu auch Bermann tendierte; er hoffe, die Entschei-

dung des EuGH auf die Vorlage des BGH hin werde nun hoffent-

lich Klarheit und damit Rechtssicherheit für die zahlreichen 

bilateralen Investitionsschutzabkommen zwischen Mitglieds-

staaten bringen. Im Anschluss an die Zuständigkeitsproblema-

tik wandte sich Bermann dem materiell-rechtlichen Konflikt 

zwischen Europarecht und Investitionsschutzrecht zu, den er 

am Beispiel des Micula-Falles (Rs. T-694/15) festmachte. Nach-

dem ein Investitionsschiedsgericht Rumänien zum Schadens-

ersatz verurteilt hatte, da es staatliche Beihilfen zurückgefor-

New York University School of Law
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Am 14. November 2016 fand im Max-Planck-Institut für auslän-

disches und internationales Privatrecht in Hamburg das 12. Sym-

posium des Forums für internationales Sportrecht statt. Das 

Symposium stand unter dem Titel „Ausschreitungen beim Fußball 

– Sanktionen der Verbände gegenüber Vereinen und Haftung der 

Zuschauer“. Das Forum für internationales Sportrecht ist eine 

gemeinschaftliche Initiative des Max-Planck-Instituts für auslän-

disches und internationales Privatrecht in Hamburg und des Max-

Planck-Instituts für Sozialrecht und Sozialpolitik in München. 

Ausschreitungen im und um das Stadion sind immer häufiger 

eine Begleiterscheinung des Fußballs in Deutschland. Die Ver-

bände wünschen sich hingegen friedliche und familientaugliche 

Fußballspiele und nehmen deshalb die Vereine in die Haftung. 

Die betroffenen Vereine haben ihrerseits damit begonnen, da-

für die Verursacher privatrechtlich in Regress zu nehmen. Das 

Wechselspiel von steigender Gewaltbereitschaft, Verbands-

sanktionen und Regress berührt nicht nur die schwierige Ba

lance zwischen Entfaltung der Fankultur und Sicherstellung 

eines reibungslosen Ablaufs von Großveranstaltungen. Es wirft 

auch rechtliche Fragen auf, die erst in Ansätzen gerichtlich ge-

klärt sind. Das 12. Sportrechtssymposium widmete sich der Dis-

kussion dieser rechtlichen Probleme sowie der Erörterung von 

darüber hinaus gehenden Fragen, etwa nach der Effektivität und 

Zweckmäßigkeit von Sanktionen und Rückgriffen.

I.	 Einführung Prof. Dr. Dr. h.c. mult Reinhard Zimmermann

Reinhard Zimmermann leitete mit einer aktuellen Entscheidung 

des BGH in die Thematik ein. Ein Zuschauer eines Fußballspiels 

der zweiten Bundesliga hatte am 09.02.2014 einen Knallkörper in 

die Ränge des Stadions geworfen und damit sieben Zuschauer 

verletzt. Daraufhin verhängte der DFB eine Verbandsstrafe ge-

genüber dem 1. FC Köln. Letzterer verklagte anschließend den 

Zuschauer auf Schadensersatz. Der BGH hat nun in einem kürz-

lich ergangenen Urteil entschieden, dass der Werfer des Knall-

körpers für die daraus folgenden Schäden zu haften habe. Das 

gelte auch für Geldstrafen des DFB, die Fußballvereine auf 

Grund solchen Fehlverhaltens zahlen müssen. Damit kann der 

1. FC Köln die vom Verband verhängte Strafe an den Verursa-

cher weitergeben. Auf diese Einleitung folgte sodann die Vor-

stellung der Referenten. Der Hauptvortrag wurde von Marc-

Philippe Weller (Universität Heidelberg) gehalten. Kommentiert 

wurde der Vortrag anschließend von Hans E. Lorenz (Vorsitzen-

der des DFB-Sportgerichts), Andreas Rettig (Kaufmännischer 

Geschäftsleiter des FC St. Pauli), Jochen Grotepaß (Fan-Inter

essengemeinschaft Unsere Kurve) sowie Tobias Nikolas West-

kamp (Rechtsanwalt und Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Fan-

anwälte). Die Beiträge sowie die sich daran anschließende 

Diskussion unter Beteiligung des Publikums wurden moderiert 

von Ulrich Becker (Direktor am Max-Planck-Institut für Sozial-

recht und Sozialpolitik in München).

Forum für internationales Sportrecht
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II.	 Vortrag Prof. Dr. Marc-Philippe Weller  
(Universität Heidelberg)

Marc-Philippe Weller begann seinen Vortrag mit Fakten und Hin-

tergrundinformationen rund um das Thema Ausschreitungen 

beim Fußball. Zum rechtlichen Teil des Vortrages leitete er über, 

indem er vier zu unterscheidende Haftungsfälle bei Ausschrei-

tungen im Fußball erläuterte. Dazu gehörten zum einen die Ver-

kehrspflichthaftung des gastgebenden Vereins gegenüber 

einem Geschädigten sowie die Diskriminierungshaftung bspw. 

für diskriminierende Gesänge. Davon zu unterscheiden sei die 

Verbandsstrafe (Pönalhaftung), die einem Verein vom DFB aufer-

legt werden kann. Zuletzt wurde ein möglicher Regress des Ver-

eins gegenüber dem konkreten Störer genannt. Die einzelnen 

Haftungsfälle wurden im Anschluss ausführlich erläutert.

Im Rahmen der Verkehrspflichthaftung des Veranstalters (we-

gen Verletzung von Pflichten aus dem Zuschauervertrag bzw. 

aus § 823 Abs. 1 BGB) wurde auf die erhöhten Sorgfaltspflichten 

des Sportveranstalters bei Massenveranstaltungen hingewie-

sen. So müsse der Veranstalter schon den Kartenverkauf derart 

organisieren, dass eine Trennung der Fans gewährleistet ist. Es 

müssten Kontrollen durchgeführt und ausreichend Ordner be-

reitgestellt werden. Auch für Ausstattung wie Wellenbrecher, 

Kameras oder Richtmikrofone sei zu sorgen. Das OLG Frankfurt 

habe jedoch eine darüber hinaus gehende Pflicht zur Einführung 

von Scannern oder Metalldetektoren abgelehnt. Gegen randa-

lierende Fans könne zudem ein Stadionverbot verhängt werden. 

Da diese Maßnahmen vom jeweiligen Sportveranstalter zu tref-

fen seien, werden sie auch als „private enforcement“ bezeich-

net. England dagegen begegne der Problematik überwiegend 

mit öffentlich-rechtlichen Regelungen wie bspw. dem Football 

Spectators Act 1989.

Anschließend wurde die Haftung des Veranstalters für diskrimi-

nierende Äußerungen oder Gesänge der Zuschauer beleuchtet. 

Weller vertrat dabei die Ansicht, dass Anti-Diskriminierungs-

pflichten im Sinne spezieller Verkehrspflichten konstruiert wer-

den können, die den Veranstalter u.a. zu einem Stadionverweis 

des Störers zwängen. Komme der Veranstalter diesen Pflichten 

nicht nach, so habe ein durch Zuschauer diskriminierter Spieler 

neben einem Anspruch gegen den Störer auch einen Anspruch 

gegen den Veranstalter.

Es folgte die Erörterung der Pönalhaftung des Vereins gegen-

über dem Verband. Die Verbandsstrafe habe ihre Grundlage in 

der Satzungsautonomie und somit letztlich in der Privatautono-

mie sowie der Vereinigungsfreiheit der Verbände. Als Mitglied 

der FIFA sei der DFB verpflichtet, deren Regelungen zu inkorpo-

rieren und innerhalb der Verbandsstruktur an untere Ebenen wie 

z.B die Vereine weiterzureichen. Art. 67 des FIFA-Disziplinarre-

glements sei durch § 9a DFB-Rechts- und Verfahrensordnung 

(DFB-RVO) umgesetzt worden1. Beachtenswert sei hierbei die 

verschuldensunabhängige Haftung der Vereine. Kritiker dieser 

Regelung verwiesen insbesondere auf das Schuldprinzip sowie 

den Bestimmtheitsgrundsatz. In einer Stellungnahme zeigte sich 

Weller skeptisch, die aus dem Strafrecht stammenden Prin-

zipien auf das Vereinsrecht zu übertragen. Er warnte vor einer 

Systemvermischung und betonte die generelle Möglichkeit ei-

ner verschuldensunabhängigen Zivilpönalhaftung. In Bezug auf 

§ 9a Nr.1 DFB-RVO kritisierte Weller dennoch die Weite des Be-

griffs der „Anhänger“. Er sprach sich für eine engere Auslegung 

der Vorschrift in Anlehnung an § 31 BGB aus. Dafür solle man 

den einschränkenden Relativsatz am Ende der Vorschrift auch 

auf die „Anhänger“ beziehen.

Schließlich wurde die Regresshaftung des einzelnen Störers 

in den Blick genommen. Hierzu wurde zunächst rechtsverglei-

chend die Situation in England und der Schweiz beleuchtet. In 

England sei ein Regress gegenüber dem einzelnen Störer nicht 

möglich. Allerdings sei dort zum Betreten eines Stadions eine 

vorherige Registrierung nötig. Die entsprechenden Regelungen 

fänden sich im Bereich der öffentlichen Gefahrenabwehr so-

wie des teilweise spezifisch auf Fußball zugeschnittenen Straf-

rechts und seien damit anders als in Deutschland nicht dem 

„private enforcement“ zuzuordnen. In der Schweiz sei dage-

gen ein Regress gegen den sich pflichtwidrig verhaltenden 

Zuschauer nach Art. 97 des Obligationenrechts möglich. In 

Deutschland richte sich die Regresshaftung des Störers nach 

§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB. Den Ausgangspunkt bilde dabei 

der Zuschauervertrag. Problematisch sei jedoch der Zurech-

nungszusammenhang zwischen Schaden und Pflichtverletzung 

und insbesondere die Frage, ob der durch die Verbandsstrafe 

erlittene Schaden noch vom Schutzzweck der Norm umfasst 

ist. Dient also die Pflicht des Zuschauers, sich ordnungsgemäß 

zu verhalten, auch dazu eine Verbandsstrafe zu verhindern? 

Dies wurde vom BGH in der schon erwähnten Entscheidung 

vom 22.09.2016 nun bejaht. Weller ging im Folgenden näher 

auf mögliche Begrenzungen des Haftungsumfangs ein, um die 

Verbandsstrafe gegebenenfalls nicht in voller Höhe an den 

Zuschauer weiterzuleiten. Angesprochen und abgelehnt wur-

de zunächst ein mögliches Mitverschulden des Vereins nach 

§ 254 Abs. 1 BGB. Eine generelle Haftungsdeckelung zugunsten 

des Störers sei außerhalb des Kartellrechts dem deutschen 

Schadensrecht nicht bekannt. Somit bleibe es bei den harten 

Regelungen des Zivilprozessrechts sowie des Insolvenzrechts. 

Eine Billigkeitskorrektur durch die Gerichte analog §§ 343, 

1) Art. 67 Abs. 1 FIFA-Disziplinarreglement: „Der Heimatverband oder Heimklub ist, ohne dass ihn 
ein schuldhaftes Verhalten oder eine schuldhafte Unterlassung trifft, für das ungebührliche 
Verhalten von Zuschauern verantwortlich und wird gegebenenfalls mit Geldstrafe belegt. Bei 
schweren Ausschreitungen können weitere Sanktionen verhängt werden.“

§9a DFB-RVO: „1. Vereine und Tochtergesellschaften sind für das Verhalten ihrer Spieler, 
Offiziellen, Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen, Mitglieder, Anhänger, Zuschauer und weiterer 
Personen, die im Auftrag des Vereins eine Funktion während des Spiels ausüben, verantwortlich. 
2. Der gastgebende Verein und der Gastverein bzw. ihre Tochtergesellschaften haften im 
Stadionbereich vor, während und nach dem Spiel für Zwischenfälle jeglicher Art.“
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319 BGB und vor dem Hintergrund, dass der Fan im Verhält-

nis zwischen Verband und Verein gar nicht beteiligt ist, lehnte 

Weller ebenfalls ab. In Betracht zu ziehen sei aber zum einen 

die Schadensminderungsobliegenheit des Vereins nach § 254 

Abs. 2 BGB, wenn dieser sich gegenüber dem Verband nicht 

gegen die Strafe gewehrt habe. Zum anderen müsse die haf-

tungsausfüllende Kausalität berücksichtigt werden. Falls die 

Verbandsstrafe also letztlich die Reaktion auf das Verhalten 

mehrerer randalierender Fans war, dürfe nicht die gesamte 

Strafe einem einzelnen Fan aufgebürdet werden. Schließlich 

zog Weller auch in Betracht, die bei einer Gesamtstrafenbil-

dung erfolgende „Reduktion“ im Sinne einer Vorteilsausglei-

chung auch an den Zuschauer weiterzuleiten. Mit einer zu-

sammenfassenden Übersicht über die erörterten Haftungsfälle 

schloss Weller seinen Vortrag.

III.	 Kommentar Hans E. Lorenz  
(Vorsitzender des DFB-Sportgerichts)

Hans E. Lorenz erläuterte in seinem Beitrag zunächst die schon 

im Vortrag angeklungenen Grundlagen der Verbandsstrafen 

sowie die möglichen Sanktionen des DFB-Sportgerichts. Er 

gab einen Überblick über das Verfahren und betonte, dass 

stets versucht werde, auf eine einverständliche Lösung hinzu-

wirken. Zudem werde verstärkt auf präventive Maßnahmen 

gesetzt. Wenn Vereine Sicherheitsmaßnahmen ergriffen, 

könnten auch Strafen erlassen werden. Die aus den Strafzah-

lungen stammenden Gelder gingen in Sonderfonds für Stif-

tungen des Fußballbundes. Insgesamt pflege das DFB-Sport-

gericht eine weniger rigorose Verurteilungspraxis als UEFA 

oder FIFA. Dies sei auch daran ersichtlich, dass das letzte vom 

DFB-Sportgericht angeordnete Geisterspiel schon viele Jahre 

zurückliege.

IV.	 Kommentar Andreas Rettig 
(Kaufmännischer Geschäftsleiter FC St. Pauli)

Aus Sicht der Fußballpraxis berichtete anschließend Andreas 

Rettig. Er schilderte einen Fall aus seiner Zeit als Manager beim 

SC Freiburg. Damals hatte er darauf verzichtet, für eine hohe 

Verbandsstrafe Regress bei einem 15-jährigen Schüler zu neh-

men.  Er sprach sich gegen die Wirksamkeit immer höherer Stra-

fen aus. Gerade Pyrotechnik könne nie gänzlich verhindert wer-

den. Das vorrangige Ziel sei die Unversehrtheit der 

Stadionbesucher. Der bisher beschrittene Weg sei jedoch nicht 

von Erfolg gekrönt gewesen. Gerade pauschale Sanktionen führ

ten oft zu Frust der Unbeteiligten und kontraproduktiven Solida

risierungseffekten. Er sprach sich für eine Abkehr vom bishe-

rigen System und für bilaterale Absprachen zwischen Vereinen 

und Zuschauern aus.

V.	 Kommentar Jochen Grotepaß 
Fan-Interessengemeinschaft Unsere Kurve

Jochen Grotepaß beklagte, dass teilweise willkürliche Strafen 

verhängt würden. Er bedauerte den fehlenden Bezug der Sport-

gerichtsbarkeit zu den Vereinen. Bei der Verbandsstrafe spielten 

die Häufigkeit der Vorfälle sowie die wirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit des Vereins eine Rolle. Eine ungeminderte Weitergabe an 

die Fans sei daher nicht angebracht. Er forderte ein verständ-

liches und nachvollziehbares Regelwerk sowie keine zu hohen 

Anforderungen an die Vereine.

VI.	Kommentar Tobias Nikolas Westkamp 
Arbeitsgemeinschaft Fananwälte

Tobias Nikolas Westkamp schilderte das Problemfeld aus an-

waltlicher Sicht. Er betonte die Kontraproduktivität der Sankti-

onen, die zu einer Solidarisierung gegen den DFB führten und 

damit zielführenden Prozessen entgegenstünden. Zudem sei das 

System der Verbandsstrafen nicht mit dem Grundgesetz verein-

bar. Das Schuldprinzip als Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips 

stünde einer verschuldensunabhängigen Verbandsstrafe entge-

gen. Das Schuldprinzip müsse berücksichtigt werden, da die 

Verbandsstrafen ausweislich des Verfahrensgangs sowie der 

Bezeichnungen in der DFB-RVO auch tatsächlich Strafen im 

strafrechtlichen Sinne darstellten. Vom Urteil des BGH zur Frage 

der Regressmöglichkeit zeigte sich Westkamp nicht überzeugt. 

Er stellte die Frage in den Raum, ob die letztlich an den Zuschau-

er weiterzureichende Sanktion nicht einen Vertrag zu Lasten 

Dritter darstelle.

Prof. Dr. Marc-Philippe Weller



70 Veranstaltungen

Das Symposium hat gezeigt, wie kontrovers insbesondere die 

Inregressnahme des Störers bei Ausschreitungen im Fußball 

diskutiert wird. Die Beiträge sowie die Diskussion konnten die 

Thematik aus verschiedensten Blickwinkeln beleuchten und tru-

gen so zu einem informativen und kurzweiligen Symposium bei.

VII.	 Diskussion

Im Anschluss an diesen Beitrag wurde die Diskussi-

on für das Publikum geöffnet. Hier wurde die Qualifi-

kation der Sanktionen als Strafe diskutiert und über-

wiegend abgelehnt. Insbesondere der Sinn und 

Zweck der Sanktionen wurde hinterfragt. Skepsis 

wurde im Hinblick auf Rolle und Stellung des Zu-

schauers im Verfahren des DFB geäußert. Dieser 

habe dabei kein rechtliches Gehör und die Sanktion 

werde auch nicht nach den wirtschaftlichen Verhält-

nissen des Fans, sondern nach denen des Vereins 

bemessen. Falls es tatsächlich um die Unversehrt-

heit der Zuschauer gehe, mache gegebenenfalls 

eine öffentlich-rechtliche Regelung mehr Sinn. Er-

wogen wurde auch eine Straffreiheit des Vereins, 

sollte dieser alle erforderlichen Schutzmaßnahmen 

ergriffen und anschließend den Täter ermittelt ha-

ben. Lorenz  wandte sich gegen den Vorwurf der willkürlichen 

Verhängung der Strafen. Es gebe klare Strafzumessungsgrün-

de, die mildernd oder schärfend wirken könnten. Eine Einbezie-

hung des Störers in das Verfahren zwischen Verband und Ver-

ein sei nicht möglich, da dieser nicht der DFB-Gerichtsbarkeit 

unterliege. Abschließend sprach sich Weller für eine grund-

sätzliche Haftung des Zuschauers aus. In der Höhe der Haftung 

sei jedoch zu differenzieren und Maß zu halten.



714. Max-Planck-ZEW Private Law & Economics Workshop 

Die Zusammenarbeit von Juristen und Ökonomen hat in vielen 

Bereichen große und weiter zunehmende Bedeutung, gerade 

in inter- und supranationalen Kontexten. Juristen argumen-

tieren verbreitet mit empirischen Erkenntnissen und können 

von der stringenten Gedankenführung ökonomischer Modelle 

profitieren; umgekehrt unterliegen wirtschaftswissenschaft-

liche Forschungsgegenstände oft komplexen Normen, und 

juristische Lösungen kondensieren häufig evolutorisches 

Erfahrungswissen, das für Ökonomen relevant sein kann. Um 

das damit verbundene Potenzial zu heben, ist ein gewisses 

Verständnis für die jeweils andere Disziplin unverzichtbar, das 

zugleich methodische Fehler im Umgang mit dieser vermeidet.

Vor diesem Hintergrund haben Eckart Bueren (MPI Hamburg) 

und Kai Hüschelrath (ZEW, MaCCI, Universität Mannheim) 

2013 begonnen, Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wis-

senschaftler des MPI sowie des Zentrums für Europäische 

Wirtschaftsforschung in Mannheim (ZEW) in einem interdiszi-

plinären Workshop zusammenzubringen. Er bietet die Möglich-

keit, aktuelle Forschungsvorhaben und ‑ergebnisse vorzustel-

len, interdisziplinär zu diskutieren, Anregungen und Feedback 

zu eigenen Projekten zu erhalten sowie interdisziplinäres 

Verständnis und Vernetzung auszubauen. Nach erfolgreichen 

Veranstaltungen 2013 (Hamburg), 2014 (Mannheim) und 2015 

(Hamburg) folgte die vierte Veranstaltung am 24. und 25.11.2016 

in Mannheim. Die methodische Komponente haben die Organi-

satoren auf mehrfachen Teilnehmerwunsch mit vier dezidierten 

Lehrvorträgen gestärkt. Nach wie vor liegt ein spezifischer Ak-

zent in der Praxisbezogenheit der Themen, die von der Stär-

ke der angewandten Wirtschaftsforschung am ZEW profitiert, 

sowie in der Einbeziehung rechtsvergleichender Erkenntnisse, 

die bisher im Austausch von Recht und Ökonomie wenig Be-

achtung erhalten.

Ökonomische Lehrvorträge mit Anwendungen: Ökonometrie

Die ökonomischen Lehrvorträge der diesjährigen Veranstal-

tung führten die Teilnehmer praxisorientiert in die Ökonometrie 

ein. Michael Hellwig (ZEW) wiederholte nach einer begriff-

lichen Verortung zunächst Grundkonzepte, die für das Ver-

ständnis der ökonometrischen Arbeitsweise unerlässlich sind, 

und erläuterte darauf aufbauend die Regressionsmethode der 

kleinsten Quadrate sowie die Interpretation ihrer Ergebnisse. 

Ein Großteil der Lehrvorträge behandelte sodann die Inferenz, 

also die Frage, inwieweit Schlüsse von einer Stichprobe auf die 

interessierende Grundgesamtheit gezogen werden können. Zu-

letzt stellte Michael Hellwig Schätzverfahren vor, die bestimmte 

Komplikationen lösen können, insbesondere sog. Instrumen-

tenvariablen, die ein Endogenitätsproblem beheben, oder 

Panelschätzungen mit fixen Effekten, mit denen sich unbeob

achtbare individuelle Einflussfaktoren (sog. unbeobachtete 

Heterogenität) herausrechnen lassen.

Ein anschließender Vortrag von Sven Heim (ZEW) zeigte an-

schaulich, dass für ökonometrische Schätzungen mitunter 

auch kreatives Denken nötig ist. Seine Forschungsfrage betrifft 

einen möglichen Zusammenhang zwischen Minderheitsbeteili-

gungen und wettbewerbsschädlichem Verhalten. Theoretisch 

denkbare wettbewerbsschädliche Wirkungen solcher Beteili-

gungen sind empirisch überprüfbar, da Informationen über un-

aufgedeckte und implizite Absprachen fehlen. Sven Heim und 

Koautoren setzen daher bei nationalen kartellrechtlichen Kron-

zeugenprogrammen an. Diese destabilisieren Kartelle und kön-

nen sie erfahrungsgemäß zusammenbrechen lassen. Sofern 

Minderheitsbeteiligungen Absprachen stabilisieren, liegt da-

her nahe, dass bei Einführung eines Kronzeugenprogrammes 

die Zahl horizontaler Minderheitsbeteiligungen steigt, weil die 

Kartellanten versuchen, den destabilisierenden Impuls zu neu-

tralisieren. Mit einem speziellen ökonometrischen Verfahren, 

sogenannten Count Data Modellen, kann man schätzen, wie 

sich die Anzahl jährlich erworbener horizontaler Minderheits-

beteiligungen in einer Stichprobe verändert, wenn ein Land 

ein Kronzeugenprogramm einführt. Tatsächlich ergibt sich ein 

signifikanter Anstieg, der umso größer ausfällt, je stärker die 

Wettbewerbsbehörde ist.

Im Verlauf der Veranstaltung präsentierte Michael Schröder 

(ZEW) ein weiteres Beispiel für ökonometrische Anwendungen 

aus Sicht der Finanzwissenschaft. Er untersuchte den Zusam-

menhang von Politikeranreizen und Bankenrisiko in China. Chi-

nesische Politiker werden eher befördert, wenn ihre Region 

oder Stadt wirtschaftlich stark wächst. Sie können das durch 

Infrastrukturprogramme beeinflussen. Finanziert werden diese 

größtenteils von lokalen Banken, welche die Politiker kontrol-

lieren. Michael Schröder und seine Koautoren nutzen die im 

Lehrvortrag eingeführten Methoden einer Panelschätzung mit 

fixen Effekten sowie einer Schätzung mit Instrumentenvaria-

blen um zu zeigen, dass der Einfluss der Politiker auf die Kre-

Recht interdisziplinär 
4. Max-Planck-ZEW Private Law & Economics Workshop
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in den USA noch in der EU eine zufriedenstellende Lösung für 

die Frage nach dem anwendbaren Recht gefunden. Der Vor-

trag stellte die Ansätze der USA, die den Transaktionsort be-

stimmen, um die Reichweite von US-Recht auszuloten, und in 

der EU nebeneinander, wo der Schadensort das anwendbare 

Recht festlegt. Abschließend diskutierte Andreas Engel die 

Möglichkeit einer Rechtswahl des Emittenten mit Blick auf 

Rechtssicherheit und Anlegerschutz.

Querschnittsthemen Personengesellschafts- und Kartellrecht

Zwei weitere Präsentationen verdeutlichten noch einmal, wie 

rechts- und wirtschaftswissenschaftliche Erkenntnisse in der 

modernen Rechtswissenschaft verzahnt werden können. Ale-

xander Brüggemeier diskutierte Folgerungen aus der Theorie 

kollektiver Entscheidungen für das Personengesellschafts-

recht. Diese Theorie behandelt, wie die Zusammenfassung 

mehrerer individueller Präferenzen zu einer kollektiven Präfe-

renz in ihrem Ergebnis davon abhängt, wie Verfahren oder Ab-

stimmungsreihenfolge gestaltet oder Beschlüsse formuliert 

sind. Zudem besagt sie, dass kein Verfahren zur Präferenzag-

gregation existiert, welches scheinbar banale Vorausset-

zungen einer rationalen und demokratischen Entscheidung er-

füllt. Da Gesellschafterbeschlüsse individuelle Präferenzen 

zusammenfassen und das Verfahren im Personengesell-

schaftsrecht weitgehend gestaltbar ist, erachtete der Referent 

die Theorie kollektiver Entscheidungen für den Minderheiten-

schutz bedeutsam. Möglicherweise sollte daher neben dem 

Beschlussinhalt das Verfahren stärker berücksichtigt werden.

Abschließend wandte sich Maximilian Volmar (MPI Hamburg) 

wieder dem Kartellrecht zu, um der Bestimmung von Markt-

macht im digitalen Innovationswettbewerb nachzugehen. 

Üblicherweise wird die marktbeherrschende Stellung als Tat-

bestandsmerkmal des Missbrauchsverbots an Marktantei-

len gemessen. In dynamischen Märkten der Digitalwirtschaft 

können sich diese jedoch oft und schnell ändern, Marktmacht 

ist häufig nicht nachhaltig stabil. Für Behörden und Gerichte 

war das beim Missbrauchsverbot bislang kein Grund, eine be-

herrschende Stellung abzulehnen. Großzügiger ist man in der 

Fusionskontrolle. Maximilian Volmar hinterfragte, ob die Unter-

scheidung gerechtfertigt ist. Einen Teil der Antwort liefert ein 

rechtsvergleichender Blick auf den anders gestalteten Tatbe-

stand in Sec. 2 Sherman Act des US-Antitrust Law. Vor- und 

Nachteile der jeweiligen Herangehensweisen stellte der Vor-

trag aus rechtsökonomischer Sicht gegenüber.

ditvergabe zunimmt, wenn die persönlichen Verflechtungen mit 

lokalen Banken relativ eng sind. Die höhere Kreditvergabe geht 

dabei signifikant mit einem zunehmendem Bankrisiko einher.

Juristische Lehrvorträge mit Anwendungen:  
Konzernrecht und Internationales Privatrecht

Der erste juristische Lehrvortrag behandelte die Grundlagen 

des Konzernrechts und beleuchtete damit die Verflechtung 

mehrerer Unternehmen, die Sven Heim aus industrieökono-

mischer Perspektive betrachtet hatte, nun in ihren rechtlichen 

Maßstäben. Der Schwerpunkt lag auf dem aktienrechtlichen 

Regelungsregime. Nach einem kurzen Überblick über die 

Grundbegriffe des Konzernrechts stellte Alexander Brügge

meier (Bucerius Law School) die wesentlichen Regelungsin-

strumente des faktischen Konzerns und des Vertragskonzerns 

dar. Er schloss mit einem kurzen Überblick über die Instrumente 

des Konzernrechtsschutzes für andere Rechtsformen und 

rechtsvergleichenden Bemerkungen.

Der zweite juristische Lehrvortrag führte in das internationa-

le Privatrecht. Bei grenzüberschreitenden Privatrechtsfällen 

stellt sich ein bestimmter Kanon an Fragen. Diejenige nach dem 

anwendbaren Recht beantwortet das Internationale Privat-

recht. Dirk Wiegandt (MPI Hamburg) stellte dessen Funktion, 

Regelungsprinzipien und Methodik anhand zweier Beispielsfäl-

le dar, ein erster zum allgemeinen Deliktsrecht und ein zweiter 

zum Kartelldeliktsrecht, die nach der Rom II-Verordnung zu be-

handeln waren.

Hierauf aufbauend präsentieren die juristischen Teilnehmer 

zwei Forschungsvorhaben: Zunächst widmete sich Dirk Wie-

gandt der Bindungswirkung kartellbehördlicher Entschei-

dungen im Zivilprozess und Rückwirkungen auf das public 

enforcement. Im Zivilprozess lässt sich ein Kartellrechtsver-

stoß regelmäßig nur schwer beweisen. Abhilfe schafft die Bin-

dung des befassten Gerichts an eine ergangene kartellbehörd-

liche Entscheidung. Umgekehrt, so die These, wirkt das auf die 

behördliche Durchsetzungsspur zurück, etwa mit Blick auf die 

Veröffentlichungs- und Entscheidungspraxis. Darüber hinaus 

problematisierte Dirk Wiegandt die territorial beschränkte Ent-

scheidungs- und Sanktionszuständigkeit der nationalen Wett-

bewerbsbehörden sowie das Fehlen eines echten Systems ge-

genseitiger Anerkennung im Europäischen Wettbewerbsnetz.

Andreas Engel (MPI Hamburg) wandte sich ähnlichen Fragen 

im Kapitalmarktrecht zu. Deliktische Ansprüche sind ein etab-

liertes Mittel zur Durchsetzung von Informationspflichten am 

Kapitalmarkt. Ihre Geltendmachung ist besonders von der In-

ternationalisierung betroffen. Allerdings hat sich bisher weder 
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Integration of Ukrainian Private Law into the 
European Area of Justice

Am 12. Dezember 2016 veranstaltete das Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Privatrecht (MPI) in 

Hamburg eine Konferenz mit dem Titel „Integration of Ukrainian 

Private Law into the European Area of Justice“.

Den Gegenstand der Konferenz bildete die Entwicklung des 

ukrainischen Privatrechts im Kontext seiner fortschreitenden 

Europäisierung. Dieser Prozess wird gegenwärtig in erster 

Linie durch das Assoziierungsabkommen aus dem Jahr 2014 

bestimmt,1 das die Ukraine zur Annäherung diverser Rechts-

gebiete an das Recht der EU verpflichtet. Allerdings wäre es 

vorschnell, die europäische Integration des ukrainischen Zivil-

rechts auf die Umsetzung der in den Anhängen des Assoziie-

rungsabkommens aufgelisteten Richtlinien zu reduzieren, denn 

in erster Linie ist die Annährung und Harmonisierung des Zivil-

rechts ein Teil eines komplizierten und mit inneren Widersprü-

chen behafteten Prozesses der Europäisierung der gesamten 

ukrainischen Gesellschaft. 

Die Konferenz wurde durch die Begrüßungsworte von Jürgen 

Basedow, Direktor des MPI für Privatrecht, eröffnet. Vladimir 

Kochin sprach die Begrüßung im Namen des Forschungsin-

stituts für das Privatrecht und das Unternehmertum der Na-

tionalen Akademie der Rechtswissenschaften der Ukraine 

(Kiew) aus, aus dem die ukrainischen Referenten stammen. Im 

Anschluss hielt die Generalkonsulin der Ukraine in Hamburg, 

Frau Oksana Tarasyuk, eine Begrü-

ßungsrede, in der sie die Bedeutung 

der internationalen wissenschaftlichen 

Zusammenarbeit für die europäische 

Integration der Ukraine unterstrich.

Der erste Vortrag mit dem Titel „EU Pri-

vate Law in Ukraine: The Impact of the 

Association Agreement“ wurde von 

Jürgen Basedow gehalten. Am Beispiel 

der Implementierungspflichten im Be-

reich des Finanzdienstleistungs- und 

Verbraucherrechts zeigte er, dass der 

Ukraine durch das Assoziierungsab-

kommen Regelungen aufgezwungen 

werden, die sehr kompliziert und gera-

dezu nachteilig für das Land seien. Un-

verständlich sei, dass die Aspekte der 

1)	Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedsstaaten 
einerseits und der Ukraine andererseits vom 21.03.2014, Amtsblatt der Europäischen Union 2014 
L 161/3.

justiziellen Zusammenarbeit im Zivilrecht, d.h. das IPR/IZPR, 

vollständig vernachlässigt wurden. Insgesamt kam Basedow 

zum Ergebnis, dass ein grundlegendes Konzept der Nachbar-

schaftspolitik ein besseres Verständnis davon brauche, was 

die Ukraine tatsächlich benötige und was ihr Verhältnis zu der 

EU verbessern könne.

Rainer Kulms berichtete in seinem Vortrag „(Private) Law in 

Transition: The Acquis Communautaire as a Challenge for East 

European Law-Makers” über die Erfahrungen der Balkan-

Staaten bei der Anpassung ihrer nationalen Rechtsordnungen 

an das europäische Privatrecht. Er betonte unter anderem das 

Problem der ökonomischen wie politischen Kosten, die bei der 

Umsetzung der Vorgaben der Stabilisierungs- und Assoziie-

rungsabkommen von den Beitrittskandidaten bzw. den osteu-

ropäischen EU-Mitgliedern zu tragen seien. Die europäische 

Politik habe zu berücksichtigen, dass die betroffenen Länder 

ganz spezifischen institutionellen Herausforderungen gegen-

überständen, die anhand einzelner Beispiele aus Albanien, 

Serbien, Kroatien und Ungarn erläutert wurden.   

Natalya Pankevich  kritisierte in ihrem Vortrag „Contemporary 

East-European Social and Economic Processes and the Appro-

ximation of National Legal Systems“ die europäische Integrati-

onspolitik in Bezug auf die Ukraine, die viele relevante Faktoren, 

wie z.B. eine tiefe Spaltung der ukrainischen Gesellschaft so-

Vladimir Kochin, Natalya Pankevich, Jürgen Basedow, Oksana Tarasyuk, Rainer Kulms, Eugenia Kurzynsky-Singer,  
Volodimir Korol, Vitaly Korolenko, Vasyl Marushchynets
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die westlichen Entwicklungstendenzen reflektiere. Insbeson-

dere erlaube das ukrainische Gesetz „Über das internationa-

le Privatrecht“3 den Parteien eine freie Rechtswahl (Art. 43). 

Werde eine solche Wahl nicht getroffen, sei das Prinzip der 

engsten Verbindung einschlägig, wobei angenommen werde, 

dass diese zu dem Staat bestehe, in dem diejenige Partei ih-

ren Geschäfts- bzw. Wohnsitz habe, die die charakteristische 

Leistung im Vertrag erbringe (Art. 44 ukr. IPRG). Als eine Be-

sonderheit des ukrainischen Kollisionsrechts sei das Verbot 

der Gesetzesumgehung zu nennen. Anzumerken sei allerdings, 

dass es hierzu kaum einschlägige Gerichtsurteile gebe. Auch 

sei das Verhältnis des Umgehungsverbots zu solchen Instituten 

wie ordre public und international zwingenden Normen nicht 

geklärt.

Vitaliy Korolenko  berichtete in seinem Vortrag “The Reform 

of the Ukrainian Judicial System and Civil Proceedings in the 

Context of the Association Agreement” über die aktuellen 

Änderungen der Verfassung, des Gerichtsorganisations- und 

Verfahrensrechts. An den Vortrag schloss sich eine lebhafte 

Diskussion darüber an, ob die ergriffenen Maßnahmen dazu 

geeignet seien, die Transparenz und die Rechtsstaatlichkeit 

des zivilgerichtlichen Verfahrens zu erhöhen. 

Die Konferenz schloss mit dem Vortrag „Non-commercial Le-

gal Entities in Ukraine: the Application of the European Expe-

rience“ von Volodimir Kochin. Auch wenn die Gesetzgebung 

auf diesem Gebiet grundlegende verfassungsrechtliche Vorga-

ben umzusetzen berufen sei, sei ein generelles Konzept, das 

die Rechte der Bürger auf eine Selbstorganisation zuverlässig 

gewährleisten würde, nicht erkennbar. Die ukrainische Gesetz-

gebung regele eine kaum zu überblickende Vielzahl von einzel-

nen nichtwirtschaftlichen Organisationen, Vereinigungen und 

anderen Personenzusammenschlüssen und sei durch die kon-

kurrierenden Einflüsse des ukrainischen Zivilgesetzbuchs, des 

Wirtschaftsgesetzbuchs und der Steuergesetzgebung geprägt.

3)	Zakon Ukraϊny „Pro mϊžnarodne pryvatne pravo“ vom 23.7.2005, Nr.2709-IV, Vϊdomostϊ 
Verchovnoϊ Radi Ukraϊny2005, Nr. 32, Pos. 422.

wie die konkurrierenden Modelle der regionalen Integration, 

missachte. Darüber hinaus ignoriere das Assoziierungsab-

kommen die Spezifika der ukrainischen Wirtschaft und Gesell-

schaft. Die Vorteile, die die europäische Integration dem Land 

bringen könnte, seien gegenwärtig keinesfalls offensichtlich, 

die von der Ukraine übernommenen Verpflichtungen in Bezug 

auf die Implementierung des EU-acquis dagegen beachtlich. 

Zum Teil stehen sie sogar im Widerspruch zum ukrainischen 

Staatsorganisationsrecht. Im Ergebnis kritisierte Pankevich die 

stark ausgeprägte Asymmetrie in der Beziehung zwischen der 

EU und der Ukraine und erinnerte daran, dass eine gescheiterte 

Nachbarschaftspolitik ein Ansehensverlust für die EU mit sich 

bringen könnte.  

Der zweite Teil der Konferenz vermittelte einen Einblick in die 

einzelnen Fragen des ukrainischen Privatrechts. Dabei wurde 

keinesfalls ein Anspruch auf eine systematische Erfassung ein-

zelner Rechtsgebiete erhoben. Vielmehr sollte ein genereller 

Eindruck von den Besonderheiten des ukrainischen Rechts-

denkens, des ukrainischen Rechts und seiner institutionellen 

Voraussetzungen gewonnen werden. Eine kurze Einführung in 

die Besonderheiten des ukrainischen Zivilrechts wurde von der 

Moderatorin der Konferenz, Eugenia Kurzynsky-Singer, vorge-

nommen. Sein wesentliches Charakteristikum sei eine für die 

Staaten im postsowjetischen Raum durchaus typische Konkur-

renz verschiedener gesellschaftlicher Konzepte.2 Diese äußere 

sich auf der Ebene der ukrainischen Zivilgesetzgebung in einer 

Co-Existenz des Zivilgesetzbuches, das an die kontinentaleu-

ropäische Zivilrechtstradition anknüpfe, und des Wirtschafts-

gesetzbuchs, das zum Teil in der Tradition des sowjetischen 

Rechtsdenkens verwurzelt sei. 

Volodimir Korol berichtete in seinem Vortrag „Modernization of 

European and Ukrainian International Private Law Relating to 

the Law Applicable to Contractual Obligations”, dass die kol-

lisionsrechtliche Regelung des vertraglichen Schuldrechts in 

der Ukraine sowohl die nationalen Besonderheiten als auch 
2)	Siehe hierzu ausführlich am Beispiel des russischen Rechts: Kurzynsky-Singer/Pankevich, 

ZEuP 2012, 7 – 22.
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Relations-Agenturen und so genannte Spindoktoren mit dem 

Ziel, die öffentliche Meinung zu beeinflussen – in Mode gekom-

men sei, habe sich im Leben eines Gerichtsreporters einiges 

geändert. Außerdem gehöre es inzwischen quasi zum Alltag, 

dass die Gerichtsreporter sich selbst vor Gericht verantworten 

müssten, da ihnen regelmäßig die Verletzung von Persönlich-

keitsrechten vorgeworfen werde. 

Neben der Gerichtsberichterstattung zählt die Begleitung 

rechtspolitischer Entwicklungen zu den Aufgaben von Joachim 

Jahn. Insbesondere während seiner Tätigkeit im Hauptstadtbü-

ro der FAZ in den letzten Jahren habe er miterleben können, 

wie aus zunächst unscheinbaren Gesprächen 

und Diskussionen zwischen Politik, Lobbyver-

bänden, Berufskammern, Ministerialbeamten 

und Abgeordneten nach und nach Gesetze ent-

standen wären. Diese Entwicklung von Beginn an 

zu verfolgen und für die Leser verständlich auf-

zubereiten, darin bestehe seine besondere Lei-

denschaft. Größte Herausforderung hierbei sei 

– und das kam vielen Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftlern durchaus bekannt vor – fach-

lich zutreffend zu formulieren und dabei dennoch 

ansprechend zu schreiben. 

An den Vortrag schloss sich eine lebhafte Dis-

kussion an, in der Joachim Jahn auf Nachfrage 

erklärte, wie er seine Informationen überprüfe 

und welche Rolle die Rechtswissenschaft dabei 

spiele. Intensiv diskutiert wurden die Fragen, ob 

sich die Medien als „vierte Gewalt“ verstünden und wie Joach-

im Jahn mit dieser vermeintlichen Macht umgehe. Dieses The-

ma sorgte für so viel Gesprächsbedarf, dass die Diskussionen 

auf dem anschließenden Sommerfest fortgesetzt wurden.

Sommerkonzil mit Joachim Jahn
Aus der Arbeit eines Gerichts- und Rechtsreporters

Traditionell lädt das Institut zum letzten Konzil vor der Sommer-

pause einen Vortragenden ein, der den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern eine besondere Perspektive auf das Recht bietet. 

In diesem Jahr war der Journalist Joachim Jahn der Einladung 

des Instituts gefolgt und berichtete am 4. Juli 2016 aus seiner 

langjährigen Arbeit als Gerichts- und Rechtsreporter.

Der Jurist und Journalist Joachim Jahn ist Mitglied der 

Schriftleitung der NJW und Honorarprofessor an der Univer-

sität Mannheim. In den vergangenen 25 Jahren hat er bei ver-

schiedenen Tageszeitungen gearbeitet, vielen ist er vor allem 

durch seine Tätigkeit im Wirtschaftsressort der Frankfurter 

Allgemeinen Zeitung bekannt. Dort war er viele Jahre lang 

für die Rechtspolitik und Rechtsberichterstattung zuständig. 

Auf Grundlage dieses breiten Erfahrungsschatzes gab er den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Instituts einen ganz per-

sönlichen Einblick in die Welt und Arbeit eines Journalisten. Ob 

Mannesmann, Hoeneß oder Kachelmann: Joachim Jahn hat die 

Verhandlungen begleitet und über sie berichtet. Seinen Erzäh-

lungen nach waren die Geschichten, die sich am Rande dieser 

Verhandlungen abspielten, oftmals beinahe genauso spannend 

wie die Prozesse selbst. Er berichtete von den Losverfahren 

für die Zulassung zu den Verhandlungen, „durchgestochenen“ 

internen Akten, die an die Öffentlichkeit gelangten, und ande-

ren Versuchen der Einflussnahme auf seine Berichterstattung. 

Seitdem das Geschäft der „Litigation-PR“ – also der Begleitung 

von Rechtsstreitigkeiten und Gerichtsprozessen durch Public-

An den Vortrag schloss sich eine lebhafte Diskussion an

Sommerkonzil mit Joachim Jahn
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Nafay Choudhury (Independent Researcher on Afghanistan), 

Contracts as Relational Practice: Informal Business Arrange-

ments of Taxi Drivers in Kabul, Afghanistan, 16.06.2016.

Joachim Jahn (Frankfurter Allgemeine Zeitung), Aus der Arbeit 

eines Gerichts- und Rechtsreporters – Mannesmann und Hoe-

neß; Politiker, Ministerialbeamte und Lobbyisten, Konzilvortrag 

04.07.2016 (s. S. 75).

Prof. Dr. sc. Tatjana Josipović (Universität von Zagreb, Kroa-

tien), The Influence of the Financial Crisis on recent develop-

ments in Croatian Private Law, 25.08.2016.

Dr. Joachim Glatter (Mercator Institute for China Studies / Ber-

lin), Chinesisches Wirtschaftsrecht in der Praxis: Dynamik mit 

‚Chinese characteristics‘, 29.08.2016.

Donikë Qerimi (University of Prishtina, Kosovo), International 

Sales of Software and their Jurisdictional Implications: Focus 

on the Exchange between the Third State and EU Domiciled 

Parties, 20.09.2016.

Katarina Đurđenić (Universität von Zagreb, Kroatien), Sanc-

tions in Takeover Law – How Effective are They?, 06.10.2016.

Frau Dr. Yedan Li (Universität Bielefeld), Understanding China’s 

Court Mediation Surge: Insights from a Local Court, 05.12.2016.

Gastvorträge 2016

Prof. Dr. Andreia Casquet und Gustavo Grebler, LL.M. (Universi-

ty of Pennsylvania), Value Destruction in Transfers of Control of 

Brazilian Corporations, 25.02.2016.

Esther van Eijk (Maastricht University), All in the Family: Muslim 

and Christian Family Law Practices in Syria, 08.03.2016.

Dr. Mirjana Radović (Universität Belgrad), Combating Late Pay-

ments in Serbia as an Example on how Improper Implementa

tion of the EU Law affects the Economy, 27.04.2016.

Prof. Dr. Roman Maydanyk (Leiter des Lehrstuhls für Bürger-

liches Recht der Taras Shevchenko-Universität Kiew), Entwick-

lung des ukrainischen Privatrechts in den Jahren 1991 – 2016, 

02.05.2016.

Prof. Narendra Subramanian (McGill University), Nation and 

Family: Personal Law, Cultural Pluralism, and Gendered Citizen-

ship in India, 10.05.2016.

Frau JIN Man (Peking University), The Development of Secured 

Transaction Law from a Comparative Perspective: China, Eu

rope and the USA, 17.05.2016.

Emilia Mišćenić (Universität von Rijeka, Kroatien), Croatian 

“Swiss Frank Case”, i.e. case “Franak”: Effective or “Defec

tive” Protection of Consumer Rights?, 01.06.2016.

Dr. Eniana Qarri (Universität Tirana, Albanien), Albanian Case 

Law on the Recognition of Personal Status Acquired Abroad 

(public order v. right to private and family life), 15.06.2016.
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I.	 Institutspublikationen

Im Einklang mit seinem namensgebenden Forschungsprofil ver-

antwortet das Max-Planck-Institut eine Reihe von grundlegen-

den Werken auf dem Gebiet des ausländischen und internatio-

nalen Privatrechts. Als Institutspublikationen werden sie vom 

Direktorium und von Referenten wissenschaftlich geleitet. Die 

Redaktionen dieser Werke sind überwiegend im Institut ange-

siedelt, wo sämtliche Manuskripte mit Autoren und Verlagen 

abgestimmt und zur Veröffentlichung geführt werden.

1.	 Rabels Zeitschrift für ausländisches und  
	 internationales Privatrecht

„Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Pri-

vatrecht / The Rabel Journal of Comparative and International 

Private Law (RabelsZ)“ wurde 1927 vom Gründungsdirektor des 

Instituts, Ernst Rabel, als das deutsche Zentralorgan und Forum 

für die Grundlagenforschung auf den Gebieten des Privatrechts, 

des Wirtschaftsrechts und des Verfahrensrechts in ihren inter-

nationalen Aspekten konzipiert. Rabels Zeitschrift erscheint 

vierteljährlich (Print und Online) und wird von den Direktoren 

des Instituts gemeinschaftlich herausgegeben, unterstützt 

durch einen Redaktionsausschuss, dem im Jahr 2016 Chri-

stian Eckl, Jens Kleinschmidt, Christoph Kumpan, Klaus Ulrich 

Schmolke, Kurt Siehr und Wolfgang Wurmnest angehörten. Die 

Zeitschrift wird seit 1946 von Mohr Siebeck in Tübingen verlegt 

und trägt den Namen ihres Gründers seit dem Jahr 1961. Der 

durchschnittliche Umfang pro Jahrgang beträgt 950 Drucksei-

ten. Geschäftsführender Redakteur ist Christian Eckl, der insbe-

sondere die Heftplanung verantwortet, die Korrespondenz führt 

und im Jahr 2016 mit Unterstützung durch die wissenschaftli-

chen Assistenten Sebastian Gößling und Sophie Knebel sowie 

durch Andrea Jahnke im Redaktionssekretariat alle Beiträge 

redaktionell bearbeitete. 

2.	 Die drei Institutsreihen zum ausländischen und  
	 internationalen Privatrecht

Beim Verlag Mohr Siebeck in Tübingen erscheinen auch die vom 

Direktorium gemeinschaftlich herausgegebenen drei Schriften-

reihen zu den Arbeitsgebieten des Instituts: In den „Beiträgen 

zum ausländischen und internationalen Privatrecht (BtrIPR)“ 

werden seit dem Jahr 1928 wichtige Schriften, namentlich Ha-

bilitationsschriften, aus den Forschungsgebieten des Instituts 

publiziert. Daneben erscheinen seit 1951 die „Materialien zum 

Das Institut ist Herausgeber mehrerer Zeitschriften und Schrif-

tenreihen. Auch jenseits dieser etablierten Reihen wirkt es 

in vielfältiger Weise an Publikationen mit, die wichtige Platt-

formen für die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 

den Gegenständen seiner Arbeitsgebiete bilden. Zur Veröf-

fentlichung gelangen dabei nicht nur Forschungsergebnisse 

aus dem Haus – auswärtige Arbeiten werden ebenfalls aktiv 

gefördert. Das anspruchsvolle Publikationsprogramm koordi-

nieren die Direktoren und eine Reihe von Referentinnen und 

Referenten in verschiedenen Herausgeberkreisen, häufig mit 

Hilfe wissenschaftlicher Assistenten. Die Mitarbeiter und Mit-

arbeiterinnen der Abteilung Redaktionen, die von Christian Eckl 

geleitet wird, begleiten die Produktion in Redaktionssekretari-

aten, stellen für unterschiedliche Publikationstypen (Print, On-

line) veröffentlichungsfähige Vorlagen her und machen diese 

zum Teil in Eigenregie öffentlich zugänglich. Muttersprachliche 

Fachlektoren unterstützen bei der weiter zunehmenden Zahl 

von Veröffentlichungen in englischer Sprache. Gerade in den 

Arbeitsgebieten des Instituts macht der Bedarf an qualifizierter 

wissenschaftlicher Analyse und adäquater Präsentation der 

Resultate nicht vor Landes- oder Sprachgrenzen halt. Das In-

stitut ist daher international vernetzt und arbeitet mit renom-

mierten deutschen und ausländischen Verlagen zusammen.

Wie schon das Vorjahr ist auch 2016 durch eine Erweiterung 

des Online-Publikationsportfolios des Instituts gekennzeichnet. 

Mit dem „Handwörterbuch des Europäischen Privatrechts“, 

das 2009 als zweibändiges Druckwerk erschienen ist, haben 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Max-Planck-In-

stitut für ausländisches und internationales Privatrecht in mehr-

jähriger Forschungsarbeit gemeinsam mit über 120 Autoren 

eine weiterhin wegweisende Enzyklopädie des europäischen 

Privatrechts geschaffen. Dank einer Sondervereinbarung mit 

dem Verlag Mohr Siebeck ist der Inhalt des Handwörterbuchs 

jetzt erstmals weltweit kostenlos in einer Onlineausgabe abruf-

bar, unter <http://hwb-eup2009.mpipriv.de>.

Es folgt ein Überblick über die Redaktionstätigkeit im Hause, 

bezogen auf die Institutspublikationen sowie auf weitere regel-

mäßige Veröffentlichungen aus dem Institut im Jahr 2016. Ein 

detaillierteres Bild vom breiten Veröffentlichungsspektrum des 

Hauses und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vermittelt 

der Abschnitt „Veröffentlichungen, Lehrtätigkeit, Vorträge, Äm-

ter“ (S. 83 ff.).

Redaktionen im Institut
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Heymanns Verlag veröffentlichte Werk erscheint zweimal jähr-

lich mit einem Gesamtumfang von ca. 600 Druckseiten. Die Zeit-

schrift wurde 1996 von Harald Baum gegründet, der jetzt zusam-

men mit Moritz Bälz, Frankfurt am Main, und Marc Dernauer, 

Tōkyō, die redaktionelle Verantwortung trägt. Formatierung 

und Satz erfolgen im Institut durch Janina Jentz. Den wissen-

schaftlichen Redakteurinnen und Redakteuren steht ein Redak-

tionsbeirat zur Seite, der mit Experten aus Japan, Australien, 

den USA und Deutschland besetzt ist. Die Zeitschrift versteht 

sich als internationales Periodikum für am japanischen Recht 

interessierte Juristen und hat sich zum Ziel gesetzt, in einem 

methodisch wie formal breit gefächerten Ansatz alle Bereiche 

dieser Rechtsordnung publizistisch zugänglich zu machen. Un-

ter <www.zjapanr.de> sind die Inhalte der jeweils vier letzten 

Ausgaben der Zeitschrift in Form von Abstracts, diejenigen der 

vorhergehenden Ausgaben als Volltexte im text- und seitenkon-

kordanten PDF-Format unentgeltlich abrufbar. Die technische 

Administration leistet im Institut David Schröder-Micheel, mit 

Unterstützung von Janina Jentz.

5.	 Zeitschrift für Chinesisches Recht

Die Anfänge der „Zeitschrift für Chinesisches Recht (ZChinR)“ 

reichen bis in das Jahr 1994 zurück, als von der Deutsch-

Chinesischen Juristenvereinigung e.V. in Verbindung mit dem 

Deutsch-Chinesischen Institut für Wirtschaftsrecht in Nanjing 

(VR China) an die Mitglieder der Juristenvereinigung regelmä-

ßige Newsletter mit aktuellen Informationen zum chinesischen 

Zivil‑, Wirtschafts- und Außenwirtschaftsrecht herausgeben 

wurden. Die ZChinR, die ihren heutigen Namen seit dem Jahr 

2004 trägt, ist die einzige fortlaufende deutschsprachige Pub-

likation zum chinesischen Recht, die ausführliche Berichte und 

Analysen, Informationen über aktuelle Rechtsentwicklungen, 

Übersetzungen der wichtigsten neuen chinesischen Gesetze 

sowie Tagungsberichte und Rezensionen von Büchern zum chi-

nesischen Recht veröffentlicht. Die Zeitschrift erscheint viermal 

im Jahr, mit insgesamt ca. 400 Druckseiten, unter der Schriftlei-

tung des stellvertretenden Direktors des Deutsch-Chinesischen 

Instituts für Rechtswissenschaft der Universitäten Göttingen 

und Nanjing (Peter Leibküchler). Ihm steht ein wissenschaft-

licher Beirat, bestehend aus Björn Ahl (Universität Köln) und 

Knut B. Pißler (Max-Planck-Institut für ausländisches und in-

ternationales Privatrecht), bei der Erstellung der ZChinR zur 

Seite. Seit 2015 ist das Institut Mitherausgeber der Zeitschrift. 

Unter <www.zchinr.de> sind die Inhalte der jeweils vier letzten 

Ausgaben der Zeitschrift in Form von Textauszügen, diejenigen 

früherer Ausgaben als Volltexte im text- und seitenkonkordan-

ten PDF-Format unentgeltlich abrufbar (Abonnenten des Druck-

werks wird sofortiger Zugriff auf die neuesten Ausgaben einge-

räumt). Die technische Administration leistet im Institut David 

Schröder-Micheel.

ausländischen und internationalen Privatrecht (MatIPR)“. Sie 

enthalten vor allem Quellen und Texte zur Reform und Praxis 

des internationalen Privatrechts. In den „Studien zum auslän-

dischen und internationalen Privatrecht (StudIPR)“ werden seit 

1980 vornehmlich herausragende Dissertationen veröffentlicht. 

Alle drei Reihen sind grundsätzlich auch für Werke offen, die 

nicht im Institut entstanden sind. Sobald eine Arbeit von den 

herausgebenden Direktoren im Wege eines Begutachtungsver-

fahrens zur Veröffentlichung in einer der Reihen angenommen 

worden ist, erfolgt im Institut (Christian Eckl, Gundula Dau, Ja-

nina Jentz) die redaktionelle Betreuung des Autors und seines 

Werkes. Die Manuskripte werden im erforderlichen Umfang 

durchgesehen und redigiert, um neben den hohen inhaltlichen 

Ansprüchen ein möglichst einheitliches und drucktechnisch 

einwandfreies Erscheinungsbild der Schriftenreihen sicherzu

stellen. Insbesondere bei Tagungsbänden mit Beiträgen in 

englischer Sprache werden die Autoren durch ein englisches 

Lektorenteam unterstützt, dem im Jahr 2016 Michael Friedman, 

Jocasta Godlieb und Shyam Kapila angehörten. Für Bücher aus 

dem Institut werden hier in der Regel auch die Druckvorlagen 

erstellt und unter bestimmten Voraussetzungen Druckkosten-

zuschüsse für Mitarbeiterpublikationen geleistet. Im Jahr 2016 

sind in den drei Reihen insgesamt 33 Bände erschienen.

3.	 Die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des  
       Internationalen Privatrechts

„Die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des Internati-

onalen Privatrechts (IPRspr.)“ ist eine Entscheidungssammlung, 

die das Institut seit seiner Gründung im Jahre 1926 herausgibt. 

Sie wurde von 1964 bis 2004 von Jan Kropholler betreut, seit 

2005 nimmt Rainer Kulms diese Aufgabe wahr, im Jahr 2016 mit 

Unterstützung der wissenschaftlichen Assistenten Christian 

Steger und Denise Wiedemann. Ziel des Werkes ist eine voll-

ständige Dokumentation durch systematischen Abdruck und 

Nachweis der gesamten Rechtsprechung deutscher Gerichte 

zum internationalen Privat- und Verfahrensrecht einschließlich 

des ausländischen Rechts sowie des europäischen und inter-

nationalen Einheitsrechts. Jeder der jährlich bei Mohr Siebeck 

erscheinenden Bände (inkl. CD-ROM mit Volltexten) umfasst gut 

300 Entscheidungen auf knapp 900 Seiten. Seit der Einführung 

eines eigenen Datenmanagement- und Layout-Programms ent-

steht die IPRspr. als fertige Druckvorlage im Institut. Schlussre-

daktion und Vorbereitung für den Export als PDF-Datei liegen im 

Redaktionssekretariat in der Verantwortung von Uda Strätling.

4.	  Zeitschrift für Japanisches Recht

Gemeinsam mit der Deutsch-Japanischen Juristenvereinigung 

gibt das Institut die „Zeitschrift für Japanisches Recht / Jour-

nal of Japanese Law (ZJapanR/J.Japan.L.)“ heraus. Das im Carl 

Institutspublikationen
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2.	 Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht in Deutschland, Österreich  
       und der Schweiz

Aktuelle und grundlegende Themen des deutschen, österreichi-

schen und schweizerischen Gesellschafts- und Kapitalmarkt-

rechts behandelt eine im Jahr 2011 initiierte Buchreihe, die von 

Holger Fleischer, Direktor am Max-Planck-Institut, gemeinsam 

mit Susanne Kalss, Wirtschaftsuniversität Wien, und Hans-Ueli 

Vogt, Universität Zürich, herausgegeben wird. Die Einzelbände 

der Reihe gehen sämtlich auf die von den Herausgebern organi-

sierten Jahrestreffen deutschsprachiger Gesellschaftsrechtler 

zurück, die im Rotationsverfahren unter anderem im Hambur-

ger Institut stattfinden. Die Beiträge und Diskussionsergebnisse 

dieser Zusammenkünfte werden in jährlichen Sammelbänden 

veröffentlicht, die mit einem durchschnittlichen Umfang von ca. 

300 Druckseiten von Mohr Siebeck in Tübingen verlegt und im 

Institut redaktionell bearbeitet werden.

3.	 Hamburg Studies on Maritime Affairs

Die durch das beschleunigte Bevölkerungswachstum und die 

Liberalisierung des internationalen Handels weiter zunehmende 

Nutzung der Meere erfordert eine gründliche Auseinanderset-

zung mit den Konsequenzen. Abgesehen von der Koordinierung 

der etablierten Nutzungsformen und der Erforschung ihrer Aus-

wirkungen und Wechselwirkungen mit der Natur erhebt sich die 

Frage, wem die knappen Ressourcen zuzuordnen sind. Die in den 

Jahren 2002 – 2014 vom Institut in Kooperation mit einer Reihe 

weiterer Forschungseinrichtungen betriebene „International 

Max Planck Research School for Maritime Affairs“ (IMPRS) war 

mit der rechtlichen, wirtschaftlichen und naturwissenschaftli-

chen Dimension der Thematik befasst, und ihre Forschungser-

gebnisse wurden in der seit dem Jahr 2004 bei Springer in Berlin/

Heidelberg/New York erscheinenden Reihe „Hamburg Studies on 

Maritime Affairs“ veröffentlicht. Mit Ablauf des Jahres 2014 stell-

te die IMPRS ihre Tätigkeit ein, die Schriftenreihe wird jedoch 

fortgeführt und qualifizierte Manuskriptangebote zu den skizzier-

ten Themenbereichen sind willkommen. Herausgeber seitens 

des Instituts ist Jürgen Basedow. 

4.	 International Encyclopedia of Comparative Law

Die Arbeiten an der „International Encyclopedia of Comparative 

Law (IECL)“ reichen bis in die 1960er-Jahre zurück und werden 

bei Mohr Siebeck verlegt. Inzwischen wurden mehr als 18.000 

doppelspaltige Druckseiten veröffentlicht. Zahlreiche Gelehrte 

aus allen Erdteilen wirken als Autoren mit, darunter eine Reihe 

von aktuellen und früheren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

des Instituts. Das Werk wendet sich in erster Linie an die wis-

senschaftlichen Rechtsvergleicher, denen eine nach Umfang, 

Blickwinkel und Geschlossenheit einmalige vergleichende 

Analyse der Rechtsordnungen der Welt angeboten wird; ferner 

an Gesetzgeber und Richter aller Länder, die zur Fortbildung 

6.	 Max Planck Private Law Research Paper Series

Seit dem Jahr 2010 führt das Institut auf der Online-Plattform 

des „Social Science Research Network (SSRN)“ als Teil des 

„Legal Scholarship Network“ die „Max Planck Institute for 

Comparative & International Private Law Research Paper Se-

ries (RPS)“. Aufgenommen werden von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Instituts verfasste Aufsätze, die ein Verlag zur 

Veröffentlichung angenommen hat („Accepted Paper Series“). 

Die RPS-Redaktion im Institut (Christian Eckl, David Schröder-

Micheel und Andrea Jahnke) erfasst die in Frage kommenden 

Aufsätze und bereitet sie für die Online-Publikation vor. Alle Bei-

träge werden ferner in eJournals zusammengestellt, die per E-

Mail an Abonnenten der Reihe verschickt werden. Die RPS wird 

sukzessive ausgebaut, um – im Rahmen des urheberrechtlich 

Zulässigen – Mitarbeiterpublikationen möglichst zeitnah der Öf-

fentlichkeit frei zugänglich zu machen (Open Access). Zu diesem 

Zweck werden auch Rahmenvereinbarungen mit Verlagen über 

Zweitveröffentlichungsrechte der Institutsmitarbeiterinnen und 

-mitarbeiter abgeschlossen. Die Beiträge sind abrufbar unter 

<www.ssrn.com/link/Max-Planck-Comparative-RES.html>.

II. Weitere regelmäßige Veröffentlichungen

Neben den institutionellen Publikationen im engeren Sinne, die 

maßgeblich vom Direktorium getragen werden, ist im Wege ei-

ner Auswahl auf folgende regelmäßig erscheinende Werke hin-

zuweisen, die unter Mitwirkung von wissenschaftlichen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern des Instituts veröffentlicht werden. 

1.	 European Business Organization Law Review

Der internationale Wettbewerb um die „richtige“ Organisations-

form für unternehmerische Aktivitäten fordert die rechts- und 

wirtschaftswissenschaftliche Forschung heraus. Vor diesem 

Hintergrund will die „European Business Organization Law Re-

view (EBOR)“ einen europäischen Diskussionsbeitrag zur Cor-

porate Governance und zum Kapitalmarktrecht leisten und die 

hierbei entwickelten Regulierungskonzepte kritisch begleiten. 

Die Zeitschrift verfolgt einen interdisziplinären Ansatz und wen-

det sich an Wissenschaftler und Praktiker. Sie erscheint viermal 

jährlich mit einem Gesamtumfang von etwa 850 Druckseiten und 

wird von der T.M.C. Asser Press in Zusammenarbeit mit dem As-

ser-Institut in Den Haag herausgegeben. Rainer Kulms aus dem 

Max-Planck-Institut trägt als Editor-in-Chief die redaktionelle 

Verantwortung. Der Editorial Board ist mit Luca Enriques, Bri-

gitte Haar, Vesna Lazić, Francisco Marcos, Joseph McCahery, 

Niamh Moloney und Katharina Pistor international besetzt. Das 

Redaktionssekretariat befindet sich im Asser-Institut, das die 

angenommenen Manuskripte editorisch betreut und die Druck-

vorlage vorbereitet. Der Vertrieb der EBOR liegt in den Händen 

von Springer/springer.com.
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zweimonatlich im Verlag De Gruyter in Berlin/New York mit ei-

nem Umfang von ca. 1.000 Druckseiten im Jahr.

III. Sonstige Veröffentlichungen aus dem Institut

Wie viele andere Wissenschaftseinrichtungen auch übernimmt 

das Max-Planck-Institut in zunehmendem Maße Tätigkeiten, 

die früher von Verlagen ausgeübt wurden. Das Spektrum reicht 

dabei vom Korrekturlesen über Textverarbeitung, Satz und Lek-

torat bis hin zum umfassenden Projektmanagement. Letzteres 

wird vor allem im Zusammenhang mit den zahlreichen Ta-

gungsbänden, Sammelbänden, Handbüchern und monogra-

fischen Schriften erforderlich, die jährlich im Hause zu den Ar-

beitsgebieten des Instituts entstehen und in verschiedensten 

Reihen und bei zahlreichen Verlagen erscheinen. Je nach den 

Anforderungen und Möglichkeiten im Einzelfall übernimmt das 

Institut – insbesondere mit Unterstützung der Abteilung Redak-

tionen – auch das Publikationsmanagement. Dieses setzt an bei 

der konzeptionellen und technischen Beratung und Koordinati-

on der beteiligten Autoren oder Herausgeber, zum Teil auch bei 

der angemessenen Gestaltung der Verlagsverträge und Fragen 

der Finanzierung. Häufig werden daraufhin projektbezogene 

Teams gebildet, die aus wissenschaftlichen und nichtwissen-

schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zusammenge-

setzt sind. Soweit erforderlich können auch externe Hilfskräfte 

hinzugezogen werden. 2016 haben im Hause insbesondere fol-

gende Redaktionskräfte wissenschaftliche Publikationsvorha-

ben des Instituts und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

unterstützt: Im englischen Lektorat leisteten Michael Friedman, 

Jocasta Godlieb und Shyam Kapila Hilfe. Formatierung und Satz 

haben vielfach Gundula Dau, Andrea Jahnke und Janina Jentz 

übernommen, Korrektorat erfolgte darüber hinaus durch So-

phie Knebel. Technische Unterstützung gewährleistete David 

Schröder-Micheel. Mit wissenschaftlichem Lektorat und der 

Gesamtkoordination war Christian Eckl befasst.

des Rechts berufen sind. Denn bei der Verbesserung beste-

hender und der Entwicklung neuer Regeln sollen die Erfah-

rungen und Lösungen anderer Länder berücksichtigt werden, 

um zeitgemäße, optimale und – soweit möglich – einheitliche 

Ergebnisse zu erzielen. Nach einführenden Länderberichten zu 

den Rechtsordnungen der Welt erstreckt sich die Spanne der 

behandelten Sachthemen über die gesamte Bandbreite des 

Zivilrechts. Alle Beiträge unterliegen der kritischen Kontrolle 

durch den Herausgeber des jeweiligen Bandes sowie dessen 

internationale Beratergruppe. Im Institut stehen die Beiträge 

unter der Federführung von Ulrich Drobnig.

5.	 Zeitschrift für Europäisches Privatrecht

Die „Zeitschrift für Europäisches Privatrecht (ZEuP)“ wurde 

im Jahr 1993 gegründet und ist seitdem über den deutschen 

Sprachraum hinaus ein führendes Forum für die Europäisie-

rung des Privatrechts und der Privatrechtswissenschaft. In 

vierteljährlicher Erscheinungsweise befasst sich die ZEuP mit 

Grundlagen und aktuellen Entwicklungen des EU-Rechts mit Pri-

vatrechtsbezug, der Rechtsvergleichung und Rechtsgeschichte, 

der Rechtsvereinheitlichung, des Internationalen Privatrechts 

sowie einzelner europäischer Privatrechtsordnungen. Die Zeit-

schrift wird herausgegeben von Jürgen Basedow, Eva-Maria 

Kieninger, Reiner Schulze, Gerhard Wagner, Marc-Philippe Wel-

ler und Reinhard Zimmermann. Die ZEuP erscheint im Verlag 

C.H. Beck in München; der jährliche Umfang beträgt ca. 1.000 

Druckseiten. Die Schriftleitung wird von den Herausgebern im 

Rotationsverfahren übernommen und befindet sich regelmäßig 

auch im Max-Planck-Institut Hamburg.

6.	 Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht

Die „Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 

(ZGR)“ wurde 1972 begründet und versteht sich als die Zeitschrift 

für Wissenschaft und Praxis des Unternehmensrechts. Traditio-

nelle Schwerpunkte sind das Unternehmens-, Gesellschafts- 

und Kapitalmarktrecht. Ständig zunehmende Bedeutung haben 

internationale, vor allem europäische, und interdisziplinäre 

Aspekte. Für Grundfragen auf diesen Gebieten ebenso wie für 

ausgewählte Einzelfragen bietet die ZGR ein Forum für Rat und 

neue Lösungswege; zu Wort kommen Universitätslehrer, Rechts-

anwälte, Richter, Unternehmens- und Verbandssyndici und alle 

anderen, die in der Unternehmenspraxis Rechtsrat erteilen. Im 

zweijährigen Abstand greift die ZGR Schwerpunkt-Themen auf, 

um die Diskussion namhafter Fachvertreter in Universitäten, Ge-

richten und in der Beratung zu bündeln; in unregelmäßigem Ab-

stand erscheinen Sonderhefte zu Themen, die für ihre Bezieher 

von besonderem Interesse sind. Die Zeitschrift wird herausge-

geben von Alfred Bergmann, Holger Fleischer, Wulf Goette, Heri-

bert Hirte, Peter Hommelhoff, Klaus J. Hopt, Gerd Krieger, Hanno 

Merkt, Marc-Philippe Weller und Hartmuth Wicke; sie erscheint 

Weitere regelmäßige Veröffentlichungen
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84 Veröffentlichungen

Veröffentlichungen des Instituts
(Siehe auch Seiten 77 ff. zu den Redaktionen im Institut)

Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht / The Rabel Journal of Comparative and International 

Private Law (RabelsZ), Mohr Siebeck, Tübingen 2016. <http://www.ingentaconnect.com/content/mohr/rabelsz>. 

ISSN (Print): 0033-7250, ISSN (Online): 1868-7059.

–	 RabelsZ 80 (2016), XIII + 998 S.

Beiträge zum ausländischen und internationalen Privatrecht (BtrIPR), Mohr Siebeck, Tübingen 2016. ISSN: 0340-6709. 

Einzelbände auch als eBooks verfügbar.

–	 Bd. 111: Tanja Domej, Internationale Zwangsvollstreckung und Haftungsverwirklichung am Beispiel der Forderungs

pfändung, XXVIII + 622 S.

–	 Bd. 112: Simon Schwarz, Globaler Effektenhandel. Eine rechtstatsächliche und rechtsvergleichende Studie 

zu Risiken, Dogmatik und Einzelfragen des Trading, Clearing und Settlement bei nationalen und internationalen 

Wertpapiertransaktionen, XLV + 1037 S.

–	 Bd. 113: Reinhard Zimmermann (Hg.), Zukunftsperspektiven der Rechtsvergleichung, XX + 267 S.

–	 Bd. 114: Jürgen Basedow, Holger Fleischer, Reinhard Zimmermann (Hg.), Legislators, Judges, and Professors, VIII 

+ 249 S.

–	 Bd. 115: Peter Mankowski, Rechtskultur, XLVIII + 547 S.

–	 Bd. 116: Gregor Christandl, Selbstbestimmtes Testieren in einer alternden Gesellschaft. Eine Untersuchung zum 

Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung, XXVII + 451 S.

–	 Bd. 117: Jürgen Basedow, Toshiyuki Kono (Hg.), Special Economic Zones. Law and Policy Perspectives, XI + 259 S.

–	 Bd. 118: Holger Fleischer, Hideki Kanda, Kon Sik Kim, Peter Mülbert (Hg.), German and Asian Perspectives on 

Company Law. Law and Policy Perspectives, XI + 377 S.

Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht (StudIPR), Mohr Siebeck, Tübingen 2016. ISSN: 0720-1141. 

Einzelbände auch als eBooks verfügbar.

–	 Bd. 345: Julia Alma Schünemann, Die Firma im internationalen Rechtsverkehr. Zum Kollisionsrecht der Firma unter 

besonderer Berücksichtigung des Rechts der Europäischen Union, XXVII + 293 S.

–	 Bd. 346: Hendric Labonté, Forderungsabtretung International. Art. 14 Rom I-Verordnung und seine Reform, XXI + 283 S.

–	 Bd. 347: Ansgar Frank, Formwechsel im Binnenmarkt. Die grenzüberschreitende Umwandlung von Gesellschaften 

in Europa, XXIII + 355 S.

–	 Bd. 348: Christian Stempel, Treu und Glauben im Unionsprivatrecht, XVII + 349 S.

–	 Bd. 350: Johannes Schilling, Das Internationale Privatrecht der Transportverträge. Die Bestimmung des Beförde

rungsvertragsstatuts im Spannungsfeld von Art. 5 Rom I-VO und materiellem Einheitstransportrecht, XXXV + 468 S.

–	 Bd. 351: Max Finkelmeier, Qualifikation der Vindikation und des Eigentümer-Besitzer-Verhältnisses. Zugleich ein 

Beitrag zur Qualifikationsmethodik und zur Rechtsvergleichung, XXX + 450 S.

–	 Bd. 352: Thi Hong Trinh Nguyen, Private International Law in Vietnam. On General Issues, Contracts and Torts in 

Light of European Developments, XV + 264 S.

–	 Bd. 353: Anne Springob, Der verbraucherrechtliche Unternehmerbegriff. Seine Übertragung auf das deutsche HGB 

nach Vorbild der UGB-Reform in Österreich, XXI + 296 S.

–	 Bd. 354: Michael Höhne, Das Widerrufsrecht bei Kaufverträgen im Spannungsverhältnis von Opportunismus und 

Effektivität. Die Rückabwicklung nach Widerruf unter besonderer Berücksichtigung der Verhaltensökonomik, XXVII 

+ 289 S.

–	 Bd. 355: André-Pierre Resch, Sicherungsinstrumente beim Grundstückserwerb. Eine rechtsvergleichende Betrach

tung der Rechte an Grundstücken, der Grundstücksregister und des Grunderwerbsverfahrens in Deutschland und 

den Vereinigten Staaten von Amerika, XXIX + 498 S.
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–	 Bd. 356: Jonathan Wennekers, Piraterie in der Seeversicherung des Reeders, XXI + 291 S.

–	 Bd. 357: Chloé Lignier, Corporate Governance in Deutschland und Frankreich, XXVI + 326 S.

–	 Bd. 358: Sarah Nietner, Internationaler Entscheidungseinklang im europäischen Kollisionsrecht, XXVII + 366 S.

–	 Bd. 359: Markus Thier, Das japanische Insiderrecht, XVIII + 234 S.

–	 Bd. 360: Mathäus Mogendorf, Der strukturell unterlegene Unternehmer im Internationalen Privat- und Verfahrensrecht. 

Eine vergleichende Untersuchung des europäischen und US-amerikanischen Rechts, XXIV + 403 S.

–	 Bd. 361: Lukas Rademacher, Verkehrsschutz im englischen Privatrecht. Zur Beständigkeit von Erwerbsvorgängen 

nach englischem Sachen-, Stellvertretungs-, Abtretungs- und Bereicherungsrecht, XVI + 286 S.

–	 Bd. 362: Juliane Schellerer, Gutgläubiger Erwerb und Ersitzung von Kunstgegenständen. BGB, Kunsthandel, 

Europäisches Privatrecht, XVIII + 198 S.

–	 Bd. 363: Nazar Panych, Schadensversicherung im ukrainischen Recht, XXVII + 354 S.

–	 Bd. 364: Maximilian Kummer, Sprachprobleme und Sprachrisiken. Lösungsansätze des Draft Common Frame of 

Reference, XX + 285 S.

–	 Bd. 365: Helena Charlotte Laugwitz, Die Anerkennung und Vollstreckung drittstaatlicher Entscheidungen in Zivil- 

und Handelssachen. Rechtsvergleichende Betrachtung und europäische Regelungsoptionen, XXV + 531 S.

–	 Bd. 366: Agnieszka Chambellan, Europäisierung des Reisevertragsrechts. Die Mängelrechte des Reisenden im 

deutsch-polnischen Rechtsvergleich, XX + 216 S.

–	 Bd. 367: Stefanie Seibold, Die Haftung von Ratingagenturen nach deutschem, französischem, englischem und 

europäischem Recht, XXI + 240 S.

–	 Bd. 368: Axel Moeller, Alternative Initial Public Offering Models. The Law and Economics Pertaining to Shell 

Company Listings on German Capital Markets, XIX + 112 S.

Materialien zum ausländischen und internationalen Privatrecht (MatIPR), Mohr Siebeck, Tübingen 2016. ISSN: 0543-

0194. Einzelbände auch als eBooks verfügbar.

–	 Bd. 53: Jan von Hein, Giesela Rühl (Hg.), Kohärenz im Internationalen Privat- und Verfahrensrecht der Europäischen 

Union, XVII + 389 S.

–	 Bd. 54: Jan Dirk Harke, Karl Riesenhuber (Hg.), OR 2020 – Die schweizerische Schuldrechtsreform aus verglei

chender Sicht, IX + 317 S.

Die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des Internationalen Privatrechts (IPRspr.), Mohr Siebeck, Tübingen 2016. 

ISSN: 0340-6881. Einzelbände inkl. CD-ROM.

–	 IPRspr. 2014 Nr. 1 - 292, XXI + 836 S.

Zeitschrift für Japanisches Recht / Journal of Japanese Law (ZJapanR / J.Japan.L.) (gemeinsam mit der Deutsch-

Japanischen Juristenvereinigung e.V.), Carl Heymanns Verlag, Köln 2016. <www.zjapanr.de>. ISSN (Print): 1431-

5726, ISSN (Online): 2366-7117.

–	 ZJapanR 21 (2016) Heft 41, IV + 323 S.

–	 ZJapanR 21 (2016) Heft 42, IV + 317 S.

Zeitschrift für Chinesisches Recht (ZChinR) (gemeinsam mit der Deutsch-Chinesischen Juristenvereinigung e.V. und dem 

Deutsch-Chinesischen Institut für Rechtswissenschaft), Nanjing 2016. <www.zchinr.de>. ISSN (Print): 1613-5768, 

ISSN (Online): 2366-7125.

–	 ZChinR 23 (2016), 354 S.
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Basedow, Jürgen, The Value of Comparison in Law. Meeting of Japanese Humboldt Scholars, Kyushu University, Fukuoka/Japan, 13.01.2016.

 −	 The Value of Comparison in Law. Conference on „The Value of Comparison“, MPI zur Erforschung multireligiöser und multiethnischer 

Gesellschaften, Göttingen, 07.04.2016. 

−	 Consistency in EU Private International Law, X Seminario Internacional de Derecho Internactional Privado, Universidad Complutense 

Madrid, Madrid/Spanien, 15.04.2016. 

−	 Comparative Law and Its Clients, Staatliche Lomonosov-Universität Moskau, Moskau/Russland, 26.04.2016. 

−	 Brexit and Commercial Law, 18th Biennial Conference of the International Academy of Commercial and Consumer Law, Kyushu 

University, Fukuoka/Japan, 12.07.2016. 

−	 Comparative Law and Its Clients, Gemeinsames Symposium der Juristischen Fakultät der Universität Kyoto und des MPI für Privatrecht, 

Universität Kyoto, Kyoto/Japan, 16.07.2016. 

−	 European Contract Law and the Digital Agenda, Keio University, Tokyo/Japan, 19.07.2016. 

−	 The Hague Principles – Their Addressees and Impact, Conference on “Towards a Global Framework for International Commercial 

Transactions: Implementing the Hague Principles on Choice of Law in International Commercial Contracts”, Universität Luzern, Luzern/

Schweiz, 08.09.2016. 

−	 Damages claims for anticompetitive conduct – The contest between national judiciaries in the EU, Seminar on “New Trends in EU 

Private International Law”, Universtità degli Studi di Milano, Mailand/Italien, 15.09.2016. 

−	 The European Union and the Regulations and International Conventions on Private Law – Interpretation and Gap-Filling, Réunion de 

GEDIP (Groupe européen de droit international privé), Mailand/Italien, 18.09.2016. 

−	 The lex situs – A Swiss Cheese, Panel on Beyond the lex rei sitae? Young Property Lawyers Forum 2016, MPI für Privatrecht, Hamburg, 

21.09.2016. 

−	 Europäisches IPR und die Bedeutung der Haager Konferenz, Tagung zum Thema „Kodifikation des Internationalen Privatrechts: 

Deutsche Erfahrungen und europäische Perspektiven dreißig Jahre nach der großen EGBGB-Reform von 1986“, Universität zu Köln, 

24.09.2016. 

−	 Comparative Law and Its Clients, Koç University Law School, Istanbul/Türkei, 25.10.2016.

−	 Harmonisation, Unification and Optionality in European Private Law, Vortrag im Rahmen des Programme in European Private Law for 

Postgraduates (PEPP), MPI für Privatrecht, Hamburg, 26.10.2016. 

−	 The Transformation of the European Court of Justice and Arbitration Referrals, Conference, New York University School of Law, New 

York/USA, 31.10.2016. 

−	 Self-regulation in Transnational Perspective: The Hague Principles of International Contracts as an Example of Transnational Rule 

Making, German-Japanese Symposium „Self-regulation in Private Law in Japan and Germany”, MPI für Privatrecht, Hamburg, 

05.11.2016. 

−	 Theory of Party Autonomy and Choice of Law, X Jornadas de la Asociación Americana de Derecho Internacional Privado (ASADIP), 

Buenos Aires/Argentinien, 11.11.2016. 

−	 The Multiple Facets of Law Enforcement, Opening Lecture at the Thematic Congress of the Académie internationale de droit comparé 

on The Enforcement of the Law, Montevideo/Uruguay, 17.11.2016. 

−	 The Hague Principles on Choice of Law in International Commercial Contracts – Their Addressees and Impact, Annual Meeting of the 

Asociación chilena de derecho internacional privado, Santiago de Chile/Chile, 23.11.2016. 

−	 EU Law and International Arbitration – Referrals to the Court of Justice, Heidelberg Center, Santiago de Chile/Chile, 24.11.2016. 

–	 Brexit and Business Law, Conference on “Legal Implications of the Brexit and its Impact on China”, China-EU School of Law at the 

China University of Political Science and Law, Beijing/China, 06.12.2016. 

–	 EU Private Law in Ukraine: The Impact of the Association Agreement, Conference on “Integration of Ukrainian Private Law into the 

European Area of Justice”, MPI für Privatrecht, Hamburg, 12.12.2016. 

Baum, Harald, Das moderne japanische Recht: Entwicklung und Charakteristika, Universität Hamburg, 10.05.2016.

−	 Exchanges and Mistrades: Liability Under German Law, The University of Tōkyō, 05.08.2016.
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−	 Gute wissenschaftliche Praxis, MPI für Privatrecht, Hamburg, 08.09.2016.

−	 Entwicklung wissenschaftlicher Projekte am Beispiel „Independent Directors in Asia“, MPI für Privatrecht, Hamburg, 12.09.2016.

−	 Information Duties Under German Capital Market Law, Chūō University, Tōkyō, 23.09.2016.

−	 Crisis of the “Information Model”: Abuse of Information Duties, Kyōto University, 27.09.2016.

−	 Einführung in das Forschungsprojekt „Privatautonomie und Eigenverantwortung als Rechtsgrundsätze im deutsch-japanischen 

Rechtsvergleich“ Kyōto University, 27.09.2016.

–	 Self-regulation: A Brief Topical Introduction, MPI für Privatrecht, Hamburg, 04.11.2016.

Damar, Duygu, Bis dass das Gold uns scheidet – Einblicke in das türkische Ehegüterrecht [Until Gold Do Us Part – A Glimpse into Turkish 

Matrimonial Property Law], Fortbildungsveranstaltung für den Landesverband der hamburgischen Standesbeamten e.V. – „Aktuelle 

Entwicklungen des ausländischen und internationalen Familienrechts“, Hamburg, 13.04.2016. 

–	 Carriage of Goods by Sea, Nippon Foundation – International Tribunal for the Law of the Sea Training Programme, International 

Tribunal for the Law of the Sea, Hamburg, 29.09.2016.

Doralt, Walter, La liberté de tester en droit comparé, évolution des législations et restriction dans le domaine de la réserve héréditaire, 

Université de Lausanne, 06.06.2016. 

–	 Das Kollisionsrecht als Schlüssel zum Europäischen Vertragsrecht, MPI für ausländisches und internationales Privatrecht, Hamburg, 

22.08.2016.

Fleischer, Holger, Der Sorgfaltsmaßstab in der Personengesellschaft (§ 708 BGB): Rechtsgeschichte – Rechtsdogmatik – Rechtsver

gleichung, Köln, 22.04.2016.

–	 Das Rätsel Familienverfassung: Realbefund – Regelungsnatur – Rechtswirkungen, Zürich, 12.05.2016.

–	 Spezialisierte Gerichte – eine Einführung, MPI für Privatrecht, Symposium „Spezialisierte Gerichte (Specialized Courts)”, Hamburg, 

18.06.2016.

–	 Spezialisierte Gerichte im Gesellschaftsrecht, Symposium „Spezialisierte Gerichte (Specialized Courts)”, MPI für Privatrecht, 

Hamburg, 18.06.2016.

–	 The Family Constitution Puzzle: Empirical Findings – Regulatory Nature – Legal Effects, Fifth German-French Symposium on Company 

Law and Capital Markets Law 2016, MPI für Privatrecht, Hamburg, 08.07.2016.

–	 Europäische Konzernrecht: Eine akteurzentrierte Perspektive, Symposium „Die Verfassung der europäischen Wirtschaft“, MPI für 

Privatrecht, Hamburg, 07.10.2016.

Fornasier, Matteo, Regelsetzung im Arbeitsrecht, Workshop: Regelsetzung im Privatrecht, Center of Advanced Studies der Ludwig-

Maximilians-Universität München, 07.10.2016.

–	 Facilitating the application of foreign law within the EU: The case of the European Certificate of Succession, Recent Developments in 

Private International Law, Universitatea de Stat din Moldova, Chișinău, 20.10.2016.

–	 Transnational collective bargaining in Europe: Do we need a legal framework? Programme in European Private Law for Postgraduates, 

MPI für Privatrecht, Hamburg, 26.10.2016.

–	 Introduction to German Private Law – Foundations and Recent Developments, Multilateral trainee programme for English-speaking 

judges for civil and commercial cases, Deutsche Stiftung für Internationale Rechtliche Zusammenarbeit, Königswinter, 09.11.2016.

–	 Unternehmerische Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen in der Lieferkette, Habilitationsvortrag, Universität Hamburg, 

14.12.2016.

Fulli-Lemaire, Samuel, Marriage, Partnership or no Registration: State of Play – Central Europe, Same-sex relationships and beyond: gender 

matters in the EU conference, ERA / Bucerius Law School, Hamburg, 18.04.2016.

–	 The Upcoming Reform of French Contract Law: Some Early Thoughts on the Government Decree of 11 February 2016, European Union Law, 

National Private Law, European Private Law – Ceremony in Honour of Arthur Hartkamp, Radboud University, Nijmegen, 11.06.2016.

–	 L'autonomie de la volonté en droit international privé européen de la famille, Límites a la autonomía de la voluntad conference, 

Saragossa University, Saragossa, 29.09.2016.
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–	 Le formalisme en droit patrimonial de la famille : Regard comparatiste, Regards croisés sur le formalisme : Nouveaux enjeux et 

nouvelles contraintes conference, Pau University, Pau, 21.10.2016.

Hahn, Jakob, Kartellbußenregress und Organhaftung. Das Urteil LAG Düsseldorf, ZIP 2015, 829, Fachgruppe Unternehmens- und 

Gesellschaftsrecht des Bucerius Alumni e.V., Bucerius Law School, Hamburg, 04.05.2016.

Heinrich, Elke, Anfechtungsklagen bei börsennotierten Gesellschaften, Kapitalmarktforum, Wiener Börse, Wien, 23.05.2016.

–	 Kollegialität und Diversität – Leitmaximen guter Corporate Governance?, Corporate Function Legal, Thyssen Krupp, MPI für Privatrecht, 

Hamburg, 12.09.2016.

Hopt, Klaus J., Finanzkrise, Banken und Verantwortlichkeitsdebatte – Was folgt daraus für die Haftung von Vorstand und Aufsichtsrat?  

Humboldt European Law School, Berlin, 29.01.2016.

–	 Corporate Governance von Non-Profit-Organisationen und Stiftungen, Universität Osnabrück, 05.02.2016.

–	 Germany and Japan – A dinner speach, Tokyo University, 17.03.2016.

–	 Corporate Governance of Financial Institutions, Conference on Capital Markets and Financial Regulation, Bogotá, Kolumbien, 

30.03.2016.

–	 Corporate Governance, Pontificia Universidad Javeriana School of Law, Bogotá, Kolumbien, 30.03.2016.

–	 The German Two-tier Board System in a Comparative Perspective, Universität und Bankers Club, Guayaquil, Ecuador, 11.04.2016.

–	 Aktienrechtsrevision als Dauerzustand: Deutschland, Symposium zum 80. Geburtstag von Prof. Dr. Peter Böckli, Basel, 20.05.2016.

–	 Corporate Governance und Krise: Verwaltungsrat und/oder Vorstand und Aufsichtsrat in Europa, Konferenz „Europäisches Privat- und 

Wirtschaftsrecht in der Krise“, Tübingen, 04.06.2016.

–	 Contract Phases and Contract Clauses in M&A, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz, 09.06.2016.

–	 Corporate Governance von Nonprofit-Organisationen und Stiftungen, Universität Bremen, 30.06.2016.

Hosemann, Eike Götz, Privatrechtsidee  und  Common  Law  –  Ein  Kommentar  zu:   Marietta  Auer,  Der privatrechtliche  Diskurs  der  Mo

derne, Tagung  „Privatrechtstheorie  heute“, 12.02.2016.

Illmer, Martin, Reformierte   Brüssel I VO und Schiedsgerichtbarkeit – eine   verpasste   Chance?, Hamburger Schiedsgespräche, Hamburg, 

25.02.2016.

–	 Die Europäische Union und die Schiedsgerichtsbarkeit – Quo vadis?, Universität Mannheim, 15.11.2016.

Kopczyński, Lech, Anerkennung und fair trial – Vom Recht auf ein faires Verfahren zum Recht auf Anerkennung eines fairen Verfahrens?, 

Konzil, MPI für Privatrecht, Hamburg, 10.10.2016.

Kulms, Rainer, The European Commission, Google and the Digital Single Market, Jahrestagung der serbischen Wirtschaftsjuristen, Vrnjačka 

Banja, Serbien, 26.05.2016.

–	 (Private) Law in Transition: The Acquis Communautaire as a Challenge for East European Law-Makers, Conference on the Integration 

of Ukrainian Private Law into the European Area of Justice, MPI für Privatrecht, Hamburg, 12.12.2016.

Kurzynsky-Singer, Eugenia, Rechtsharmonisierung als ein Rezeptionsprozess, Runder Tisch des Forschungsinstitut für Privatrecht 

und das Unternehmertum der Nationalen Akademie der Rechtswissenschaften der Ukraine zum Thema „Harmonisierung des 

Gesellschaftsrechts entsprechend dem Assoziierungsabkommen zwischen der Ukraine und der EU“, 16.02.2016.

Leyens, Patrick C., Risikoschutzpakete für den Aufsichtsrat durch Hauptversammlungsbeschluss General Counsel Meeting, Freshfields 

Bruckhaus Deringer LLP, Hamburg, 11. 01.2016.

–	 Abschlussprüfer, Ratingagenturen und Finanzanalysten als Informationsintermediäre des Kapitalmarkts Finanzplatz Hamburg, 

Handelskammer Hamburg, 12. 04.2016.

–	 Das Aufsichtsratsmandat in Rechtsprechung und Praxis, Deutscher Aufsichtsratstag, Vereinigung der Aufsichtsräte in Deutschland, 

Düsseldorf, 17.06.2016
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–	 Self-commitments and the Binding Force of Self-regulation with Respect to Third Parties in Germany, Japanese-German Symposium 

on „Self-regulation in Private Law in Japan and Germany“, MPI für Privatrecht, Hamburg, 04.11. 2016.

–	 Corporate Social Responsibility: Developments, Challenges and Perspectives Conference on „Globalisation of Corporate Social 

Responsibility and its Impacts on Corporate Governance“, Faculty of Law, Renmin University, Beijing, 14.12.2016.

Lüttringhaus, Jan, Ideengeschichtliche Grundlagen der Selbstbestimmung im Schuldvertragsrecht, Vortrag im Rahmen eines Seminars 

der Veranstaltungsreihe „Privatautonomie und Eigenverantwortung als Rechtsgrundsätze im deutsch-japanischen Rechtsvergleich“, 

Universität Kyoto, Kyoto/Japan, 13.10.2016.

Mann, Maximilian, Gegenstand der gesellschaftsrechtlichen Treuepflicht, Konzil, MPI für Privatrecht, Hamburg, 25.01.2016.

Marshall, Brooke Adele, A Hard Look at a Choice of Soft Law, Private Law Centre, University of Cambridge, 02.11.2016.

–	 The CISG or the PICC as the Governing Law: Normative Ambiguities, dépeçage and the Purportedly Chosen Law, Private International 

Law as Global Governance Working Group, Sciences Po, Paris, 25.11.2016.

Möller, Lena-Maria, Syria’s Political Disintegration and its Implications for European Private International Law in Matters of Personal Status: 

Some Preliminary Observations, Italian Society for Middle Eastern Studies Annual Meeting, Catania, Italien, 17.03.2016.

–	 The Best Interests of the Child: A Comparative Analysis of Gulf Jurisdictions, Gulf Regional Seminar:  Protecting  the  best  interests  of  

the  child  in  cross-border  family  disputes,  Doha, Katar, 29.03.2016.

–	 Aktuelle  Fragen  zum  Geltungsgrad von  staatlichem  und  nichtstaatlichem  Familienrecht  in Syrien,  Fortbildungsveranstaltung  des  

Landesverbandes  der  hamburgischen  Standesbeamten,  MPI für Privatrecht, Hamburg, 13.04.2016.

–	 Unbestimmte Rechtsbegriffe im islamischen Familienrecht, Chart your Art, Rechtswissenschaftliche Fakultät, Westfälische Wilhelms-

Universität Münster, 28.06.2016.

–	 Einführung  in  das  islamische  Strafrecht,  Gastvortrag,  VL  „Einführung  in  das  islamische Recht“, Fakultät für Rechtswissenschaft, 

Universität Hamburg, 30.06.2016.

–	 The Best Interests of the Child in Contemporary Muslim Jurisdictions, MiKK e.V. Mediation bei internationalen Kindschaftskonflikten, 

Berlin, 05.10.2016.

–	 Inner-Islamic  Legal  Pluralism  in  Bahrain  and  the  Struggle  for  a  Shi’i  Family  Code,  Legal Pluralism  in  Personal  Status  Law:  

Comparative  and  Historical Perspectives,  Lichtenberg-Kolleg, Georg-August-University Göttingen, 28.10.2016.

Pißler, Knut Benjamin, Chinesische Rechtsterminologie – eine Übersetzungsübung, 4. Junges Forum „Chinesisches Recht und 

Rechtsvergleichung“, Deutsch-Chinesisches Institut für Rechtswissenschaft, Universität Göttingen, 18.02.2016.

–	 Einführung in das ostasiatische Recht: China-Korea, Veranstaltung Landeskunde im Internationalen Bachelor Ostasien des Asien-

Afrika-Instituts, Universität Hamburg, 10.05.2016. 

–	 Law-Making by Means of Judicial Interpretations in China, 21st Biennial of the European Association for Chinese Studies, 

St.  Petersburg State University, St.  Petersburg, 25.08.2016. 

–	 The Role of the Supreme People’s Court in Law-Making by Means of Judicial Interpretations in the PR China, 11th Annual Meeting of 

the European China Law Studies Association, Roma TRE University, Rom, 22.09.2016. 

–	 Foreign Invested Enterprises – Der Status Quo, Vortrag im Rahmen der Hamburger China Time 2016 „Chinas Rechtssystem im Wandel 

– Update 2016“, MPI für Privatrecht, Hamburg, 11.11.2016. 

Siehr, Kurt, International Company Law in the European Union, Karls Universität Prag, 18.04.2016.

–	 Private International Law in the European Union, especially with Respect to the Succession Regulation of 2012, Hebrew University, 

Faculty of Law, Jerusalem, 25.05.2016.

–	 Obituary: John Henry Merryman (1920 - 2025), Second All Art and Cultural Heritage Law Conference Genf, 24.06.2016.

–	 Die Entwicklung des Kunstrechts in den Jahren 2015/16, 18. Internationales Seminar „Kunst & Recht”, Wien, Kunsthistorisches 

Museum, 15. –  17.07. 2016, 16.07.2016.

–	 50 Jahre nach Entdeckung von Dürer-Portraits in New York. Zum Rechtsstreit „Kunstsammlungen zu Weimar v. Elicofon“, 

10.  Kunstrechtstag in Heidelberg, 22.10.2016.
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Steger, Christian, Parties could agree to exclude legal remedies during enforcement of foreign arbitral awards...couldn’t they? ICC YAF 

YAPP Conference, Wien, 19.03.2016.

–	 Präklusion  von  Versagungsgründen  bei  der  Vollstreckung  ausländischer  Schiedssprüche, DIS40-Nord, Hamburg, 26.10.2016.

–	 Arbitration in a Nutshell – Recognition and Enforcement, China-EU School of Law, Beijing/ China, 28.03.2016.

Volmar, Maximilian, Die Bestimmung von Marktmacht im digitalen Innovationswettbewerb, 4. Max-Planck-ZEW Private Law & 

Economics Workshop, Mannheim, 24.11.2016.

Wiegandt, Dirk, Bindungswirkung kartellbehördlicher Entscheidungen im Zivilprozess: Rückwirkungen auf das public enforcement?, 

Vierter Max-Planck-ZEW Private Law & Economics Workshop, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, 

25.11.2016.

Yassari, Nadjma, Das islamische Recht und seine Rezeption in den islamischen Ländern, Rotary Club Hamburg-Hafentor, Hamburg, 

12.02.2016.

−	 Das islamische Recht als Gegenstand einer modernen Rechtsvergleichung, 13. Gesprächsforum mit den Kuratoriumsvorsitzenden   

der Max-Planck-Institute, Berlin, 03.03.2016. 

−	 Anerkennung von „Adoptionen“ aus islamischen Ländern?, Fortbildungsveranstaltung des Landesverbandes der hamburgischen  

Standesbeamten e.V., MPI für Privatrecht, Hamburg, 13.04.2016. 

−	 Podiumsdiskussion, Geisteswissenschaft im Dialog, Max Weber Stiftung, Berlin, 29.04.2016. 

−	 Staatszerfall und IPR, Konzil, MPI für Privatrecht, Hamburg, 05.09.2016. 

−	 Changes in God’s Law: Comparing Islamic and Middle Eastern Family Law, International Research Colloquium, Universität Bonn, 

16.09.2016. 

−	 Gottes Recht im Wandel: Rechtsvergleichung im Familien- und Erbrecht islamischer Länder, Gesellschaft Hamburger Juristen, 

Hamburg, 19.09.2016.

−	 Abstammung, Ehelichkeit und Kindeswohl: Ein Blick auf neueste Entwicklungen in islamischen Ländern, Fachverband der   

hamburgischen Standesbeamten e.V., Hamburg, 28.09.2016.

−	 Custody and the best interests of the child: a paradigm shift in Muslim jurisdictions, In-depth Research Workshop on Spousal 

Economic Roles and Parental Care, Musawah for Equality in the Family, Rabat, 02.10.2016. 

−	 Das Scheidungsrecht in islamischen Ländern, 13. Symposium für europäisches Familienrecht, Scheidung ohne Gericht? – Neue   

Entwicklungen im europäischen Scheidungsrecht, Universität Regensburg, 08.10.2016.

–	 Using Functionalism to Make Sense of Pluralism – the case of adoption and divorce, Workshop „Legal Pluralism in  Personal 

Status Law: Comparative and Historical Perspectives“, Lichtenberg-Kolleg, Georg-August-Universität Göttingen, 28.10.2016. 

Zimmermann, Reinhard, A European Contract Law: Where Do We Stand Today?, Morti Malherbe Memorial Lecture 2016, Universität 

Stellenbosch, 30.03.2016.

–	 Presumption of Survivorship or Commorientes Presumption in Cases of “Common Calamity”, Universität Stellenbosch, 30.03.2016.

–	 Sprache und Recht: (Berechtigte) Grenzen der Verständlichkeit (Impulsvortrag und Podiumsdiskussion mit Prof. Dr. Wolfgang 

Klein), Akademientag der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften zum Thema Sprache und Sprachen, Hamburg, 

18.05.2016.

–	 „Sinds aber Kinder, so sinds auch Erben Gottes durch Christum“: Erbschaftsmetaphorik in der Bibel, Sommerakademie der 

Studienstiftung des deutschen Volkes zum Thema „God and the Universe“, Brixen, 11.08.2016.

–	 England und Deutschland: Unterschiedliche Rechtskulturen?, Adam-von-Trott-Lecture 2016, Universität Göttingen, 28.10.2016.
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TÄTIGKEITEN IN WISSENSCHAFTLICHEN 
GREMIEN UND VEREINIGUNGEN 
Agstner, Peter, Associazione per gli Scambi Culturali tra Giuristi Italiani e Tedeschi (seit 2012)

– 	 Italian Society of Yale Students and Affiliates (seit 2011).

Basedow, Jürgen, Associate Member, Institut de droit international.

–	 Mitglied des Deutschen Rates für Internationales Privatrecht.

–	 Mitglied des American Law Institute.

–	 Mitglied und Präsident (2006 - 2008) der International Academy of Commercial and Consumer Law.

–	 Titularmitglied und Generalsekretär (2006 - 2014) der Académie internationale de droit comparé.

–	 Mitglied der Restatement Group European Insurance Contract Law (1999 - 2014).

–	 Mitglied der Monopolkommission (2000 - 2008), Vorsitzender (2004 - 2008).

–	 Mitglied des Groupe Européen de Droit International Privé (seit 2000, seit 2015 Präsident).

–	 Mitglied des Vorstands (2005 - 2009) und des Rates (seit 2009) der Deutschen Gesellschaft für Internationales Recht.

–	 Mitglied des Vorstandes der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.

–	 Mitglied der Academia Europea (seit 2002).

–	 Mitglied des Versicherungsbeirats der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht BAFIN (2005 - 2010).

–	 Mitglied des Kuratoriums (seit 2007) und des Vorstands (seit 2009), Hamburgische Wissenschaftliche Stiftung.

–	 Mitglied des Wissenschaftlichen Rates der Barcelona Graduate School of Economics (2007 - 2013).

–	 Vorstandsvorsitzender, Deutsch-Türkische Juristenvereinigung e.V. (1998 - 2012).

–	 Ehrenmitglied, Ungarische Akademie der Wissenschaften.

–	 Mitglied des Kuratoriums der International Foundation for the Law of the Sea (seit 2009).

–	 Vorsitzender der Geisteswissenschaftlichen Sektion und Senator kraft Amtes der Max-Planck-Gesellschaft (2000 - 2003).

–	 Mitglied des Beirats, Institut de droit comparé Edouard Lambert, Lyon.

–	 Mitglied des Beirats, Forschungsinstitut für Wirtschaftsverfassung und Wettbewerb (FIW).

–	 Member of the Scientific Council, Association internationale du droit de l’assurance (AIDA).

–	 Foreign Director of the Institute of International Law of the Sea and Maritime Law, School of Law, Shandong University/China.

–	 Member of the Advisory Board, Berlin Centre for Consumer Policies.

Baum, Harald, Research Associate, European Corporate Governance Institute, Brüssel.

–	 Vizepräsident der Deutsch-Japanischen Juristenvereinigung.

–	 Senator (kraft Amt) der Max-Planck-Gesellschaft (2008 - 2011).

–	 Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen der Geistes-, Sozial- und Humanwissenschaftlichen Sektion der Max-

Planck-Gesellschaft (2006 - 2011).

–	 Schlichter der Geistes-, Sozial- und Humanwissenschaftlichen Sektion der Max-Planck-Gesellschaft (2006 - 2012).

–	 Mitglied des Lenkungsausschusses „Arbeitssicherheit für die Max-Planck-Gesellschaft” (2009 - 2012).

–	 Ombudsperson am MPI für Privatrecht.

–	 Mitglied des Wissenschaftlichen Beirates des Interdisziplinären Zentrums für Ostasienforschung (IZO), Goethe Universität, 

Frankfurt a. M.

–	 Member of the Advisory Board, Australian Network of Japanese Law (ANJeL).

–	 Member of the Advisory Board, Asian Law eJournal, The Legal Scholarship Network (www.ssrn.com).

–	 Member of the Editorial Board, „The Asian Business Lawyer”.

–	 Advisor der „International Financing Law Group“ des von der japanischen Regierung unterstützten Projektes „Transparency of 

Japanese Law“.

–	 Adviser to the Board Director Training Institute of Japan (BDTI).
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–	 Miglied der Académie Internationale de Droit Comparé.

–	 Mitglied der Deutschen Gesellschaft für internationales Recht.

–	 Mitglied der Zivilrechtslehrervereinigung.

–	 Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.

– 	 Fellow of the European Law Institute.

–	 Mitglied der Bankrechtlichen Vereinigung.

–	 Mitglied der East Asian Law and Society Association.

–	 Mitglied der Deutschen Gesellschaft der JSPS-Stipendiaten.

–	 Mitglied der Deutsch-Japanischen Gesellschaft zu Hamburg.

–	 Koordinator für den wissenschaftlichen Austausch mit der japanischen Partner-Institution Kyoto Universität.

–	 Mitglied der Evakuierungskommission des DGIA für das „Deutsche Institut für Japanstudien“ (Tokyo) (2010 - 2012).

–	 Gutachter für den Deutschen Akademischen Austauschdienst.

–	 Gutachter für die Alexander v. Humboldt-Stiftung.

Bueren, Eckart, Mitglied der Deutsch-Schweizerischen Juristenvereinigung.

–	 Mitglied des Studienkreises Wettbewerb und Innovation.

–	 Mitglied der Gesellschaft Junger Zivilrechtswissenschaftler.

–	 Mitglied der Projektgruppe multi- und interdisziplinäre Forschung, Bucerius Law School.

–	 Mitglied des Förderkreises für Internationales Wettbewerbsrecht (seit 01.01.2014).

Cools, Sofie, Mitglied des Centre belge du droit des sociétés.

Damar, Duygu, Mitglied der Deutsch-Türkischen Juristenvereinigung e.V.

–	 Mitglied des European Law Institute.

–	 Mitglied des Vereins der Freunde des MPI für Privatrecht, Hamburg.

Deckert, Katrin, Stellvertretende Generalsekretärin der Internationalen Akademie für Rechtsvergleichung (www.iuscomparatum.org) 

(seit 2007).

–	 Mitglied des Stadtrates (conseillère municipale) der Stadt La Celle Saint Cloud (Frankreich) (seit 2008).

–	 Mitglied der Société de législation comparée, Trans Europe Experts und Association européenne de droit bancaire et financier 

(AEDBF) – France.

Doralt, Walter, Gründungsmitglied des European Law Institute (ELI) sowie Mitglied im Council des ELI (seit 2011, Wiederwahl 2013 

und 2015).

Fleischer, Holger, Mitglied der Informal Company Law Expert Group (ICLEG) bei der Europäischen Kommission.

–	 Mitglied Zivilrechtslehrervereinigung.

–	 Mitglied des wissenschaftlichen Beirats des Deutschen Aktieninstituts e.V. (DAI), Frankfurt a.M.
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–	 European Institute for Corporate Governance (ECGI), Brüssel, Research Associate.

–	 Paolo Baffi Research Center on Financial Markets, Università Bocconi, Mailand, advisory board.

Fulli-Lemaire, Samuel, Mitglied des European Law Institute (seit 2011).

–	 Mitglied des Société de législation comparée (seit 2012).

–	 Member of the Editorial Board of the Familia journal.

–	 Associate Editor of the Italian Law Journal.
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Hopt, Klaus J., Mitglied der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina in Halle (seit 2008).

−	 Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats des Deutschen Aktieninstituts e.V. (DAI),  Frankfurt a.M.

−	 Académie internationale de droit comparé / International Academy of Comparative Law, La Haye/The Hague (membre titulaire/

titular member).

–	 Seniormitglied der Akademie der Wissenschaften in Hamburg.
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– 	 Mitglied der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS und DIS 40).

–	 Mitglied des Hamburg Arbitration Circle.

–	 Mitglied der Deutsch-Britischen Juristenvereinigung.

Jessel-Holst, Christa, Mitglied des Internationalen Herausgeberbeirats von Pravo i Privreda (Belgrad).
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Kulms, Rainer, Editor-in-Chief der European Business Organization Law Review [EBOR], T.M.C. Asser Press, Den Haag.

–	 Mitglied des Internationalen Herausgeberbeirats von Pravo i Privreda (Belgrad).

Kurzynsky-Singer, Eugenia, Mitglied der Deutsch-Russischen Juristenvereinigung e.V. (DRJV).

Leyens, Patrick C., Mitglied des Arbeitskreis „Corporate Governance Reporting“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft, 

Köln.

–	 Mitglied der Bankrechtlichen Vereinigung, Frankfurt a.M.

–	 Mitglied des Deutschen Juristentags, Bonn.

–	 Mitglied der European Association of Law and Economics, Haifa.

–	 Mitglied der Gesellschaft für Recht und Ökonomik, Hamburg.

–	 Mitglied der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, Düsseldorf.

–	 Mitglied des Vereins der „Freunde des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht”, Hamburg.

–	 Member, International Scientific Committee, Scuola di Dottorato di Ricerca in Scienze Giuridiche, Universitá Degli Studi di 

Modena e Reggio Emilia, Modena.

–	 Research Fellow, Europakolleg Hamburg.

Marshall, Brooke Adele, Member of the European Law Institute.

–	 Member of the Société de législation comparée.
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Mestmäcker, Ernst-Joachim, Mitherausgeber: ORDO. Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft. Lucius & Lucius, 
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–	 Mitglied des Advisory Board: Journal of Institutional and Theoretical Economics (JITE), Zeitschrift für die gesamte 
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–	 Member of the Editorial Advisory Board: Journal of International Economic Law (JIEL), Oxford University Press, Oxford.
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−	 Auswärtiges Mitglied der Accademia delle Scienze di Torino.



118 Mitgliedschaften

–	 Korrespondierendes Mitglied der Österreichischen Akademie der Wissenschaften.

−	 Beirat des Center of European and Comparative Law, University of Cambridge.

−	 Vorsitzender des Beirats der Forschungsstelle für Europäisches Schadensersatzrecht,  

Österreichische Akademie der Wissenschaften.

–	 Fachbeirat des Onderzoekcentrum Onderneming en Recht, Nijmegen.

–	 Mitglied des Advisory Board des Tilburg Institute of Comparative and Transnational Law.



119

Nachwuchsförderung

Wissenschaftliche Qualifikationen			   120

Entwicklung ehemaliger Habilitanden/-innen		  122

Interne Veranstaltungen					    124

Sixth Max Planck PostDoc Conference			   127

PhD@maxlaw Workshop ´16				    128



120 Nachwuchsförderung

Nachwuchsförderung
Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses hat für das Institut seit seiner Gründung einen besonderen Stellenwert. Das 

Institut sieht darin eine herausragende und alle Arbeitsbereiche umfassende Aufgabe. Habilitationen und Promotionen werden am 

Institut durch Referenten- und Doktorandenstellen gefördert. In internen Veranstaltungsformaten wie dem Konzil oder der Aktu-

ellen Stunde erhält der wissenschaftliche Nachwuchs des Instituts die Chance, seine Thesen und Erkenntnisse vorzutragen und zu 

diskutieren. Die jährlich im Wechsel stattfindenden Habilitandenkolloquien und PostDoc-Conferences bieten Nachwuchswissen-

schaftlerinnen und -wissenschaftlern aus ganz Europa ein besonderes Forum, um sich zu ihren Themen auszutauschen und eigene, 

internationale Netzwerke zu knüpfen. Im Rahmen von Kooperationsprogrammen mit den Universitäten Cambridge, Oxford und Kyoto 

wird den Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern die Möglichkeit geboten, an auswärtigen Instituten zu forschen 

(vgl. S. 133).

Wissenschaftliche Qualifikationen
Abgeschlossene Habilitationen

Doralt, Walter, Langzeitverträge in rechtsvergleichender und rechtsökonomischer Perspektive.

Fornasier, Matteo, Kollektivvereinbarungen im grenzüberschreitenden Unternehmen.

Illmer, Martin, Strukturen eines Dienstleistungsvertragsrechts.

Liebrecht, Johannes, Kategorienwandel in der rechtshistorischen Forschung des früheren 20. Jahrhunderts.

Yassari, Nadjma, Die Brautgabe im Familienvermögensrecht.

Habilitationsvorhaben
Agstner, Peter, Die Gesellschafterhaftung für existenzvernichtende Eingriffe im Recht der Kapitalgesellschaften.

Bueren, Eckart, Short-termism.

Cools, Sofie, S.J.D. in den USA. Zerstreuter Aktienbesitz und starke Aktionäre: eine rechtsvergleichende und empirische Untersuchung.

Damar, Duygu, Diskriminierungsverbot im Vertragsrecht.

Dubovitskaya, Elena, Offenlegungs- und Verschwiegenheitspflichten von Vorstandsmitgliedern.

Fleckner, Andreas M., Handeln für fremde Rechnung.

Heinrich, Elke, Kollegialorgane in Kapitalgesellschaften.

Kurzynsky-Singer, Eugenia, Transformation des Eigentumbegriffs im russischen und deutschen Recht (Arbeitstitel).

Lüttringhaus, Jan D., Vertragsfreiheit im Binnenmarkt.

Möller, Lena-Maria, Indeterminacy in Muslim Family Law.

Schmidt, Jan Peter, Der Erbgang in Europa.

Abgeschlossene Dissertationen

Flohr, Martin, Rechtsdogmatik in England. 

Leibküchler, Peter, Die Parteiautonomie im Chinesischen Internationalen Privatrecht.

Lignier, Chloé, Corporate Governance in Deutschland und Frankreich.

Moeller, Axel, Alternative IPO Models: The Law and Economics pertaining to Special Purpose Acquisition Companies.

Schemmel, Jakob, Europäische Finanzmarktverwaltung. Dogmatik und Legitimation der Handlungsinstrumente von EBA, EIOPA und ESMA.

Schilling, Johannes, Das internationale Privatrecht der Transportverträge: die Bestimmung des Beförderungsvertragsstatuts im Spannungs

feld von Art. 5 Rom I-VO und materiellem Einheitstransportrecht.

Unger, Oliver, Actio Funeraria – „Prinzip” und „Fall” der verbotswidrigen Geschäftsführung ohne Auftrag.
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Promotionsvorhaben

Bauer, Leopold, Vorstandshaftung und Expertenrat – Verantwortung und Delegation in der Aktiengesellschaft.

Bong, Sebastian, Die Familienverfassung im Regelungsrahmen der Familienunternehmen.

Ćurić, Katharina, Die Rolle und Regulierung von Stimmrechtsberatern im dt. und europäischen  Aktien- und Kapitalmarktrecht.

Danninger, Nadja, Die Verteilung der Darlegungs- und Beweislast bei der Organhaftung im Kapitalgesellschaftsrecht.

Eschwey, Claudius, Contingent Convertible Bonds (CoCos) – Bedingte Pflichtwandelanleihen in Deutschland und der Schweiz.

Fulli-Lemaire, Samuel, Private International Family Law put to the test by the recognition requirement.

Gleim, Jakob Michael, Letztwillige Schiedsklauseln in rechtsvergleichender und transnationaler Perspektive.

Gößling, Sebastian, Die Geltung der Rom I-Verordnung bei der Bestimmung des anwendbaren materiellen Rechts durch internationale 

Schiedsgerichte mit Sitz in Deutschland.

Güttler, Nina Marie, Vertragsnetze.

Hahn, Jakob, Schaden und Geschäftsleiterhaftung in der Kapitalgesellschaft.

Harzmeier, Lars, Geldprämien für Whistleblower.

Hering, Laura, Die Heilung von Verfahrensfehlern im Europäischen Eigenverwaltungsrecht.

Hosemann, Eike Götz, Warum kein Schadensersatz wegen Ehebruchs? Rechtshistorische Untersuchung eines deutschen Sonderwegs (ca. 

1830 – 1970).

Humm, Andreas, Sittenwidrigkeit letztwilliger Verfügungen in Deutschland, England und Südafrika im Rechtsvergleich.

Jaeger, Felix, Konvergenzen und Divergenzen im US-amerikanischen, englischen und deutschen Personengesellschaftsrecht.

Klasen, Anna Katharina, A Comparative Study of Selected Aspects of the Formation of Contracts in Japanese Law Juxtaposed with Englisch 

and German Law.

Knebel, Sophie, Reichweite einer mittelbaren Drittwirkung der Grundfreiheiten gegenüber Privatem am Beispiel sozialer Netzwerke 

(Facebook).

Kopczynski, Lech, Anerkennung und fair trial.

Kranz, Jonas, (Thema noch in der Entwicklung).

Krell, Dominik, Prozessrecht und Gerichtsverfassung in Saudi-Arabien.

Mann, Maximilian, Abdingbarkeit von Treuepflichten im Gesellschaftsrecht.

Marshall, Brooke Adele, Asymmetric Jurisdiction Agreements.

Olivier, Petrus Johannes, Deriving the ratio of an overdetermined judgement.

Quast, Hendrik, (Thema noch in der Entwicklung).

Pendl, Matthias, Verjährung von Schadenersatzansprüchen einer Kapitalgesellschaft gegen Organwalter und Abschlussprüfer.

Puig Stoltenberg, Teresa, Die Parteiautonomie im europäischen Erbrecht.

Schoppe, Christoph, (Thema noch in der Entwicklung).

Sekunde, Alexander, Die Grenzen der Erschöpfung des Urheberrechts im digitalen Umfeld.

Sonnenberg, Anika, Der Güterichter im Arbeitsrecht.

Spiegel, Torsten, Independent Directors und Corporate Governance in Japan. Effektives Monitoring aus rechtsvergleichender Sicht.

Thoma, Carl-Friedrich, Gläubigerautonomie im Gläubigerausschuss.

Trinks, Jennifer, Das Stimmrecht beim Nießbrauch an Gesellschaftsanteilen im deutschen und französischen Recht.

Volmar, Maximilian, Digitale Marktmacht in Deutschland, der EU und den USA.

Walter, Mareike, Die Preisbindung der zweiten Hand – eine kartellrechtliche Neubewertung.

Wansleben, Till, Abschreckung durch unbeschränkte Managerhaftung?

Wiedemann, Denise, Die unmittelbare Zwangsvollstreckung im System Brüssel Ia.

Wiegandt, Dirk, Die Bindungswirkung von Entscheidungen nationaler Wettbewerbsbehörden im Zivilprozess.

Wissenschaftliche Qualifikationen
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Entwicklung ehemaliger Habilitandinnen und Habilitanden
Abgeschlossene Habilitationen

Baetge, Dietmar, Habilitation 2007, Globalisierung des Wettbewerbsrechts – Eine internationale Wettbewerbsordnung zwischen 

Kartell und Welthandelsrecht, Prof. Technische Hochschule Wildau (FH) Brandenburg 2011.

Baum, Harald, Habilitation 2004, Sammelhabilitation (Schwerpunkte: Deutsches und Europäisches Kapitalmarkt- und 

Wirtschaftsrecht, Japanisches Recht), Prof. Universität Hamburg 2010 (Referent am Institut).

Becker, Michael, Habilitation 1996, Verwaltungskontrolle durch Gesellschafterrechte, Prof. Technische Universität Dresden 1998.

Christandl, Gregor, Habilitation 2015, Selbstbestimmtes Testieren in einer alternden Gesellschaft – Eine Untersuchung zum Schutz des 

Erblassers vor Fremdbestimmung, Priv.-Doz. Universtität Innsbruck 2015.

Donath, Roland, Habilitation 1995, Erbrecht und Erbschaftssteuer, Prof. Universität Halle 1995, † 1998.

Dutta, Anatol, Habilitation 2012, Warum Erbrecht? – Das Vermögensrecht des Generationenwechsels in funktionaler Betrachtung, 

Prof. Universität Regensburg 2013.

Ehricke, Ulrich, Habilitation 1997, Das abhängige Konzernunternehmen in der Insolvenz, Prof. Universität Bremen 1999, Universität 

zu Köln 2003.

Ellger, Reinhard, Habilitation 2000, Bereicherung durch Eingriff, Prof. Universität Hamburg 2010 (Referent am Institut). 

Engel, Christoph, Habilitation 1992, Planungssicherheit für Unternehmen durch Verwaltungsakt, Prof. Universität Osnabrück 1992, 

Direktor am MPI zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern 2003.

Haar, Brigitte, Habilitation 2004, Das Konzernrecht der Personengesellschaften, Prof. Goethe-Universität Frankfurt a.M. 2004.

von Hein, Jan, Habilitation 2007, Die Rezeption US-amerikanischen Gesellschaftsrechts in Deutschland, Prof. Universität Trier 2007, 

Universität Freiburg 2013.

Heinze, Christian, Habilitation 2014, Schadensersatz im Unionsprivatrecht – Ein Beitrag zur Durchsetzung des Europäischen 

Privatrechts durch nationale Gerichte, Prof. Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 2014.

Hellwege, Phillip, Habilitation 2009, Allgemeine Geschäftsbedingungen, einseitig gestellte Vertragsbedingungen und die allgemeine 

Rechtsgeschäftslehre, Prof. Universität Augsburg 2010.

von Hippel, Thomas, Habilitation 2006, Grundprobleme von Nonprofit-Organisationen, Vertretungsprof. an der Universität Hamburg 

2006, Universität Heidelberg 2006/07, TU Dresden 2007, Universität Bochum 2007, Richter Amtsgericht Hamburg 2009.

Kieninger, Eva-Maria, Habilitation 2001, Institutioneller Wettbewerb und Binnenmarktziel, Prof. Universität Würzburg 2001.

Kleinschmidt, Jens, Habilitation 2012, Delegation von Privatautonomie auf Dritte, Prof. Universität Trier 2013.

Kulms, Rainer, Habilitation 1999, Schuldrechtliche Organisationsverträge in der Unternehmenskooperation, Privatdozent Universität 

Hamburg 1999 (Referent am Institut).

Kumpan, Christoph, Habilitation 2013, Der Interessenkonflikt im deutschen Privatrecht – Eine Untersuchung zur Fremdinteressen

wahrung und Unabhängigkeit, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 2016.

Leyens, Patrick C., Habilitation 2015, Informationsintermediäre des Kapitalmarkts – Private Marktzugangskontrolle durch Abschluss

prüfung, Bonitätsrating und Finanzanalyse, Prof. School of Law, Erasmus Universiteit Rotterdam 2014.

Martens, Sebastian, Habilitation 2012, Methodenlehre des Unionsrechts, Prof. Universität Passau 2015.

Martiny, Dieter, Habilitation 1995, Unterhaltsrang und Unterhaltsrückgriff, Prof. Universität Frankfurt/Oder 1996 (emeritiert 2009).

Meier, Sonja, Habilitation 2009, Gesamtschulden in rechtshistorischer und rechtsvergleichender Perspektive, Prof. Universität 

Marburg 2009, Universität Freiburg 2012.

Merkt, Hanno, Habilitation 2000, Unternehmenspublizität, Prof. an der Bucerius Law School 2000, Universität Freiburg/Brsg. 2003.

Metzger, Axel, Habilitation 2008, Allgemeine Rechtsgrundsätze im Europäischen Privatrecht, Prof. Universität Hannover 2008, Prof. 

Humboldt-Universität zu Berlin 2014.

Pißler, Knut Benjamin, kumulative Habilitation 2013, Georg-August-Universität Göttingen, Gastprof. für das Fachgebiet Sinologie an 

der FU Berlin 2014 (China-Referent am Institut).

Remien, Oliver, Habilitation 2000, Zwingendes Vertragsrecht und Grundfreiheiten des EG-Vertrages, Prof. Universität Würzburg 2001.

Rösler, Hannes, Habilitation 2012, Europäische Gerichtsbarkeit auf dem Gebiet des Zivilrechts – Strukturen, Entwicklungen und 

Reformperspektiven des Justiz- und Verfahrensrechts der Europäischen Union, Prof. Universität Siegen 2014.
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Roth, Markus, Habilitation 2008, Private Altersvorsorge – Eine Gesamtschau des Betriebsrentenrechts und des Rechts der 

individuellen Vorsorge, Prof. Universität Marburg 2009.

Rühl, Giesela, Habilitation 2010, Statut und Effizienz: Ökonomische Überlegungen zum Internationalen Privatrecht, Prof. Universität Jena 

2010.

Schmolke, Klaus Ulrich, Habilitation 2012, Grenzen der Selbstbindung im Privatrecht – Rechtspaternalismus und Verhaltensökonomik im 

Familien-,Gesellschafts- und Verbraucherrecht , Prof. Friedrich-Alexander Universität Erlangen-Nürnberg 2013.

Schwarz, Simon, Habilitation 2013, Globaler Effektenhandel, Rechtsanwalt in Hamburg.

Steffek, Felix, Habilitation 2015, Privatautonomie, Verband, Insolvenz – Rechtsethik, Rechtsökonomik, Rechtsstrukturen, University of 

Cambridge 2015.

Wedemann, Frauke, Habilitation 2012, Gesellschafterkonflikte in geschlossenen Kapitalgesellschaften, Prof. Westfälische Wilhelms-

Universität, Münster 2012.

Wenckstern, Manfred, Habilitation 1994, Die Immunität internationaler Organisationen, Notar in Hamburg.

Wurmnest, Wolfgang, Habilitation 2009, Marktmacht und Verdrängungsmissbrauch: Eine rechtsvergleichende Neubestimmung des 

Verhältnisses von Recht und Ökonomik in der Missbrauchaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen, Prof. Universität 

Hannover 2009, Universität Augsburg 2013.

Berufungen ohne Habilitation
Bälz, Moritz, Prof. für Japanisches Recht, Goethe-Universität Frankfurt am Main 2008. 

Dernauer, Marc, Prof. Chuo Universität in Tokyo 2013.

Birke Häcker, Linklaters Professor of Comparative Law, University of Oxford 2016.

Kleinheisterkamp, Jan, Assoc. Prof. of Law, Department of Law, London School of Economics 2008.

Koziol, Gabriele, Prof. Universität Kyoto 2013.

Michaels, Ralf, Prof. Duke University 2002.

Pistor, Katharina, Prof. Harvard 2000, Prof. University of Columbia New York 2001.

Ringe, Wolf-Georg, Prof. Copenhagen Business School 2012.

Scherpe, Jens, Temporary Fellow, Trinity College, Cambridge 2005 - 2006; Gonville and Caius College, Cambridge 2006; Senior 

Lecturer in Law, University of Cambridge 2010, Reader in Law, University of Cambridge 2015.

Schweitzer, Heike, Prof. Freie Universität Berlin 2014.

Vogenauer, Stefan, Prof. University of Oxford 2003; Direktor am Max-Planck-Institut für europäische Rechtsgeschichte Frankfurt/

Main 2015.

Entwicklung ehemaliger Habilitanden
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Interne Veranstaltungen

Wissenschaftliches Konzil am Institut
Das Wissenschaftliche Konzil bildet einen Eckpfeiler der wissenschaftlichen Kommunikation des Instituts. Eingeladen sind alle Re-

ferenten und Doktoranden, aber auch die ausländischen Stipendiatinnen und Stipendiaten, Gastwissenschaftlerinnen  und -wissen-

schaftler, die wissenschaftlichen Gäste der Bibliothek und die interessierten Mitglieder der benachbarten rechtswissenschaftlichen 

Fakultäten. Es findet in der Regel alle sechs Wochen statt und wird durch Werkstattberichte der Doktorandinnen und Doktoranden 

oder Forschungsberichte der Referentinnen und Referenten, die von allgemeinem Interesse sind, gestaltet. Regelmäßig wirken auch 

wissenschaftliche Gäste aus dem Ausland am Wissenschaftlichen Konzil mit und berichten über ihre Forschungsarbeiten oder ak-

tuelle Rechtsentwicklungen in ihren Heimatländern.

Knebel, Sophie, Das allgemeine Persönlichkeitsrecht in sozialen Netzwerken, 25.01.2016.

Mann, Maximilian, Gegenstand der gesellschaftsrechtlichen Treuepflicht, 25.01.2016.

Kurzynsky-Singer, Dr. Eugenia, Eigentumsbegriff im russischen und deutschen Recht, 07.03.2016.

Trinks, Jennifer, Dritteinfluss in der Gesellschafterversammlung? – Der Nießbrauch an Gesellschaftsanteilen, 07.03.2016.

Sekunde, Alexander, Der Rechtsirrtum im europäischen Wirtschaftsrecht, 11.04.2016.

Wiedemann, Denise, Die Vollstreckbarkeit im System der Brüssel Ia-VO, 11.04.2016.

Hering, Laura, Die Heilung von Verfahrensfehlern im europäischen Eigenverwaltungsrecht, 30.05.2016.

Spiegel, Torsten, Der independent director im japanischen Verwaltungsrat – Corporate Governance im Wandel?, 30.05.2016.

Jahn, Prof. Dr. Joachim, Aus der Arbeit eines Gerichts- und Rechtsreporters – Mannesmann und Hoeneß; Politiker, Ministerialbeamte 

und Lobbyisten, 04.07.2016.

Yassari, Priv.-Doz. Dr. Nadjma, Staatszerfall und IPR, 05.09.2016.

Pendl, Matthias, Verjährung von Haftungsansprüchen gegen Organmitglieder in Österreich – Entwicklung und Perspektiven eines 

Rechtstransplantats, 05.09.2016.

Dubovitskaya, Elena, Gesellschaftervereinbarungen in Russland: Willkommen im Spiegelland!, 10.10.2016.

Kopczyński, Lech, Anerkennung und fair trial - Vom Recht auf ein faires Verfahren zum Recht auf Anerkennung eines fairen 

Verfahrens?, 10.10.2016

Sonnenberger, Prof. Dr. Hans Jürgen, Die Reform des französischen allgemeinen Schuldvertragsrechts durch Ordonnance vom 10. 

Februar 2016, 28.11.2016.

Aktuelle Stunde
Bei der Aktuellen Stunde handelt es sich um einen einmal wöchentlich stattfindenden, fortlaufenden Workshop, der von Reinhard 

Zimmermann initiiert wurde und durchgeführt wird. Neben den Mitarbeitern und Gästen seines Arbeitsbereiches sind aber auch 

alle anderen Mitarbeiter und Gäste des Instituts zur Teilnahme eingeladen. Vorgestellt und diskutiert werden Fragen des materiellen 

Zivilrechts, der Rechtsgeschichte und des Privatrechtsvergleichs. Auch Gastwissenschaftler nutzen dieses Forum regelmäßig, um 

ihre Forschungen vorzustellen und mit den Wissenschaftlern des Instituts zu diskutieren.

McColgan, Peter (Berlin), Allgemeine Geschäftsbedingungen – Das Schicksal des Einbeziehungserfordernisses bei rationaler 

Ignoranz, 07.01.2016.

Häcker, Prof. Dr. Birke (MPI für Steuerrecht und Finanzen, München), Mater semper certa est – Binsenweisheit, einfache Rechtsregel 

oder unverbrüchliches Dogma, 14.01.2016.

Doralt, Dr. Walter (MPI), Ewige Verträge? Zulässigkeit und Grenzen sehr langer Vertragsbindungen, 21.01.2016.

Patti, Dr. Francesco Paolo (Rom), Formzwang und favor testamenti am Beispiel der Zeitangabe im eigenhändigen Testament, 

28.01.2016.

Marten, Prof. Dr. Sebastian (Passau), Murx der Europäer!? Die neuen Richtlinienvorschläge der Kommission zum Europäischen 

Vertragsrecht vom 9.12.2015, 04.02.2016.

Jurgens, Francois (Kapstadt), Rethinking the function of damages for defamation in South Africa, 11.02.2016.

Blicharz, Grzegorz Jan (Kraków), Necessity or Privilege? The Right of a State to Succeed Mortis Causa after its Citizens, 18.02.2016.
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Schoppe, Christoph (MPI), Ende eines Sonderwegs? Das englische Vertragsstrafenverbot (penalty rule) nach der Entscheidung des 

Supreme Court in Cavendish und ParkingEye [2015] UKSC 67, 22.02.2016.

Mankowski, Prof. Dr. Peter (Hamburg), Zeitungsbeilagenwerbung, 03.03.2016.

Titz, Daniela (Augsburg), Die Einführung eines Vindikationslegats in das deutsche Erbrecht, 10.03.2016.

Janeček, Václav (Oxford), Theoretical conceptions of civil liability – a cold war in legal theory, 17.03.2016.

Scholz, Dr. Philipp (MPI), Neues zur Reichweite des Insolvenzstatuts, zur Niederlassungsfreiheit von EU-Auslandsgesellschaften und 

zum Kompetenzgefüge im europäischen Kollisionsrecht – Das Kornhaas-Urteil des EuGH vom 10.12.2015 (Rs. C-594/14), 21.03.2016.

Hosemann, Eike Götz (MPI), [Lektürekolloquium:] Marietta Auer, Privatrechtsentwicklung in der Moderne: Ein Triptychon, 31.03.2016.

Coendet, Dr. Thomas (Oxford), Die Regulierung von Finanzverträgen. Eine Projektsizze, 07.04.2016.

Zimmermann, Prof. Dr. Reinhard (MPI), Nochmals: Die Vorschriften über Zinsen bei Schuldnerverzug in den Texten des europäischen 

Vertragsrechts, 14.04.2016.

Doralt, Dr. Walter (MPI), Fragen der Treuepflichten im Langzeitvertrag, 21.04.2016.

Schmidt, Dr. Jan Peter, Methodenprobleme der Erbrechtsvergleichung, erörtert am Beispiel des ‚Erbgangs‘, 28.04.2016.

Fulli-Lemaire, Samuel (MPI), A revolution at the French Cour de cassation? A tale of style and substance, 14.06.2016.

Koller, Prof. Dr. Thomas (Bern), Ist die Pflicht des Verkäufers zur fristgerechten Andienung korrekter Dokumente beim Akkreditivgeschäft 

eine wesentliche Vertragspflicht gemäß Art. 25 CISG, 23.06.2016.

Oliveira e Sá, Prof. Dr. Fernando (Lissabon), “Cabeça de casal”: the Portuguese model of estate administration – a comparative 

perspective, 30.06.2016.

Brenncke, Dr. Martin (Oxford), A hybrid methodology for the EU principle of consistent interpretation, 06.07.2016.

Lettmaier, Prof. Dr. Saskia (Kiel), Eherechtsreformen des 18. Jahrhunderts – ein preußisch-englischer Vergleich, 14.07.2016.

Garido Martín, Joaquín (Sevilla), Einige Bemerkungen über die Rechtslehre Georg Friedrich Puchtas, 21.07.2016.

Basedow, Prof. Dr. Jürgen (MPI), Brexit – Was nun?, 28.07.2016.

Fleckner, Andreas M. (MPI), Des Apostels Paulos κοινωνία εἰς τὸ εὐαγγέλιον – Ein Problem des Internationalen Gesellschaftsrechts?, 

01.09.2016.

Gleim, Jakob (MPI), Deutsche letztwillige Schiedsklauseln und US-amerikanische arbitration clauses in wills and trusts – Äpfel und 

Birnen oder Früchte aus demselben Garten?, 08.09.2016.

Kupelyants, Hayk (Cambridge), Legality of the Unilateral Modification of Sovereign Debt, 15.09.2016.

Gonzalo Casas, Manuel (Heidelberg), Die causa-Lehre in der argentinischen Privatrechtsreform, 20.09.2016.

Hübner, Dr. Leonhard (Heidelberg), Unternehmerische Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen im Ausland, 29.09.2016.

Fulli-Lemaire, Samuel (MPI), Situating Party Autonomy in European Private International Family Law – A First Look at the new EU 

Matrimonial Property and Registered Partnerships Regulations, 06.10.2016.

Doralt, Dr. Walter (MPI), UNIDROIT PICC 2016: Termination for breach but not for cause? — Einige Fragen der Kündigung aus wichtigem 

Grund in rechtsvergleichender Betrachtung, 13.10.2016.

Marchetti, Giovanna (Padua), Nonrecourse clauses: a link between common and civil law systems, 20.10.2016.

Hutchison, Dr. Andrew (Kapstadt), The Role of Context in the Constitutionalisation of Contract Law in South Africa: A Relational View, 

27.10.2016.

Scholz, Dr. Philipp (MPI), Die Grundsätze des ‚unternehmensbezogenen Geschäfts' in Theorie und Rechtsprechungspraxis, 04.11.2016.

Illmer, Dr. Martin (MPI), Die Europäische Union und die Schiedsgerichtsbarkeit – Quo vadis?, 09.11.2016.

Santos, Dr. Francisco J. Andrés (Valladolid), Nomos Rhodion Nautikos – Ein gemeinsames Seerecht im mittelalterlichen Europa?, 

17.11.2016.

MacLeod, John (Glasgow), Reform of Security over Immoveables in Scotland: Questions of Enforcement, 24.11.2016.

Murga Fernández, Prof. Dr. Juan Pablo (Sevilla), Payment of debts in succession law: 'effects' and 'defects' of the German and Spanish, 

01.12.2016.

Haardt, Dr. Oliver (Cambridge), The Federal Evolution of Imperial Germany (1871-1918) and the Creation of the German Civil Code, 

08.12.2016.

Jurgens, Francois (MPI), Defamation in South Africa: the nature of the wrong and the function of damages, 15.12.2016.

Unger, Oliver (MPI), Lücken und Tücken im Recht der Fristberechnung, 22.12.2016.

Interne Veranstaltungen



126 Nachwuchsförderung

Afternoon Talks on Islamic Law
Im Rahmen ihrer Vortragsreihe „Afternoon Talks on Islamic Law“ lädt die Forschungsgruppe „Das Recht Gottes im Wandel: Rechts-

vergleichung im Familien- und Erbrecht islamischer Länder” unter der Leitung von Nadjma Yassari regelmäßig herausragende Wis-

senschaftler ein, die zum Familienrecht der islamischen Länder oder verwandten Themen arbeiten und über ihre Forschung berich-

ten. Zu den Vorträgen sind alle Mitarbeiter und Gäste des Instituts sowie externe Gäste eingeladen.

van Eijk, Esther (Universität Maastricht), All in the family: Muslim and Christian family law practices in Syria, 08.03.2016.

Subramanian, Prof. Narendra (McGill University), Nation and Family: Personal Law, Cultural Pluralism, and Gendered Citizenship in India, 

10.05.2016.

Choudhury, Nafay (Independent Researcher on Afghanistan, LL.B. / B.C.L. (McGill), MA (Queen's)), Contracts as Relational Practice: 

Informal Business Arrangements of Taxi Drivers in Kabul, Afghanistan, 16.06.2016.

Treffen Team Hopt
Spiegel, Torsten (ehem. wiss. Mitarbeiter MPI für ausländisches und internationales Privatrecht, Hamburg), Gesellschaftsrechtsreform in 

Japan aus rechtsvergleichender Sicht, 09.05.2016.

Tuch, Andrew F. (Associate Professor of Law, Washington University School of Law), The Fiduciary Dilemma in Large-scale Organizations, 

22.07.2016.

Hopt, Prof. em. Dr. Dr. Dr. h.c. mult. Klaus J., Dialog zwischen dem Aufsichtsrat und Investoren, 16.09.2016.

Lateinamerikarunde
Corrales, Marcelo, The Internet of Things (IoT), the Cloud and Big Data: How to Reduce Legal Risks and Create Mutual Trust, 22.01.2016.

Casquet, Prof. Dr. Andreia; Grebler, Gustavo, LL.M. (University of Pennsylvania), Value Destruction in Transfers of Control of Brazilian 

Corporations, A critical review on Article 254-A Brazilian Corporate Law: protection of minority shareholders in closely-held companies 

and tender offer obligations, 25.02.2016.

South East Europe (and Beyond): Let's Talk About Law!
Radović, Dr. Mirjana, Combating Late Payments in Serbia as an Example on how Improper Implementation of the EU Law affects the 

Economy, 27.04.2016.

Kerševan, Ana (Universität in Ljubljana), Party Autonomy vs. Access to Justice – Competing Principles in Matters of Concurrent Jurisdiction 

of Arbitral Tribunals and State Courts?, 11.05.2016.

Mišćenić Emilia (Universität von Rijeka, Kroatien), „Croatian “Swiss Frank Case”, i.e. case “Franak”: Effective or “Defective” Protection of 

Consumer Rights?”, 01.06.2016.

Qarri, Dr. Eniana (Universität Tirana, Albanien), Albanian Case Law on the Recognition of Personal Status Acquired Abroad” (public order 

v. right to private and family life), 15.06.2016.

Hadžimanović, Dr. Nataša, A Few Concrete Questions Related to Intermediated Securities from a Comparative Law Perspective, 24.06.2016.

Stanzione, Maria Gabriella (University of Salerno, Italy), The right to know one’s origins: a comparative perspective, 26.07.2016.

Josipović, Prof. Dr. sc. Tatjana (University of Zagreb, Kroatien), The Influence of the Financial Crisis on recent developments in Croatian 

Private Law, 25.08.2016.

Qerimi, Donikë (University of Prishtina, Kosovo), International Sales of Software and their Jurisdictional Implications: Focus on the Exchange 

between the Third State and EU Domiciled Parties, 20.09.2016.

Đurđenić, Katarina (University of Zagreb, Croatia), Sanctions in Takeover Law – How Effective are They?, 06.10.2016.
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Sixth Max Planck PostDoc Conference  
on European Private Law

– Tatjana Jevremović Petrović (Belgrad), Simplified Limited Lia

bility Company Forms

– Lucie Josková (Prag), Is it Useful to Settle the Unified Stan-

dard of Care for Directors in the EU?

– Yasin Alperen Karaşahin (Ankara), Party Autonomy in the Law 

of Extinctive Prescription

– Andreas Kokkinis (Coventry), Why the UK Corporate Sector 

would Benefit from the Introduction of a „Benefit Corporation” 

Statute

– Maciej Mataczyński (Poznań), Intuitive and Counterintuitive 

Reasons for the Refusal to Recognize Horizontal Effect of Free 

Movement of Capital

– Pablo Quinzá Redondo (Valencia), Substantive and Conflict-

of-Laws Aspects of Matrimonial Property Regimes in the Eu-

ropean Union

– Sally Richardson (New Orleans), Who Does Property Law 

Protect?  A Comparative Analysis

– Paulina Twardoch (Katowice), La Proposition de Règlement 

Européen en Matière de Régimes Matrimoniaux de la Perspec-

tive du Droit Polonais

– Roel van Leuken (Nijmegen), The Concept of Attribution in 

European Private Law

– Wouter Verheyen (Rotterdam), Transport Law in a Changing 

World

In Anknüpfung an die bereits seit 1999 etablierten Habili-

tandenkolloquien, zu denen Habilitanden an deutschen, ös-

terreichischen und schweizerischen Universitäten eingeladen 

werden, finden seit 2006 im zweijährigen Turnus die PostDoc 

Conferences on European Private Law statt. Das Institut lädt 

Nachwuchswissenschaftler aus den nicht deutschsprachigen 

Ländern Europas ein und bietet ihnen die Möglichkeit, ihre For-

schungsarbeiten in englischer und französischer Sprache zu 

präsentieren und zu diskutieren.

Am 18. und 19. April 2016 fand im Institut die sechste Max Planck 

PostDoc Conference on European Private Law statt. Folgende 

Themen wurden von Nachwuchswissenschaftlerinnen und 

-wissenschaftlern in englischer und französischer Sprache 

präsentiert und diskutiert:

– Isabel Antón Juárez (Madrid), Brands, Parallel Trade and its 

Implications for European Competition Law

– Valentina Barba (Mailand), The Current Value and Extent of 

the Principle of Contractual Freedom Within the European Le-

gal Systems

– Pieter Brulez (Leuven), The Distinction Between Sales Con-

tracts and Service Contracts in European Private Law Systems

– Margrethe Buskerud Christoffersen (Oslo), A Shareholder’s 

Duties towards the Company and Other Shareholders

– Eva de Goetzen, (Mailand), The EU Private International Law 

of Employment. Can it be a Possible Step Towards Greater La-

bour Protection in Europe?

Max Planck PostDoc Conference
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Vom 12. bis 13. Mai fand am Hamburger Max-Planck-Institut für 

ausländisches und internationales Privatrecht der PhD@maxlaw 

Workshop 2016 statt. Von den elf Max-Planck-Instituten mit 

rechtswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkten sind 28 

Doktorandinnen und Doktoranden der Einladung aus dem Nor-

den gefolgt, um intensiv über ihre Forschungsprojekte zu disku-

tieren. Die Veranstaltung war die zweite in der Reihe der Max 

Planck Young Legal Scholars’ Meetings, welche im vergange-

nen Jahr am Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemein-

schaftsgütern in Bonn ihren Auftakt gefunden hatte.

Neben dem ausrichtenden Institut waren das Max-Planck-In-

stitut für europäische Rechtsgeschichte (Frankfurt a.M.), das 

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung (Halle a.d. 

Saale), das Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemein-

schaftsgütern (Bonn), das Max Planck Institute Luxembourg 

for International, European and Regulatory Procedural Law, 

das Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht 

und Völkerrecht (Heidelberg) sowie das Max-Planck-Institut 

für Sozialrecht und Sozialpolitik und das Max-Planck-Institut 

für Steuerrecht und Öffentliche Finanzen (beide München) ver-

treten.

Insgesamt 20 Referentinnen und Referenten illustrierten mit 

ihren Vorträgen die große Bandbreite der rechtswissenschaft-

lichen Forschung in der MPG. Einige Teilnehmer standen bereits 

kurz vor dem Abschluss ihrer Doktorarbeit, andere befanden 

sich noch in der Konzeptionsphase. Die Vortragsformate vari-

ierten in Länge und Art der Präsentation. Neben klassischen 

Präsentationen mit Handout oder Powerpoint war auch ein Po-

stervortrag geboten. Die thematischen Schwerpunkte bildeten 

das Völker-, Prozess- und Wirtschaftsrecht und auch rechtshi-

storische und -philosophische Forschungsansätze kamen nicht 

zu kurz. Trotz der breit gestreuten Forschungsinteressen begeg-

neten einige Fragen den Teilnehmern immer wieder. Vor allem 

die Autonomie im Recht spielte eine zentrale Rolle, beginnend 

bei dem Zwiespalt zwischen Staateninsolvenz und Staatensou-

veränität, über den Konflikt zwischen öffentlicher Gesundheits-

vorsorge und persönlicher Freiheit, bis hin zur Rechtswahlfrei-

heit des Erblassers im europäischen Kollisionsrecht. Auch die 

rechtstheoretische Komponente des Autonomiebegriffs stand 

im Mittelpunkt eines Vortrags. Jeder Präsentation folgte eine 

intensive Diskussion gleicher Länge. Aufgrund ihrer breit ge-

streuten Forschungshintergründe gelang es den Teilnehmern 

dabei regelmäßig Brücken zwischen den Rechtsgebieten zu 

schlagen. Den Referentinnen und Referenten eröffneten sich 

dadurch neue Perspektiven auf das eigene Thema, auch aus 

rechtsvergleichender und rechtsökonomischer Sicht. Ebenso 

wurde der methodische Zugang erörtert.

Das Rahmenprogramm mit gemeinsamen Mittags- und Abend-

essen gab auch dem gegenseitigen Kennenlernen und infor-

mellen Austausch Raum. Entgegen dem landläufigen Klischee 

schien in Hamburg an beiden Tagen die Sonne. Somit konnten 

die Teilnehmer nicht nur den Blick auf die Außenalster von der 

Dachterrasse des Instituts genießen, sondern im Anschluss 

auch noch einen Biergarten besuchen.

Die Planung eines dritten Max Planck Young Legal Scholars’ 

Meetings im kommenden Jahr hat bereits begonnen, um den 

akademischen Austausch unter den Doktorandinnen und Dok-

toranden der juristischen Institute in der MPG fortzusetzen.
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GastwissenschaftlerInnen

Jedes Jahr zieht das Institut rund 1.000 Gäste aus aller Welt 

nach Hamburg. Insgesamt besuchten im Jahr 2016 Forsche-

rinnen und Forscher aus 68 Ländern das Institut, um hier ihre 

wissenschaftlichen Projekte unter besten Voraussetzungen 

voranzubringen. Denn mit über 530.000 Bänden steht den aus-

wärtigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern eine der 

weltweit bedeutendsten Sammlungen zivilrechtlicher Literatur 

als Arbeitsinstrument zur Verfügung. Für die Dauer des Aufent-

haltes erhalten die Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissen-

schaftler einen festen Arbeitsplatz im Lesesaal der Bibliothek. 

Von großem Wert ist für die Gäste aus aller Welt außerdem der 

Austausch mit den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

lern des Instituts – sowie untereinander. Eine Kaffeepause im 

Café Max des Instituts konnte schon so manche Forschungs-

reise ins Ausland ersetzen. Umgekehrt sind die internationalen 

Gäste für das Institut ein großer Gewinn: Insbesondere die Län-

derreferenten profitieren von wissenschaftlichen Importen und 

der länderspezifischen Expertise der Gäste.

Max-Planck-Stipendien

Jedes Jahr werden vom Max-Planck-Institut für ausländisches 

und internationales Privatrecht Forschungsstipendien an Gast-

wissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler aus der ganzen 

Welt vergeben. Damit wird ihnen die Möglichkeit geboten, am 

Institut zu forschen und die umfangreiche Literatur der Biblio-

thek zu nutzen. Über Jahrzehnte hinweg hat das durch die 

Max-Planck-Gesellschaft geförderte Stipendienprogramm so 

maßgeblich zur weltweiten Vernetzung von Nachwuchs

wissenschaftlern, Professoren und Gastwissenschaftlern bei-

getragen und damit den kontinuierlichen wissenschaftlichen 

Austausch auf internationaler Ebene gefördert.

2016 konnten insgesamt 92 Stipendiatinnen und Stipendiaten je-

weils für einige Monate am Institut forschen und an den Veran-

staltungen des Instituts teilnehmen. Etwas weniger als die Hälf-

te der Stipendiaten waren Doktorandinnen und Doktoranden. 

Die übrigen Stipendien wurden an fortgeschrittene und bereits 

arrivierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vergeben. 

Der größte Teil der Gastwissenschaftler stammte aus den Mit-

gliedsstaaten der Europäischen Union. Aber auch aus Brasilien, 

Argentinien, China, dem Iran, der Türkei sowie Russland und 

den GUS-Staaten kamen mehrere Stipendiaten ans Institut.

Die von den Gästen bearbeiteten Forschungsprojekte erstre-

cken sich über das gesamte wissenschaftliche Spektrum des 

Instituts. Bei der Auswahl der Stipendiaten wird stets darauf 

geachtet, dass die Forschungsprojekte zu den wissenschaft-

lichen Interessen des Instituts passen und so ein fruchtbarer 

Austausch gewährleistet ist.

Viele der ehemaligen Stipendiatinnen und Stipendiaten stehen 

auch nach ihrem Aufenthalt weiterhin in einem kontinuierlichen 

wissenschaftlichen Austausch mit den Wissenschaftlern am 

Institut. Daher gehört es zu den erklärten Zielen des Instituts, 

dieses internationale Netzwerk durch das Stipendienprogramm 

stetig auszubauen.  Viele  rechtsvergleichende  Projekte,  mul-

tilaterale  Untersuchungen, gemeinsame Publikationen oder 

internationale Symposien sind aus Verbindungen entstanden, 

die hier am Institut geknüpft wurden, denn die Verbundenheit 

zum Institut geht oft über den Aufenthalt hinaus.

Stipendien anderer Organisationen

Zahlreiche Stipendiaten anderer renommierter Organisationen – 

wie der Alexander von Humboldt-Stiftung, des Schweizer Natio-

nalfonds oder des DAAD – wählen in jedem Jahr das Institut als 

Standort für ihre persönliche Forschung. In den vergangenen fünf 

Jahren haben über 20 Stipendiaten der Alexander von Humboldt-

Stiftung am Institut geforscht. Im Ranking der beliebtesten For-

schungsstandorte zählt das Institut zu den ersten Adressen 

Deutschlands. Im Bereich der Geistes- und Sozialwissenschaf-

ten rangiert das Max-Planck-Institut für ausländisches und inter-

nationales Privatrecht im Vergleich mit anderen außeruniver

sitären Einrichtungen dabei auf dem zweiten Platz.
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Interview mit Alexander von Humboldt-Stipendiatin

Dr. Natalya Pankevich

Frau Pankevich, woran forschen Sie gerade?

Im Rahmen des Humboldt-Stipendiums kann ich meine For-

schung zum Thema “Sovereign State Transformation and its 

Implications upon Legal Regimes” vertiefen. Es ist ein interdiszi-

plinäres Forschungsprojekt, das sowohl politikwissenschaft-

liche als auch rechtswissenschaftliche Aspekte beinhaltet. Ich 

analysiere dabei, wie sich Rechtsordnungen verändern, wenn 

sich die Struktur eines souveränen Staates verändert bis hin zu 

dessen Zerfall. Dabei untersuche ich, welche Auswirkungen 

diese Entwicklungen auf die Struktur des sozialen und rechtli-

chen Raums haben. Zudem erforsche ich, wie sich beispiels-

weise durch neu entstandene Institutionen politische und 

rechtliche Autoritäten verschieben. Dabei interessiert mich, wie 

dieser mehrdimensionale soziale Wandel sich auf Rechtsord-

nungen weltweit auswirkt. Wie entstehen beispielsweise su-

pranationale und nichtstaatliche Formen von Regulierung? Wie 

könnte perspektivisch eine Annäherung von Rechtsordnungen 

aussehen? Hierfür untersuche und vergleiche ich, wie die Euro-

päische Union, die USA oder die Russische Föderation ihre 

Rechtsordnungen an eine sich stetig ändernde institutionelle 

Umgebung angepasst haben.

Warum haben Sie das Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Privatrecht für 
Ihre Forschungsarbeit gewählt?

In meinen Augen ist das Max-Planck-Institut für ausländisches 

und internationales Privatrecht eine der führenden Einrich-

tungen für rechtsvergleichende Forschung mit einer sehr aus-

geprägten Expertise von europäischen und regionalen Rechts-

ordnungen. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

beschäftigen sich sehr intensiv mit Rechtsordnungen, die im 

Wandel sind, und den damit einhergehenden Transformations-

prozessen. Außerdem schätzen sie die rechtliche Entwicklung 

in Europa und weltweit wissenschaftlich ein. Nirgendwo sonst 

wird so intensiv an Rechtsordnungen geforscht, die im Wandel 

sind. Darüber hinaus ist das Institut weithin bekannt für die hier 

geleistete Forschungsarbeit im Bereich der Rechtstheorie und 

Methodik. Diese Vielschichtigkeit ist gerade für meine For-

schung sehr hilfreich. Dass ich mich am Institut mit anderen 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern austauschen kann 

und gleichzeitig die umfassende Literatur in der Bibliothek nut-

zen kann, hilft mir bei meiner Forschungsarbeit sehr.

Was zeichnet in Ihren Augen die Bibliothek am 
Institut aus?

Die Erfahrung, die ich hier am Institut mache, unterscheidet sich 

grundlegend von den Erfahrungen, die ich zuvor an Bibliotheken 

vieler europäischer Universitäten oder in den USA gemacht 

habe. Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internati-

onales Privatrecht besitzt eine herausragende Bibliothek mit 

einer exzellenten Sammlung rechtswissenschaftlicher Bücher, 

Magazine, elektronischer Hilfsmittel und Zugängen zu verschie-

densten Datenbanken. Jede Woche werden neue Bücher in die 

Bibliothek aufgenommen und die Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler können sich laufend über neue Publikationen 

informieren. Die regionalen und thematischen Sammlungen 

sind sehr umfangreich. Die Bibliothek ist auch technisch sehr 

gut ausgerüstet und bietet einen schnellen Zugang zu allen Ma-

terialien, die man sucht oder braucht. Zudem bietet sie ein sehr 

angenehmes Klima, um konzentriert sein Forschungsprojekt 

voranzutreiben.

Sie sind ja ein regelmäßiger und gern gesehener 
Gast am Haus. Was zieht Sie jedes Mal zurück?

Über die Zeit haben sich enge Verbindungen zu den Forsche-

rinnen und Forschern am Institut entwickelt und ich freue mich 

sehr und bin stolz darauf, dass ich gemeinsam mit den Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern Forschungsartikel veröf-

fentlichen konnte oder zu Büchern und Sammelbänden, die vom 

Institut herausgegeben wurden, beitragen konnte. Die Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler am Institut sind sehr offen in 

der Zusammenarbeit und teilen gerne ihr Wissen. Es herrscht 

eine sehr einladende Atmosphäre, um über Forschungsthemen 

zu sprechen oder sich auszutauschen. Außerdem kommen viele 

Gastwissenschaftler aus der ganzen Welt ans Institut. Das hilft 

ungemein, um Netzwerke auch zu anderen Institutionen aufzu-

bauen. Ich möchte auch das sehr intensive akademische Leben 

am MPI hervorheben. Jede Woche gibt es Seminare, Arbeits-

gruppen, formelle oder informelle Treffen, Vorträge, Konferenzen 

oder Foren, die eine enorme Bandbreite an Themen abdecken.

Gibt es einen Platz am Institut, an dem Sie sich be-
sonders gerne aufhalten?

Es gibt einen sehr schönen Innenhof. Ein toller Ort, um sich im 

Sommer in die Bücher zu vertiefen.
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 Name Land  Organsiation

Aytugar, Bilge Türkei Tübitak

Bechaalany, Sarah Schweiz Schweizer Nationalfonds

Chitashvili, Natia Georgien DAAD

Curto Polo, Mercedes Spanien Humboldt

D‘Alessandro, Elena Italien Humboldt

Demirci, Serdar Türkei Jean Monnet

Durdenic, Katarina Kroatien DAAD

Dursun Karaahmetoglu, Seyda Türkei Tübitak

Erbayraktar, Burcu Türkei Tübitak

Fach Gomez, Katia Spanien Humboldt

Gündüz, Sefika Deren Türkei Tübitak

Joskova, Lucie Tschechische Republik DAAD

Laowonsiri, Akawat Thailand DAAD

Noussia, Kyriaki Griechenland Humboldt

Ölmez, Fatih Türkei Tübitak

Pankevich, Natalia Russische Föderation (Russland) Humboldt

Pasquier, Bruno Schweiz Schweizer Nationalfonds

Poda, Endrit Schweiz Schweizer Nationalfonds

Saribay Öztürk, Gizem Türkei Tübitak

Schoeman, Elsabe Neuseeland Humboldt

Schwery, Nadja Schweiz Schweizer Nationalfonds

Stäubli, Andrea Patricia Schweiz Schweizer Nationalfonds

Stehle, Bernhard Schweiz Schweizer Nationalfonds

Stevens, Richard Südafrika DAAD

Folgende Stipendiatinnen und Stipendiaten besonders renommierter Institutionen wurden 2016 betreut:



133

Kooperationsprogramme für den Austausch von 
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen

Cambridge
Bereits seit 2004 besteht eine Kooperation des Instituts mit der 

University of Cambridge. Jährlich können zwei Wissenschaft-

ler des MPI für Privatrecht jeweils einen term (8 Wochen) zu 

Forschungszwecken an der renommierten juristischen Fakultät 

in Großbritannien verbringen. Die Teilnehmer des Austausches 

werden je nach fachlichem Interesse einem der dort bestehen-

den Forschungszentren (IPR, Europarecht und Rechtsverglei-

chung, Gesellschaftsrecht) zugeordnet und von diesem betreut. 

Weiterer Kooperationspartner ist das Wolfson College. In glei-

chem zeitlichem Umfang gewährt das Max-Planck-Institut für 

ausländisches und internationales Privatrecht im Austausch 

Rechtswissenschaftlern der University of Cambridge durch ein 

Stipendium unterstützte Forschungsaufenthalte. Koordinatoren 

des Austauschprogramms sind John Bell, bis 2006 Direktor des 

Centres for European Legal Studies in Cambridge, und Reinhard 

Zimmermann.

Oxford
Im Sommer 2007 hat das Institut eine Vereinbarung über eine 

wissenschaftliche Kooperation mit der University of Oxford 

geschlossen, die im Juni 2012 um weitere fünf Jahre verlän-

gert wurde. Im Rahmen des Austauschprogramms erhält ein 

Doktorand oder wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts 

die Möglichkeit, ein Jahr lang an der juristischen Fakultät ei-

genständige Forschungen zu betreiben. Der Austausch wird 

von Oxforder Seite durch das Institute of European and Com-

parative Law betreut. Zusätzlich wird das Austauschprogramm 

durch das St. Catherine’s College, Oxford, unterstützt. Im Ge-

genzug kommen Graduierte und Fakultätsmitglieder aus Oxford 

zu Forschungszwecken an das Max-Planck-Institut. Koordina-

tor auf Hamburger Seite ist Reinhard Zimmermann. In Oxford 

koordiniert Prof. John Cartwright, Direktor des Institute of Eu-

ropean and Company Law das Projekt.

Kyoto
Im September 2008 haben das Max-Planck-Institut für auslän-

disches und internationales Privatrecht und die Juristische 

Fakultät der Universität Kyoto mit einem Kooperationsvertrag 

den akademischen Austausch zwischen beiden Institutionen 

besiegelt. Damit wurde die bereits seit Jahrzehnten bestehen-

de enge wissenschaftliche Verbindung zwischen dem Max-

Planck-Institut und der japanischen Spitzenuniversität auf 

eine offizielle Ebene gehoben. Ziele der Kooperation sind der 

regelmäßige Austausch von Wissenschaftlern, insbesondere 

Nachwuchswissenschaftlern, die an den beiden Institutionen 

tätig sind, und eine Intensivierung der projektbezogenen Zu-

sammenarbeit. Die Gastwissenschaftler genießen jeweils völ-

lige Forschungsfreiheit an dem gastgebenden Partnerinstitut, 

sind aber eingeladen, an dessen akademischem Leben teilzu-

nehmen.

 Name Land  Organsiation

Brenncke, Martin Deutschland Oxford Austausch

Caffera, Gerardo Uruguay Oxford Austausch

Carvalho Schiefler, Gustavo Henrique Brasilien CAM-CCBC

Karaiskos, Antonios Japan Kyoto-Abkommen

Kondo, Keisuke Japan Kyoto-Abkommen

Kupelyants, Hayk Armenien Cambridge

Sasaki, Takeshi Japan Kyoto-Abkommen

Yamashita, Tetsuya Japan Kyoto-Abkommen

Im Jahr 2016 verweilten folgende Gastwissenschaftler von Partnerinstituten am Institut: 

Kooperationsprogramme
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Wissenstransfer

Das Institut stellt seine breit gefächerte Expertise zum aus-

ländischen und internationalen Privatrecht in diverser Weise 

in den Dienst der Allgemeinheit. Die Berater- und Gutachter-

tätigkeit nimmt hierbei einen besonderen Stellenwert ein. Zum 

einen werden am Institut rechtsvergleichende Großgutachten 

erarbeitet, die der wissenschaftlichen Vorbereitung von Ge-

setzgebungsvorhaben auf nationaler und internationaler Ebe-

ne dienen. Zum anderen erstattet das Institut deutschen – in 

Einzelfällen auch ausländischen – Gerichten und Behörden 

Rechtsauskünfte zu Fragen des internationalen Privatrechts 

sowie zu Fragestellungen ausländischen Rechts. Daneben sind 

die Direktoren, Emeriti und Leiter und Leiterinnen der Kompe-

tenzzentren in zahlreichen Gremien tätig und bekleiden öffent-

liche Ämter. Nicht zuletzt die zahlreichen Publikationen der 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (vgl. S. 88 ff.) in für 

die Rechtspraxis relevanten Zeitschriften stellen einen bedeu-

tenden Beitrag zum Wissenstransfer dar. 

I.	 Großgutachten und Stellungnahmen

Aufgrund seiner Referenten-Struktur, die es ermöglicht, spezi-

fische Kenntnisse zu ausländischen Rechtsordnungen mit 

Sachgebieten innerhalb des Privatrechts zu kombinieren, kann 

das Institut wie kaum eine andere Institution rechtsverglei-

chende Großgutachten und Stellungnahmen bewältigen. Die 

Aufträge für rechtsvergleichende Großgutachten dienen in den 

meisten Fällen der wissenschaftli-

chen Vorbereitung von Gesetz

gebungsvorhaben auf nationaler und 

internationaler  Ebene.  Auftraggeber  

sind  beispielsweise  Bundes

ministerien, die europäische   Kom

mission oder das Bundesverfas-

sungsgericht.

II.	 Rechtsauskünfte des Instituts

Das Institut erstattet im Auftrag von 

Gerichten Rechtsauskünfte zum inter-

nationalen und ausländischen Recht. 

Hierdurch unterstützen die Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler 

deutsche Gerichte bei der Beurteilung 

von grenzüberschreitenden Rechts-

fällen, in denen internationales  und  

ausländisches  Privatrecht,  Handels-,  

Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht 

sowie Verfahrensrecht anzuwenden 

sind. Zur Erteilung von Rechtsaus-

künften ist das Institut nicht verpflichtet. Es übernimmt Aufträge 

jedoch gern, wenn seine Forschungsaufgaben dies zulassen und 

der Gegenstand der Anfrage im wissenschaftlichen Interesse 

des Instituts liegt. Das Institut erfüllt mit seinen Rechtsauskünf-

ten ein nobile officium gegenüber der Allgemeinheit, indem es 

seine Kenntnisse in unparteiischer Weise dort zur Verfügung 

stellt, wo den Gerichten mangels eigener Sachkunde der Zugang 

zum ausländischen Recht fehlt. Für das Institut stellt diese Aus-

kunftstätigkeit zu konkreten gerichtlichen Verfahren gleichzeitig 

eine Brücke von der Wissenschaft zur Rechtspraxis dar. Im Jahr 

2016 wurden 62 derartige Rechtsauskünfte erstattet. Die Aus-

kunftstätigkeit umfasst grundsätzlich alle Bereiche des auslän-

dischen Zivil- sowie Zivilverfahrensrechts einschließlich des 

Kollisionsrechts. Regelmäßiger Ausgangspunkt von Rechtsaus-

künften zu einem Sachverhalt mit Auslandsbezug ist die Klärung, 

welche Rechtsordnung über die fraglichen rechtlichen Bezie-

hungen zwischen den Beteiligten entscheidet. In der Regel be-

treffen rund die Hälfte der bearbeiteten Rechtsauskunftsersu-

chen persönliche Rechtsbeziehungen  im  Bereich des 

Familien- und Erbrechts. Die Begutachtung schuldrechtlicher 

Fragestellungen bildet einen weiteren Schwerpunkt unter den 

Rechtsauskünften, wobei davon wiederum jeweils etwa die Hälf-

te der Auskunftsersuche vertragliche und außervertragliche 

Schuldverhältnisse betreffen.

Kurzbezeichnung des Referats	                  

Skandinavien-Referat	  1

Common Law-Rechtsordnungen I (Vereintes Königreich, Kana-
da, Australien, Neuseeland) 11

Common Law-Rechtsordnungen II (Afrika-Referat)  3

Frankreich-Referat (einschl. frankophones Afrika)  1

Schweiz-Referat  1

Spanien-Referat	  1

Italien-Referat  3

Südosteuropa-Referat  15

Griechenland-Referat	  2

Polen-Referat	  11

Russland-Referat	   1

Islam-Referat  9

China-/Südostasien-Referat  1

USA-Referate  1

Lateinamerika-Referat  1

Insgesamt 62

 Im Jahr 2016 erstattete Gutachten
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Im Laufe des Jahres 2016 entwickelte sich das Thema der An-

erkennungsfähigkeit von Minderjährigenehen im Lichte stei-

gender Flüchtlingszahlen aus mehrheitlich muslimischen Län-

dern zu einer verstärkt rechtspolitischen Debatte, die gerade 

in den Medien zuweilen durchaus emotional geführt wurde.

Dem Institut wurde 2016 ein Fall vorgelegt, im dem das Gericht 

nach der Wirksamkeit einer zwischen zwei Syrern geschlos-

senen Ehe fragte. Das Paar lebte seit seiner Flucht in Deutsch-

land, wo es zwischenzeitlich auch eine gemeinsame Tochter 

bekam. Die Ehe wurde einige Jahre zuvor in Libyen geschlos-

sen, die Ehefrau war zum damaligen Zeitpunkt 14 Jahre alt. 

Aus internationalprivatrechtlicher Sicht war der Fall auch 

durch die Regelung des UN-Abkommens über die Rechts-

stellung der Flüchtlinge von 1951, der sogenannten Genfer 

Flüchtlingskonvention, besonders interessant. Denn nach 

den Regelungen des Art. 12 Genfer Flüchtlingskonvention ist 

– zum Schutz von Flüchtlingen vor dem Recht ihres Verfolger-

staates – eine Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit in den 

Kollisionsnormen, die die persönlichen Lebensverhältnisse 

betreffen, stets durch den Wohnsitz zu ersetzen. Gleichzeitig 

schützt Art. 12 Genfer Flüchtlingskonvention aber auch wohl-

erworbene Rechte. Dies gilt infolge expliziter Benennung ins-

besondere für die Eheschließung.

Spätestens seit Ausbruch des syrischen Bürgerkriegs lebten 

die Eheleute in Libyen, das Mitglied der Genfer Flüchtlings-

konvention ist. Für die Bestimmung des Rechts, nach wel-

chem die grundsätzliche Wirksamkeit der Ehe zu beurteilen 

ist, kamen für das Institut insofern zwei Alternativen in Fra-

ge: Im Regelfall wären die materiellen Voraussetzungen der 

Eheschließung nach syrischem Recht als Heimatrecht beider 

Beteiligter zum Zeitpunkt der Eheschließung zu prüfen. Eine 

andere Beurteilung würde sich aber ergeben, wenn die Betei-

ligten bereits zum Zeitpunkt der Eheschließung Flüchtlinge im 

Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention waren. In diesem Fall 

wäre bereits für die materiellen Ehevoraussetzungen die Er-

satzanknüpfung des Art. 12 Genfer Flüchtlingskonvention von 

Bedeutung gewesen und libysches Recht über den gewöhn-

lichen Aufenthalt zur Anwendung gelangt. Entscheidend war 

insofern zunächst die Frage nach dem Eintreten der Flücht-

lingseigenschaft im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention.

Der allgemeine Flüchtlingsbegriff richtet sich nach Art. 1 Gen-

fer Flüchtlingskonvention in Verbindung mit Art. 1 II Protokoll 

über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1967. Flüchtling 

ist demzufolge im Allgemeinen, wer sich aus Furcht vor Ver-

folgung wegen Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit 

zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen politischer 

Überzeugung außerhalb seines Heimatstaats befindet. Im 

vorliegenden Fall erschien es hinsichtlich der Chronologie der 

Bürgerkriegsereignisse in Syrien durchaus möglich, dass die 

Flüchtlingseigenschaft bereits bei der Eheschließung bestand. 

Die Beteiligten befanden sich zu diesem Zeitpunkt außerhalb 

ihres Heimatstaats. Selbst wenn sie ihren Aufenthalt ur-

sprünglich nicht durch Flucht aus Syrien nach Libyen verlegt 

haben, so reicht es dennoch aus, dass sich der durch die poli-

tischen Ereignisse erzwungene Verzicht auf eine Rückkehr in 

den Heimatstaat bereits vor dem Zeitpunkt der Eheschließung 

eindeutig manifestiert hat – denn Flüchtlinge sind auch solche 

Personen, die zwar unter normalen Verhältnissen ausgereist, 

aber an einer sicheren Rückkehr gehindert sind oder bei einer 

Rückreise mit Verfolgung rechnen müssten.

Im Gutachten wurden die 

sachlichen Voraussetzungen 

der Eheschließung daher so-

wohl nach syrischem Recht 

(bei Eintreten der Flüchtlings-

eigenschaft nach der Ehe-

schließung) sowie nach liby-

schem Recht (bei Bestehen 

der Flüchtlingseigenschaft 

zum Zeitpunkt der Eheschlie-

ßung) geprüft.

In Syrien erlangt der Mann mit 

Vollendung des 18. Lebens-

jahres die Ehemündigkeit. Die 

Ehemündigkeit der Frau ist bereits mit Vollendung des 17. 

Lebensjahres gegeben. Das syrische Personalstatutsgesetz 

sieht zudem eine Sonderregelung u.a. für Mädchen ab dem 

vollendeten 13. Lebensjahr vor. Hiernach kann der Richter auf 

Antrag der Verlobten der Eheschließung zustimmen, wenn er 

deren körperliche Reife als gegeben ansieht. Ferner bedarf es 

der Zustimmung des Ehevormunds, sofern diese Funktion vom 

Vater oder Großvater des Mädchens ausgeübt wird.

Die Rechtslage in Libyen ist mit der syrischen vergleichbar. 

Hier setzt die Ehefähigkeit zunächst den Vollbesitz der Gei-

steskräfte und die Geschlechtsreife voraus und ist grund-

sätzlich mit Vollendung des 20. Lebensjahres erreicht. Das 

libysche Ehegesetz enthält aber ebenfalls eine Sonderrege-

lung für all jene Eheschließungen, die vor Vollendung des 20. 

Lebensjahres gewünscht werden. Demnach kann der Richter, 

die Zustimmung des Ehevormundes vorausgesetzt, eine sol-

che Eheschließung gestatten, wenn er diese für sinnvoll und 

notwendig erachtet.

GUTACHTEN ZUR MINDERJÄHRIGENEHE
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Ehepartner zusammengelebt haben und ob aus der Ehe bereits 

gemeinsame Kinder hervorgegangen sind, bei der Prüfung zu 

berücksichtigen seien. Nur so könne eine außerordentliche 

und unnötige Härte für die Beteiligten vermieden werden.

Ab wann der seit der Eheschließung vergangene Zeitraum 

ausreicht, um einen Vertrauensschutz der Beteiligten zu be-

gründen, wird in der Rechtsprechung jedoch unterschiedlich 

beurteilt. Folgt man der jüngsten Rechtsprechung des KG Ber-

lin, begründet eine vergleichsweise kurze Ehedauer – wie die 

drei Jahre im in Frage stehenden Fall – noch kein schutzwür-

diges subjektives Vertrauen der Beteiligten auf das Bestehen 

ihrer Ehe. Mit Blick auf die schutzwürdigen Interessen von aus 

der Ehe hervorgegangenen Kindern wird zum Teil die Auffas-

sung vertreten, diese seien insofern zu vernachlässigen, als 

die Unwirksamkeit der Ehe nicht auch die Rechtsstellung der 

Kinder in Deutschland beeinflusse. Insofern dürfe der Minder-

jährigenschutz gegenüber der Mutter nicht durch die Interes-

sen ihrer Kinder relativiert werden. Eine Mehrheitsmeinung ist 

insofern im Lichte jüngster Rechtsprechung nicht zu erkennen.

Bei einer Prüfung des ordre public ist zudem immer auch die 

Stärke des Gegenwartsbezugs zu berücksichtigen (die soge-

nannte „zeitliche Relativität des ordre public“). Obgleich die 

Konkretisierung des ordre public stets zum Zeitpunkt der ge-

richtlichen Entscheidung vorzunehmen ist, gilt es gleichzeitig 

zu vermeiden, über den Ordre-public-Vorbehalt rückwirkend 

und unbesehen in Rechtsverhältnisse einzugreifen, die zuvor 

im Ausland wirksam begründet wurden. Die hieraus resultie-

rende Gefahr „hinkender“ Rechtsverhältnisse gebietet dem-

entsprechend eine besondere Vorsicht bei der Beurteilung 

einer etwaigen Ordre-public-Widrigkeit.

Im geschilderten Fall könnte die Eheschließung der damals 

14-jährigen Ehefrau als weitestgehend abgeschlossener 

Sachverhalt bewertet werden. Zwar bestand die Ehe selbst 

weiterhin fort, die Beteiligte hatte aber inzwischen nahezu das 

17. Lebensjahr vollendet und damit ein Alter erreicht, in dem 

sie auch bei Anwendung des deutschen Rechts eine Ehe ein-

gehen könnte. Dementsprechend können zwar die Umstände, 

unter denen das Rechtsverhältnis im Ausland entstanden ist, 

als anstößig aufgefasst werden, eine andauernde Fortsetzung 

des ordre-public-widrigen Rechtssatzes wäre aber ange-

sichts des jetzigen Alters der Ehefrau zweifelhaft.

Im Ergebnis oblag die Frage, ob im Eheschließungsalter der 

Ehefrau ein Verstoß gegen den deutschen ordre public vorliegt, 

der Gesamtwürdigung durch das zuständige Gericht, da es sich 

bei Art. 6 EGBGB um eine Norm des deutschen Rechts handelt.

Aus Sicht sowohl des syrischen als auch des libyschen Fa-

milienrechts kam die Ehe der Parteien somit zunächst einmal 

wirksam zustande. Gleichzeitig wirft eine Ehemündigkeit un-

ter dem deutschen Mindestalter von 16 Jahren (mit familien-

gerichtlichem Dispens) regelmäßig Fragen hinsichtlich der 

Vereinbarkeit mit dem deutschen ordre public auf.

Vor der Vollendung des 16. Lebensjahres kann bei Anwendung 

des deutschen Rechts unter keinen Umständen eine Ehe ge-

schlossen werden. Der deutsche Gesetzgeber hat damit die 

grundsätzliche Entscheidung getroffen, ab welchem Alter ein 

Minderjähriger die notwendige körperliche und geistige Rei-

fe besitzt, um die staatliche Verpflichtung zu seinem Schutz 

hinter seinem eigenen Interesse an einer Eheschließung zu-

rücktreten zu lassen. Der Schutz Minderjähriger sichert deren 

freie Persönlichkeitsentfaltung und soll Willenserklärungen 

vorbeugen, deren Tragweite und Folgen Minderjährige nicht 

abschätzen können. Neben dem von der Bundesrepublik 

Deutschland ratifizierten UN-Eheschließungsabkommen von 

1962 und der UN-Kinderrechtskonvention von 1992 findet der 

Minderjährigenschutz in Art. 6 II GG auch grundgesetzliche 

Verankerung. Er gehört damit zu den unverzichtbaren Be-

standteilen des deutschen Rechts.

Ein Verstoß gegen den deutschen ordre public wird bei aus-

reichendem Inlandsbezug vor allem dann angenommen, wenn 

das berufene Recht ein Heiratsalter bestimmt, das unterhalb 

des 14. Lebensjahres liegt. Strittig ist bislang aber, ob auch eine 

Eheschließung oberhalb der Altersgrenze von 14 Jahren, aber 

vor Erreichen des 16. Lebensjahres mit wesentlichen Grund-

sätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist.

Das Gutachten sprach sich daher dafür aus, dass die Ent-

scheidung über die Vereinbarkeit des deutschen ordre public 

mit dem syrischen oder libyschen Eherecht und damit der 

wirksamen Eheschließung eines 14-jährigen Mädchens die 

Gesamtumstände des Einzelfalls einbeziehen sollte.

Zum einen gilt es zu berücksichtigen, dass in Fällen, in denen 

die Anerkennung einer im Ausland geschlossenen Ehe auf-

grund des Eheschließungsalters verneint wird, die Wirksam-

keit der Eheschließung im Heimatstaat der Eheschließenden 

unberührt bleibt. Eine Versagung unter Berufung auf die 

Ordre-public-Widrigkeit des Eheschließungsalters führt somit 

regelmäßig zu „hinkenden“ Rechtsverhältnissen. Dies hätte 

auch auf den in Frage stehenden Fall zugetroffen, in dem die 

Eheschließung der Beteiligten sowohl in Syrien als auch in Li-

byen weiterhin wirksam wäre. Würde die Frau in Deutschland 

zum Beispiel erneut heiraten, macht sie sich in ihrem Heimat-

land der Bigamie strafbar.

Zudem wird in Literatur und Rechtsprechung zum Teil die Auf-

fassung vertreten, dass auch die Fragen, ob und wie lange die 
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III.	 Beratertätigkeit und Gremienarbeit

Insbesondere die Direktoren, Emeriti und Leiter der Kompetenz-

zentren sind außerhalb des Instituts in zahlreichen Gremien tä-

tig und bekleiden öffentliche Ämter. Sie beraten im Rahmen von 

Rechtsreformen im In- und Ausland, engagieren sich in Exper-

tengruppen der EU-Kommission und stellen ihre Expertise als 

wissenschaftliche Beiräte zahlreicher Organisationen und Ar-

beitsgemeinschaften der Rechtspraxis zur Verfügung. 

Ausführliche Informationen hierzu finden Sie auf den Seiten 

113  ff. in diesem Bericht.

IV.	 Kommentare für die Rechtspraxis

Viele Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Instituts 

arbeiten regelmäßig an juristischen Kommentaren mit und be-

reiten ihre besondere Expertise in diesem Zusammenhang ge-

zielt für die Rechtspraxis auf. 

Münchener Kommentar zum GmbH-Gesetz

Als wissenschaftlich fundierter Großkommentar hat der von  

Holger Fleischer, Geschäftsführender Direktor am Max-Planck-

Institut für auslän-

disches und interna-

tionales Privatrecht, 

gemeinsam mit Wulf 

Goette, Vorsitzender 

Richter am Bundes-

gerichtshof  a.D., he-

rausgegebene Mün-

chener Kommentar 

zum GmbH-Gesetz den 

Anspruch, die mit mehr 

als einer Million Ge-

sellschaften beliebtes-

te Gesellschaftsform 

in Deutschland in ihrer 

ganzen Vielschichtig-

keit vorzustellen und 

analytisch zu durch-

dringen. Aus der Feder 

von Holger Fleischer stammen über 200 Textseiten zur Buchfüh-

rung und Bilanzierung sowie zur Geschäftsführerhaftung.

Holger Fleischer, Wulf Goette (Hg.), Münchener Kommentar zum 

GmbH-Gesetz. Bd. 1 (§§ 1-34), 2. Aufl., C.H. Beck, München 2015, 

XLII + 2712 S.

Kommentar zum Internationalen Erbrecht

Im Jahr 2016 erschien zudem eine ausführliche Kommentierung 

der Europäischen Erbrechtsverordnung sowie ihrer deutschen 

Ausführungsbestimmungen, an der ehemalige und aktuelle 

wissenschaftliche Mitarbeiter des 

Max-Planck-Instituts für auslän-

disches und internationales Pri-

vatrecht maßgeblich mitgewirkt 

haben. Mit dieser Publikation 

knüpfen sie an eine Reihe frü-

herer Arbeiten zur Europäischen 

Erbrechtsverordnung an, die in 

den letzten Jahren am Institut 

entstanden sind. Die Erbrechts-

verordnung, die am 16. August 

2012 in Kraft getreten ist und für 

alle Erbfälle ab dem 17. August 

2015 gilt, hat die Rechtsquellen-

lage im internationalen Erbrecht 

zwar deutlich vereinfacht. Sie wird 

die Rechtspraxis aber dennoch vor 

allem in den ersten Jahren mit vielen schwie-

rigen Problemen konfrontieren. Der 2016 erschienene Kom-

mentar soll als Kompass für die Rechtspraxis fungieren.

Der Kommentar bietet eine umfassende Darstellung des inter-

nationalen Erbrechts. Neben der Europäischen Erbrechtsver-

ordnung werden auch die einschlägigen internationalen Ab-

kommen erläutert, die für die Bundesrepublik in Kraft sind und

in ihrem Geltungsbereich die Verordnung verdrängen.

Herausgegeben wird der Kommentar von Anatol Dutta, Profes-

sor an der Universität Regensburg, und Johannes Weber, Ge-

schäftsführer des Deutschen Notarinstituts. Beide sind ehema-

lige wissenschaftliche Mitarbeiter des Max-Planck-Instituts für

ausländisches und internationales Privatrecht. 

Jan Peter Schmidt, aktuell wissenschaftlicher Referent am 

Institut, behandelt in seiner Kommentierung u.a. den Anwen-

dungsbereich der Europäischen Erbrechtsverordnung, bei dem

sich zahlreiche schwierige Fragen der Abgrenzung stellen, 

etwa zum Ehegüterrecht, zum Gesellschaftsrecht oder zum all-

gemeinen Sachenrecht. Die Vorschriften über das Europäische 

Nachlasszeugnis, die erstmals einen europaweit gültigen Erb-

nachweis schaffen, kommentiert Matteo Fornasier, ebenfalls 

wissenschaftlicher Referent am Institut.

Literaturhinweis: Anatol Dutta/Johannes Weber (Hg.), Internati-

onales Erbrecht, C. H. Beck, München 2016, 718 S.
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JuraSlam

Ein weiteres Format, mit dem die Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler des Instituts ihre persönlichen Forschungs-

themen der Öffentlichkeit präsentieren, ist der JuraSlam. In 

diesem an den ScienceSlam angelehnten, freundschaftlichen 

Wettbewerb treten Forscherinnen und Forscher mit Kurzvor-

trägen gegeneinander an. Das Publikum entscheidet, welcher 

Vortrag am spannendsten war. Im Jahr 2016 fand erstmals der 

JuraSlam Hamburg statt. Bei dieser hamburgweiten Veranstal-

tung gingen auch Slammerinnen und Slammer der Bucerius 

Law School, der juristischen Fakultät der Universität Hamburg 

sowie der Helmut-Schmidt-Universität an den Start. Knapp 500 

Zuschauer verfolgten die Veranstaltung im Auditorium der Bu-

cerius Law School.

V.	 Wissenstransfer in die interessierte Öffentlichkeit

Neben dem intensiven und facettenreichen Austausch mit der 

Rechtspraxis ist das Institut stets daran interessiert, den Kon-

takt zur breiteren Öffentlichkeit zu pflegen. Ziel ist es, der Öf-

fentlichkeit Einblick in die Ergebnisse und Projekte der am Insti-

tut betriebenen Grundlagenforschung zu geben. 

Private Law Gazette

Hierfür wurde mit der Private Law Gazette (PLG) 

im Jahr 2015 ein Print-Newsletter gestartet, 

der sich kontinuierlich steigender Beliebtheit 

erfreut. Inzwischen erhalten knapp 500 Adres-

saten die PLG, die zwei Mal jährlich erscheint. 

Die Redaktion der PLG hat sich zum Ziel gesetzt, 

die wissenschaftlichen Themen für ein breites 

Publikum aufzubereiten und damit aufzuzeigen, 

wie lebensnah rechtswissenschaftliche Grund-

lagenforschung sein kann. Wer den kostenlosen 

Newsletter beziehen möchte, kann sich per Mail 

an newsletter@mpipriv.de anmelden.
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Obwohl der Grundlagenforschung verpflichtet, ist das Insti-

tut stets daran interessiert, den Kontakt zur Rechtspraxis zu 

pflegen. Interessierte Gästegruppen und Besucher, etwa aus 

Gerichten, der Anwaltschaft, Notariaten, Verwaltungen oder 

Unternehmen sind am Institut willkommen und werden je nach 

thematischer Ausrichtung zu den Veranstaltungen des Instituts 

eingeladen. Außerdem ist das Institut durch seine Mitwirkung 

in der Initiative Rechtsstandort Hamburg mit der Rechtspraxis 

vor Ort eng verbunden.

Eine Auswahl der Besucherinnen und Besucher stellen wir hier 

vor. 

Standesbeamte

Im April 2016 fand am Institut eine von der Forschungsgruppe 

„Das Recht Gottes im Wandel“ initiierte Fortbildung für den 

Landesverband der hamburgischen Standesbeamten e.V. statt. 

Unter dem Thema „Aktuelle Entwicklungen des ausländischen 

und internationalen Familienrechts“ referierten unter anderem 

Nadjma Yassari und Lena-Maria Möller zu der Frage der Aner-

kennungsfähigkeit von „Adoptionen“ aus islamischen Ländern 

sowie zum Geltungsgrad von staatlichem und nichtstaatlichem 

Familienrecht in Syrien. Insgesamt besuchten rund 60 Standes-

beamte und Standesbeamtinnen aus Hamburg die Veranstal-

tung.

Studierende des Masterstudienganges „Chinesisches Recht 
und Rechtsvergleichung“

Studierende des Doppelmasterstudiengangs „Chinesisches 

Recht und Rechtsvergleichung“ der Universität Göttingen be-

suchten im Februar 2016 das Institut, um gemeinsam mit dem 

Leiter des China-Referats Knut Benjamin Pißler eine Überset-

zung des revidierten Werbegesetzes der Volksrepublik China zu 

erarbeiten.

Besuchergruppen

 IFLOS

Am 16. August 2016 waren Teilnehmer der Summer Academy der 

International Foundation of the Law of the Seas (IFLOS) am Institut 

zu Gast. Sie hörten einen Vortrag von Jürgen Basedow und 

besichtigten die Bibliothek.
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Mehr als 10 Prozent des gesamten Zugangs entfielen auf 

Schenkungen. Sie stammen in überwiegender Zahl von den 

Nutzern und Nutzerinnen der Bibliothek, die sich auf diese 

Weise für den guten Service bedanken.

Der Zuwachs an elektronischen Medien hält unvermindert an. 

Im Berichtszeitraum wurde u.a. eine Lizenz für die Datenbank 

des Otto Schmidt-Verlagsmoduls erworben. E-Books werden 

als Pakete von der Max Planck Digital Library (MPDL) gekauft  

und im lokalen OPAC nachgewiesen, sobald sie einen juristi-

schen Bezug aufweisen.

Der Bereich des Büchertausches wurde im vergangenen Jahr 

stark reduziert, da eine Weiterführung unter Berücksichtigung 

moderner Compliance- und Transparenzgrundsätze nur in Aus-

nahmefällen weiter möglich ist.

III.	 Catalogue Enrichment  
       Retrospektive Bearbeitung abgeschlossen

Seit dem Jahr 2008 werden im Rahmen des Catalogue Enrich-

ment eingescannte Inhaltsverzeichnisse in den Katalogisaten 

des OPAC verzeichnet. Für neue Literatur wurde dieser 

Prozess in den laufenden Geschäftsgang integriert. Die 

retrospektive Ergänzung von Inhaltsverzeichnissen bis 

zum Jahr 2000 konnte zum Jahresende 2016 abge-

schlossen werden. Damit enthält der OPAC nunmehr 

über 58.000 eingescannte Inhaltsverzeichnisse.

IV.  Benutzung und Service

Nach dem Abschluss der Sanierungsarbeiten im Jahr 

2015, von denen auch die Bibliothek unmittelbar betrof-

fen war, konnte die Nutzung der Bibliothek nunmehr 

wieder im Normalbetrieb laufen. Die Lesesaalplätze wa-

ren im gesamten Jahr durch Gäste aus aller Welt (aus 68 

Ländern) ausgebucht, die sich entweder zu einem län-

geren Forschungsaufenthalt von mehreren Monaten 

oder nur zu einem kürzeren Besuch von wenigen Wo-

chen im Institut aufhielten.

Neben den klassischen Bibliotheksfeldern übernimmt die Bibli-

othek weitere Serviceleistungen für das Institut. So hat sich die 

Eingabe der Publikationsdaten in dem Repositorium der Max-

Planck-Gesellschaft, MPG.PuRe, als Aufgabe der Bibliothek 

etabliert. Allein 2016 wurden über 200 Einträge verzeichnet. 

Damit schließt sich der Kreis: Die Bibliothekarinnen und Biblio

thekare verzeichnen die publizierten Forschungsergebnisse, 

die mit Hilfe der Bibliothek entstanden sind.

Bibliothek

Die Institutsbibliothek ist mit einem Bestand von mehr als 

530.000 Bänden die größte Spezialbibliothek Europas zum 

ausländischen und internationalen Privatrecht und hinsicht-

lich ihrer Größe und ihres Serviceangebotes weltweit bekannt 

und gefragt. Ihr Bestand enthält Fachliteratur aus mehr als 200 

Ländern weltweit, wobei Sprache und Schrift einer Veröffentli-

chung bei der Erwerbung keine Rolle spielen. Der Schwerpunkt 

der Sammlung liegt beim Zivilrecht entsprechend dem For-

schungsprofil des Instituts. Ein besonderes Augenmerk wird 

auf die Beschaffung von Literatur aus schwer zugänglichen 

Ländern gerichtet, um diese wenigstens an einem Ort der Welt 

gebündelt zugänglich zu machen.

I.	 Personal

Im Jahr 2016 stand nach über 15 Jahren ein Wechsel an der 

Spitze des Bibliotheksteams an: Prof. Dr. Holger Knudsen ver-

abschiedete sich in den wohlverdienten Ruhestand. Die neue 

Leiterin der Bibliothek Claudia Holland wechselte von der UB 

Leipzig an die Elbe.

II.	 Etat und Erwerbungen

Der Bibliothek stand ein Sachetat von über einer Million Euro 

zur Verfügung. Diese verteilen sich auf etwa 20 Prozent inlän-

dische und 80 Prozent ausländische Literatur. Die Verteilung 

zwischen Monografien und Zeitschriften beträgt ein Drittel 

Etatanteil Monografien zu zwei Drittel Etatanteil Zeitschriften.
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Statistische Angaben zur Bibliothek 

Statistische Angaben zur Bibliothek (Stand 31.12.2016)

  2015   2016

Bestand (Bände) 533.128 539.147

Laufende Periodika (inkl. Gesetzesblätter und Entscheidungssammlungen)

deutsche

ausländische

insgesamt 

326

1427

1753

315

1381

1696

Elektronische Medien

E-Books

E-Journals

Datenbanken

4533

4224 

42

5372

4547

44

Bibliotheksgäste

davon aus dem Ausland 

Dauergäste mit mehrwöchiger Zulassung 

davon aus dem Ausland

Kurzbesucher laut Gästebuch 

davon aus dem Ausland

744

402

421

331

323

71

937

472

485

386

452

86

Für Einzelheiten sei auf den gesondert erscheinenden Jahresbericht der Bibliothek hingewiesen. In diesem Bericht finden sich Infor-

mationen zum Personalbestand und zur Organisation der Bibliothek sowie zur Zusammensetzung des Bibliotheksausschusses. 
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Jahrestreffen der Freunde 
des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht

Seit 1986 besteht am Institut der gemeinnützige „Freunde 
des Hamburger Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Privatrecht e.V.“. Er bietet allen Freun-
den und Förderern des Instituts, ehemaligen und gegen-
wärtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie in- und 
ausländischen Gästen sowie Stipendiatinnen und Stipen-
diaten ein Forum, um sich für das Institut zu engagieren 
und den Kontakt mit dem Institut und untereinander zu 
pflegen. Der Verein geht über eine reine Alumni-Vereini-
gung hinaus, bietet aber auch gerade den „Ehemaligen“ 
eine ideale Möglichkeit, weiterhin über die Entwicklungen 
und die Forschung des Instituts informiert zu bleiben.

Der Verein veranstaltet jedes Jahr im Frühsommer das Jahres-

treffen der Freunde des Instituts, zu dem traditionell ein eintägi-

ges Symposium gehört, bei dem sich regelmäßig Freunde, För-

derer, Alumni und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

sowie Gäste des Instituts treffen und austauschen. 

Symposium „Specialized Courts“

Das Thema „Specialized Courts“ stand 2016 im Mittelpunkt der 

Veranstaltung. Der geschäftsführende Direktor Holger Flei-

scher führte in die Thematik der spezialisierten Gerichte ein 

und erläuterte, dass eine zunehmende Spezialisierung ein Zei-

chen unserer Zeit sei – auch und gerade im Recht. Anwälte 

spezialisieren sich, Juraprofessoren spezialisieren sich und 

sogar Studenten spezialisieren sich schon in ihren universitä

ren Schwerpunktbereichen.

Und wie steht es mit den Gerichten? Sollen auch sie sich spe-

zialisieren, und wenn ja, bis zu welchem Grade, auf welcher 

Ebene in der Gerichtshierarchie und mit welchem Zuschnitt? 

Zu den „specialized courts“ zählen nicht nur eigenständige Ge-

richtszweige wie hierzulande z.B. die Arbeitsgerichtsbarkeit, 

sondern auch spezialisierte Spruchkörper unter dem Einheits-

dach der ordentlichen Gerichtsbarkeit, etwa die Familienge-

richte als besondere Abteilungen bei den Amtsgerichten oder 

die Kammern für Handelssachen bei den Landgerichten. 

Arten und Typen der Gerichtsspezialisierung

Wer den Blick über Zeit- und Ländergrenzen hinweg schweifen 

lässt, erkennt sehr schnell, dass es vielfältige Schattierungen 

von „specialized courts“ gibt. Historisch hat sich etwa gegen 

Ende des Mittelalters in den oberitalienischen Städten mit der 

Handelsgerichtsbarkeit eine eigenständige Standesgerichts-

barkeit herausgebildet, also das Privileg der Kaufleute, nur von 

ihresgleichen gerichtlich beurteilt zu werden. 

Heute dominiert dagegen eine Spezialisierung der Spruchkör-

per nach Sachmaterien. Man findet etwa Patentgerichte, Kar-

tellgerichte, Landwirtschaftsgerichte oder Insolvenzgerichte. 

Für Insolvenzsachen verlangt das deutsche Recht sogar aus-

nahmsweise eine Spezialisierung der Richter: Nach § 22 Abs.  

6 Satz 2 GVG sollen Richter in Insolvenzsachen über belegbare 

Kenntnisse auf den Gebieten des Insolvenzrechts, des Han-

dels- und Gesellschaftsrechts sowie über Grundkenntnisse 

der für das Insolvenzverfahren notwendigen Teile des Arbeits-, 

Sozial- und Steuerrechts und des Rechnungswesens verfügen. 

Allerdings belehrt uns die Kommentarliteratur, dass es sich 

hierbei nur um eine Sollvorschrift handelt, deren Nichtbeach-

tung folgenlos bleibt.

Weiterhin gibt es im In- und Ausland Gerichte oder Spruch-

körper, die sich auf kleine Zivilsachen und geringfügige Forde-

rungen konzentrieren, die sog. small claims courts. Schließlich 

kann man aus jüngerer Zeit noch die Kuriosität der sog. pro-

blem solving courts nennen, bei denen Richter gewissermaßen 

in die Rolle von Therapeuten schlüpfen, beginnend mit den 

drug courts über domestic violence courts bis hin zu mental 

health courts.

Insgesamt hat es den Anschein, als sei der Trend zu stärkerer 

Gerichtsspezialisierung im In- und Ausland ungebrochen. So 

hat sich etwa der 70. Deutsche Juristentag 2014 in Hannover 

mit überwältigender Mehrheit für weitere Reformschritte in 

diese Richtung ausgesprochen. 

Vor- und Nachteile der Gerichtsspezialisierung

Ungeachtet aller Rufe nach größerer Gerichtsspezialisierung 

sind spezialisierte Spruchkörper allerdings kein Selbstzweck, 

sondern ein Mittel zur Erreichung übergeordneter Regelungs-

ziele: bessere und schnellere Entscheidungen, bedarfsgerech

te Justizdienstleistungen und eine effizientere Zivilrechtspfle-

ge. Neben vielen Vorteilen führt eine stärkere Spezialisierung 

aber auch zu manchen Nachteilen, die unweigerlich rechtspo-

litische Zielkonflikte heraufbeschwören. Vielleicht ist es hilf-

reich, diese Pro- und Contra-Argumente zu Beginn stichwortar-

tig vor die Klammer zu ziehen, um dann später zu prüfen, wie sie 

sich von Sachgebiet zu Sachgebiet auswirken, ob sie dort für 

oder gegen die Einführung von Spezialgerichten sprechen.
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 Nachteile einer Spezialisierung

Trotz vieler Vorteile gibt es freilich auch Schattenseiten der 

Spezialisierung. Negativ zu 

Buche schlägt, dass über-

mäßige Spezialisierung die 

Fragmentierung der einzel-

nen Rechtsgebiete befördert 

und zur Isolierung des jewei-

ligen Rechtsprechungskor-

pus beiträgt: Richter-Spezia-

listen neigen dazu, ihren 

eigenen Fachjargon, be-

reichsspezifische Denkmu-

ster oder bestimmte litigati-

on biases zu entwickeln und 

sich damit vom allgemeinen 

Fachdiskurs abzukoppeln. 

Dies kann zu einer übermä-

ßig ausziselierten Spruchpraxis, einem gefährlichen Tunnel

blick und in Einzelfällen auch zu persönlicher Überheblichkeit 

führen.

Zudem fehlt spezialisierten Gerichten die Befruchtung durch 

neue Rechtsideen aus benachbarten Gebieten. Ökonomisch 

gesprochen gibt es über verschiedene Rechtsgebiete hinweg 

Strukturparallelen und Komplementaritäten, die einen Teil der 

Spezialisierungsgewinne wieder aufzehren. 

Geht die Spezialisierung obendrein mit einer Zuständigkeits-

konzentration bei einem einzigen Spruchkörper einher, haben 

wir es mit einem veritablen Rechtsprechungsmonopolisten zu 

tun. Eine stetige Verbesserung der Spruchpraxis im Wettbe-

werb konkurrierender Gerichte um das beste juristische Argu-

ment ist dann nicht mehr ohne weiteres gewährleistet.

Darüber hinaus droht die Gefahr einer Vereinnahmung von 

Spezialgerichten durch eine hochspezialisierte Anwaltschaft 

oder partikulare Interessengruppen 

und damit ein Verlust an gerichtlicher 

Neutralität und Objektivität.

Hinzu kommen Schwierigkeiten 

bei einer zu engen Zuständig

keitsabgrenzung der Spezialgerichte, 

so dass sich Kläger gezwungen sehen, 

einen Teil ihrer Ansprüche doch vor 

den allgemeinen Gerichten zu ver-

folgen. Denkbar ist auch ein zustän-

digkeitsinduziertes Forum Shopping 

durch entsprechende Einkleidung oder 

Zuschneidung des Klagebegehrens. 

Vorteile einer Spezialisierung

Dass Arbeitsteilung Spezialisierungsgewinne hervorbringt, ist 

spätestens seit Adam Smiths berühmtem Stecknadelbeispiel 

Allgemeingut. Auch wenn ein Gericht keine Stecknadelfabrik 

ist, leuchtet im Ausgangspunkt unmittelbar ein, dass speziali-

sierte Spruchkörper weniger Zeit für die Recherche des aktu-

ellen Rechtsstands benötigen und rascher zum Kern des jewei-

ligen Rechtsstreits vordringen. Dies wiederum ermöglicht 

ihnen ein besseres Fallmanagement und eine höhere Erledi-

gungsquote. Zuweilen liest man auch, dass Spezialgerichte mit 

größerem Geschick auf einen Vergleich hinwirken: „Getting to 

Yes in Specialized Courts“, wie es in einem neueren Aufsatz 

heißt.

Neben der größeren administrativen Effizienz wird für Spezial-

gerichte vor allem ins Feld geführt, dass sie die Kohärenz und 

Konsistenz der Rechtsprechung fördern. Eine einheitlichere 

Rechtsprechung führt ihrerseits zu größerer Vorhersehbarkeit 

und in der Folge zu weniger Gerichtsverfahren.

Vorgebracht wird außerdem, dass spezialisierte Spruchkörper 

aufgrund ihrer Expertise bessere Entscheidungen fällen, die 

qualitativ gehaltvoller sind und im Rechtsmittelzug weniger 

häufig aufgehoben werden.

Zusammenfassend hat ein amerikanischer Richter, der vor dem 

US-Kongress für ein spezialisiertes Patentgericht geworben 

hat, die Vorteile gerichtlicher Spezialisierung in folgendes Bild 

gekleidet: „Wenn ich tagein, tagaus Gehirnchirurgie betreibe, 

dann stehen die Chancen sehr gut, dass ich dies schneller und 

besser kann als jemand anderes, der dies nur alle Jahre einmal 

macht.“ Die Suggestivkraft dieses Bildes hat ihre Wirkung nicht 

verfehlt: Dem Court of Appeals for the Federal Circuit wurde im 

Jahr 1982 die ausschließliche Zuständigkeit als Berufungsge-

richt in Patentstreitigkeiten als „sustained experiment in speci-

alisation“ übertragen, und Howard Markey, der wortmächtige 

Richter, wurde sein erster Chief Judge.
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Ferner können Spe-

zialgerichte zu län-

geren Anfahrtswegen 

für die Rechtssu-

chenden und einem 

Verlust an admini-

strativer Flexibilität 

führen, wenn das 

Fallaufkommen in 

dem betreffenden 

Spezialgebiet über-

raschend sinkt oder 

steigt. Schließlich 

wird gegen Spezialgerichte namentlich in Handels- und Wirt-

schaftssachen immer wieder der Vorwurf einer Zwei-Klassen-

Gerichtsbarkeit erhoben.

Leitfragen

Holger Fleischer schloss seine Einführung mit dem Gedanken, 

dass unter dem Strich die Aufgabe eines gerichtlichen Instituti-

onendesigns wohl viel komplexer und schwieriger ist, als es auf 

den ersten Blick scheinen mag. Zudem warf er einige Leitfra-

gen auf, die im weiteren Verlauf des Symposiums vertieft wur-

den: Wo gibt es eine Spezialisierung von Gerichten? Wie wird 

sie begründet? Welche Erfahrungen hat man mit ihr gemacht? 

Diese und weitere Fragen wurden im Anschluss aus verschie-

denen Blickwinkeln beleuchtet. 

So ging Anatol Dutta, Professor an der Universität Regens-

burg und ehemaliger wissenschaftlicher Referent am Institut, 

in seinem Vortrag auf die Bedeutung von „specialized courts“ 

im Familienrecht ein. Welche Auswirkungen Spezialisierungen 

auf das Europarecht haben, legte Vassilios Skouris, ehemaliger 

Richter und Präsident am Europäischen Gerichtshof in Luxem-

burg und Mitglied des Kuratoriums am Institut, dar. Wolfgang 

Hau, Professor an der Universität Passau und Richter am Ober-

landesgericht in München, setzte sich mit den sog. small claims 

courts in seinem Vortrag auseinander, also mit Gerichten, die 

sich auf kleine Zivilsachen und geringfügige Forderungen kon-

zentrieren. 

Im Anschluss an die Vorträge wurde auf dem Jahrestreffen des 

Vereins der Freunde intensiv diskutiert, welche Rechtsgebiete 

sich besonders gut für spezialisierte Gerichte eignen und warum. 

Die Beiträge werden in Rabels Zeitschrift für ausländisches 

und internationales Privatrecht (RabelsZ), Band 81, Heft 3, Juli 

2017 abgedruckt.
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152 Aus dem Institut

Priv.-Doz. Dr. Matteo Fornasier, wissenschaftlicher Referent 

am Max-Planck-Institut für Privatrecht, ist am 14. 

Dezember 2016 von der Fakultät für Rechtswissenschaft 

der Universität Hamburg habilitiert worden. Er hat 

die Lehrbefugnis für die Fächer Bürgerliches Recht, 

Arbeitsrecht, Internationales Privat- und Verfahrensrecht 

sowie Rechtsvergleichung erhalten. In seiner Habilita

tionsschrift mit dem Titel „Kollektivvereinbarungen im 

grenzüberschreitenden Unternehmen – Studien für 

ein europäisches Kollektivvertragsrecht“ untersucht 

Matteo Fornasier, inwieweit multinationale Unternehmen 

länderübergreifende Kollektivverträge abschließen 

können, die die Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmern 

in unterschiedlichen Ländern einheitlich regeln.

Prof. Dr. Christoph Kumpan, LL.M. (Univ. of Chicago), ehemali

ger wissenschaftlicher Referent am Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Privatrecht, 

ist einem Ruf an die Martin-Luther-Universität Halle-

Wittenberg gefolgt und seit dem 01.03.2016 Inhaber des 

Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Wirtschaftsrecht, 

Internationales Privatrecht und Rechtsvergleichung und 

Direktor des dortigen Instituts für Wirtschaftsrecht.

Prof. Dr. Patrick C. Leyens, LL.M. (London), Affiliate am Max-

Planck-Institut für Privatrecht, wurde für seine Vorlesung 

„Corporate Law & Economics“ im European Master in 

Law and Economics (EMLE) mit dem Best Teacher Award 

geehrt. EMLE zählt zu den international führenden Master-

Programmen im Bereich Recht & Ökonomik. Innerhalb 

der einjährigen Ausbildung besuchen Studierende 

mindestens zwei der insgesamt neun europäischen 

und außereuropäischen Partneruniversitäten. Die 

Vorlesung „Corporate Law & Economics“ zählt zum 

Pflichtprogramm im zweiten Trimester und wird an 

den Universitäten Bologna, Hamburg und Gent von 

verschiedenen Dozenten gleichzeitig angeboten. Leyens 

hat die hier ausgezeichnete Vorlesung „Corporate Law 

& Economics“ über mehrere Jahre an der Universität 

Hamburg und 2012 auch im Rahmen einer Gastdozentur 

an der Bilgi Universität in Istanbul gehalten. Aktuell 

bietet er sie an der Erasmus Universität Rotterdam an, 

die ihm 2014 einen Ruf zu einer Professur (ehrenamtlich) 

erteilt hat.

Personalien 2016
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Jürgen Basedow LL.M. (Harvard Univ.), 

Direktor am Max-Planck-Institut für ausländisches und 

internationales Privatrecht, wurde am 29. Januar 2016 

mit der Ehrendoktorwürde der Université Panthéon 

Assas (Paris II) ausgezeichnet. Anlässlich der 

Verleihung hob der frühere Präsident der Universität 

Louis Vogel in seiner Laudatio auf Jürgen Basedow die 

internationale Ausrichtung von dessen Werdegang und 

rechtswissenschaftlicher Arbeit hervor und bezeichnete 

ihn als einen wahrhaft europäischen Geist.

Dr. Sofie Cools, LL.M. (Harvard), wissenschaftliche Referentin 

am Max-Planck-Institut für Privatrecht, wurde für ihre 

Dissertation über die Kompetenzverteilung zwischen 

Hauptversammlung und Verwaltungsorgan in der 

Aktiengesellschaft am 12. Dezember 2016 mit dem 

belgischen Fernand Collin Preis für Recht ausgezeichnet. 

In ihrer Dissertation hat Sofie Cools eine Theorie 

für die optimale Kompetenzverteilung zwischen 

Hauptversammlung und Verwaltungsorgan entwickelt. 

Die Theorie basiert auf einer interdisziplinären und 

ökonomischen Analyse des Rechts. Gestützt auf 

Erkenntnisse aus der Rechtsvergleichung und der 

empirischen Rechtsforschung hat sie diese Theorie 

auf verschiedene Entscheidungen angewendet, die 

Gesellschaften fällen oder fällen können. Auf Grund

lage ihrer Forschungsergebnisse hat Sofie Cools 

Empfehlungen zur Verbesserung des belgischen 

Gesellschaftsrechts erarbeitet, die kürzlich in die Re

formvorschläge des belgischen Zentrums für Gesell

schaftsrecht aufgenommen wurden. Der Fernand Collin 

Preis für Recht, De prijs Fernand Collin voor Recht, ist 

einer der renommiertesten rechtswissenschaftlichen 

Preise in Belgien.

Dr. Konrad Duden, wissenschaftlicher Referent am 

Institut, wurde im Juni 2016 für seine Dissertation 

„Leihmutterschaft im Internationalen Privat- und 

Verfahrensrecht – Abstammung und ordre public im 

Spiegel des Verfassungs-, Völker- und Europarechts“ auf 

der Jahresversammlung der Max-Planck-Gesellschaft 

mit der Otto-Hahn-Medaille ausgezeichnet. Die Otto-

Hahn-Medaille wird jedes Jahr an junge Forscherinnen 

und Forscher für herausragende wissenschaftliche 

Leistungen von der Max-Planck-Gesellschaft verliehen. 

Es ist die zweite Auszeichnung, die Konrad Duden für 

seine Dissertation erhält. 2015 wurde er mit dem Serick-

Preis ausgezeichnet. 
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Brooke Adele Marshall, wissenschaftliche Referentin am 

Max-Planck-Institut für ausländisches und inter

nationales Privatrecht,  ist als einzige Absolventin des 

Summer Courses 2016 on Private International Law 

mit dem Diploma der Hague Academy of International 

Law ausgezeichnet worden. Zu den Summer 

Courses im Internationalen Privatrecht wurden im 

Berichtsjahr 280 junge Rechtswissenschaftlerinnen und 

Rechtswissenschaftler aus der ganzen Welt zugelassen. 

Pro Jahrgang werden dabei maximal zwei Diplome 

verliehen.

Dr. Jens Scherpe, ehemaliger Referent am Max-Planck-

Institut für Privatrecht und Vorsitzender des Vereins der 

Freunde, ist an der University of Cambridge zum Reader 

in Law ernannt worden.

Dr. Marlen Thaten, LL.M. (Harvard), ehemalige wissen

schaftliche Assistentin am Max-Planck-Institut für 

ausländisches und internationales Privatrecht, ist für ihre 

Dissertation mit dem Förderpreis der Esche Schümann 

Commichau Stiftung ausgezeichnet worden. In ihrer 

Dissertation „Die Ausstrahlung des Aufsichts- auf das 

Aktienrecht am Beispiel der Corporate Governance von 

Banken und Versicherungen“ geht Marlen Thaten auf 

die Anforderungen an die Corporate Governance von 

Finanzinstituten ein, die seit der Finanzkrise sprunghaft 

angestiegen sind.

Priv.-Doz. Dr. Nadjma Yassari, LL.M. (London), Forschungs

gruppenleiterin am Max-Planck-Institut für Privatrecht, 

ist am 1. Juli 2016 von der Fakultät für Rechtswissenschaft 

der Universität Hamburg habilitiert worden. Sie erhält 

damit die Lehrbefugnis für die Fächer Rechtsvergleichung, 

Internationales Privatrecht und Islamisches Recht.

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann, Direktor am Max-

Planck-Institut für ausländisches und internationales 

Privatrecht hielt die erste Adam-von-Trott-Lecture in 

Göttingen. Die Vorlesung war der Auftakt des Koope

rationsvorhabens „Demokratie – Widerstand – Inter

nationalität“ zwischen der Universität Göttingen und 

der Stiftung Adam von Trott. Adam von Trott zu Solz 

war Jurastudent der Universität Göttingen und einer 

der zentralen Widerstandskämpfer des 20. Juli 1944 

gegen die nationalsozialistische Herrschaft. Die Adam-

von-Trott-Lecture wurde ins Leben gerufen, um an den 

Widerstandskämpfer von Trott zu erinnern, der an den 

Vorbereitungen zum Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 

beteiligt war und deswegen zum Tode verurteilt wurde. 

Er sei ein vorausschauender Weltbürger gewesen, der 

für eine europäische Zoll- und Währungsunion eintrat 

und einen Gerichtshof für Europa forderte, so Thomas 

Oppermann, Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion, 

der das Kooperationsprojekt mit initiiert hat.

Personalien

† Prof. Dr. jur. Eike von Hippel, von 1965 bis 1993 

als wissenschaftlicher Referent am Institut, ist 

am 28. Januar 2016 verstorben. Während seiner 

wissenschaftlichen Tätigkeit für unser Institut 

wurde er von der Universität Hamburg habilitiert 

und zum Honorarprofessor berufen. Eike von Hippel 

betreute über seine gesamte Dienstzeit hinweg das 

Referat der Vereinigten Staaten von Amerika.
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Gesundheitstag 2016
am Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Privatrecht

Seit 2014 besteht am Institut der Arbeitskreis Gesundheit. Er 

bietet Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Instituts in jedem 

Jahr Gesundheitstage mit verschiedenen Themenschwer-

punkten an und kümmert sich so um die betriebliche Gesund-

heitsförderung. Er hat auf Basis einer Mitarbeiterumfrage zwei 

seit 2014 bestehende professionell geleitete Kurse initiiert. 

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird damit während 

der Mittagspause die wöchentliche Teilnahme an Yoga und 

Rückengymnastik auf Selbstkostenbasis ermöglicht. Auch eine 

Rückenmassage steht seither zweiwöchentlich für Selbstzah-

ler zur Verfügung. 

Nach den ersten Themenschwerpunkten „Sport und Ent-

spannung“ im Jahr 2014 sowie „Augengesundheit“ und „Hö-

ren und Stress“ in 2015 mit verschiedenen Vorträgen, Tests 

und Schnupperkursen, wurde am 28. Juni 2016 wieder eine 

Fitnessmeile aufgebaut, wobei das Thema diesmal „Herz-

Geschichten“ lautete.

Alle Angebote konnten während der Arbeitszeit genutzt 

werden. 

Die Vielfalt des Angebots lässt sich aus dem Programm 

ersehen:

GESUNDHEITSMOBIL: Fahrzeug mit einem Trainings-

gerät zur Maximalkraftmessung der Muskulatur, Inten-

sivtraining für Bauch- und Rückenmuskulatur unter 

Anleitung und durch einen Physio-/Sporttherapeuten.

FIT MACHT FIT: Trainingseinheit unter Anleitung von 

Sporttherapeuten, 15 Min. an fünf unterschiedlichen 

Stationen.

FÜNF MACHT FIT: Gerät zur Aufrichtung und Deh-

nung von Faszien- und Muskelketten unter Anlei-

tung von einem Sporttherapeuten.

S3-BALANCE-BOARD TEST und KÖRPERFETT-

MESSUNG (DAK Infostand).

CARDIO-CHECK: Gesundheits- und Vitalitätspa-

rameter wie Blutzuckerwert, Cholesterinspiegel 

und der Blutdruck.

VENEN-Screening: Oftmals typische Beschwerden einer Ve-

nenerkrankung erkennen.

Der Gesunheitstag wurde von den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern wieder sehr gut angenommen. 
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Drittmittel & Spenden

Die Arbeit des Instituts wird durch Drittmittel und Spenden unterstützt. Diese zusätzlichen Mittel erlauben es 

uns unter anderem, besondere Forschungsprojekte und Veranstaltungen durchzuführen, einem bestimmten 

Zweck gewidmete Stipendien zu vergeben und Anschaffungen zu tätigen, die sonst nicht finanziert werden 

könnten.

Wir bedanken uns daher sehr herzlich bei unseren Drittmittelgebern und Spendern, die unsere Arbeit im Jahr 

2016 unterstützt haben:

–	 Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz 
Förderung zur Durchführung des Forschungsprojektes zum gegenwärtigen Geltungsgrad von staatlichem 
und nichtstaatlichem Familienrecht in Syrien und dem Irak

–	 DAAD 
Projektbezogener Personenaustausch mit Japan (DAAD-JSPS Joint Research Program) 
„Parteiautonomie“

–	 Fritz Thyssen Stiftung 
Symposium „Self-Regulation in Private Law in Japan and Germany“, 3. – 5. November 2016

–	 Georgetown University, School of Foreign Service in Qatar, Center for International and Regional 
Studies 
Förderung des Forschungsprojektes „The Gulf Child: A New Phase of Family Law Reform?” von Frau Dr. 
Lena-Maria Möller aus der Forschungsgruppe „Das Recht Gottes im Wandel – Rechtsvergleichung im 
Familien- und Erbrecht islamischer Länder“

–	 Max Planck Förderstiftung 
Anschubfinanzierung der Forschungsgruppe „Das Recht Gottes im Wandel – Rechtsvergleichung im 
Familien- und Erbrecht islamischer Länder“

–	 Mohr Siebeck GmbH & Co. KG  
Freie Spende

Drittmittel/Spenden



156 Aus dem Institut

Stand 31.12.2016

Gesamt Vollzeit Teilzeit

Wissenschaftlicher Bereich

Wissenschaftliche Mitarbeiter/-innen 20 19 1

Nachwuchswissenschaftler/-innen 30 15 15

Wissenschaftliche Hilfskräfte 17  0 17

Forschungsgruppe

Wissenschaftliche Mitarbeiter/-innen 1 1 0

Nachwuchswissenschaftler/-innen

Wissenschaftliche Hilfskräfte 1 0 1

aus Drittmitteln finanziert

Wissenschaftliche Mitarbeiter/-innen (Referenten/-innen) 3 0 3

Nachwuchswissenschaftler/-innen

Wissenschaftliche Hilfskräfte 3 1 2

Servicebereiche und Infrastruktureinrichtungen

Bibliothek 19 12 7

EDV 5 5 0

Forschungskoordination/Öffentlichkeitsarbeit 4 0 4

Redaktionen/Lektorate 9 2 7

Sekretariate 7 3 4

Verwaltung 15 6 9

Haustechnik 2 2 0

Beschäftigte am Institut insgesamt 137 67 70

Statistische Angaben zum Personal
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